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Deutschlands Abiturientinnen und Abiturienten werden allem 
Anschein nach immer leistungsfähiger, zumindest auf dem Pa-
pier. Fast überall in Deutschland haben sich die Abitur- Noten 
in den vergangenen Jahren auffällig verbessert. In Berlin zum 
Beispiel lag der Anteil der Einsernoten 2013 sogar fast doppelt 
so hoch wie sieben Jahre zuvor. Besonders kluge Schülerinnen 
und Schüler scheint es in Thüringen zu geben. Im Jahre 2013 
schlossen dort 38 Prozent aller Prüflinge mit einer Eins vor 
dem Komma ab. Im Hochschulbereich verläuft die Entwick-
lung teilweise ähnlich. 70 bis 90 Prozent der Absolventen in 
Fächern wie BWL, Soziologie und Psychologie schneiden mit 
mindestens mit einer Zwei im Abschlusszeugnis ab. Die Ein-
führung der Bachelor- und Masterstudiengänge scheint den 
Trend zu verstärken. Die Statistik über die Abschlussnoten des 
Bachelorstudiengangs Chemie an der Freien Universität (FU) 
Berlin im Zeitraum Wintersemester 2007/2008 bis zum Som-
mersemester 2012 weist 271 Bachelorabschlüsse aus. 28 Ab-
solventen erhielten die Note sehr gut, 171 bekamen ein „gut“, 
72 immerhin noch ein „befriedigend“. Die Note „ausreichend“ 
wurde gar nicht vergeben. Nicht ausgenommen von diesem 
Trend sind die Verwaltungshochschulen und Akademien. 
Auch hier hat sich in vielen Fächern/Modulen – speziell im 
Bereich der Sozialwissenschaften – eine Notentendenz nach 
„oben“ eingeschlichen. Da kann es durchaus vorkommen, dass 
Studierende, die „nur“ ein schwaches „Gut“ bekommen haben, 
sich unter Verweis auf die viel besseren Zensuren in anderen 
Fächern beschweren.

Die Ministerin für Innovation, Wissenschaft und Forschung 
Nordrhein-Westfalen Svenja Schulze ist gleichwohl nicht zu-
frieden. Sie verweist auf Berechnungen des Deutschen Zen-
trums für Hochschul- und Wissenschaftsforschung, wonach 
ein Drittel der Studenten an den Universitäten und knapp 
ein Viertel der Studenten an den Fachhochschulen das Stu-
dium nicht abschließt. Sie will deshalb ein „Prämienmodell“ 
einführen, das „stark auf den Studienerfolg ausgerichtet“ sein 

soll. Damit sollen die „Bemühungen der Hochschulen für ein 
erfolgreiches Studium“ honoriert werden. Die Hochschulen 
erhalten künftig 18.000 Euro für jeden zusätzlichen Studi-
enanfänger und eine Erfolgsprämie von 4.000 Euro für jeden 
Studienanfänger und jede Studienanfängerin, die das Erststu-
dium abschließt. Viel Geld ist das im Vergleich zur bisherigen 
Förderung (pauschal 20.000 Euro pro Studierende/r) nicht, 
aber der Kontostand der Hochschulen wird immerhin um ei-
nige Millionen wachsen. 

Eine gute Hochschulausbildung mit möglichst guten Examen 
ist ein ehrenwertes Ziel, keine Frage. In einem Kommentar 
zu diesem Thema in der ZEIT (Nummer 31 vom 30. Juli 
2015, Seite 59) stand, es solle bessere Eingangstests vor Stu-
dienbeginn und eine bessere Lehre geben. Man müsse auch 
was gegen die „systematische Überforderung“ der Anfänger 
in den MINT-Fächern tun. Das klingt vernünftig und ange-
hende Mathematiker oder Informatiker lesen das sicher gern. 
Schwierig werden Reformen aber erfahrungsgemäß, wenn es 
um die Umsetzung geht: sie fordert eine Menge Mühe, Zeit 
und – natürlich – auch Geld. In sprichwörtlicher Kürze: Ohne 
Fleiß kein Preis! Die Idee des Wissenschaftsministeriums hat 
demgegenüber den Charme, dass die Erfolgsprämiengelder 
schon dann fließen, wenn Studierende nicht „abspringen“ und 
das Examen, egal wie, schaffen. Die Hochschulen könnten des-
halb versucht sein, diese „Erfolge“ durch eine noch großzügi-
gere Benotungs- und Prüfungspraxis zu erzielen. 
Natürlich müssen die Hochschullehrer und die Prüfer mitspie-
len. Das kann in manchen („harten“) Fächern (zum Beispiel 
Medizin und Jura) Probleme machen. Ein Satz von Marcus 
Tullius Cicero dürfte aber immer noch stimmen: „Keine Fes-
tung ist so stark, dass Geld sie nicht einnehmen kann!“ Viel-
leicht hilft es ja schon, wenn die Leistungsprämien für die 
Professoren um einen Bonus-Anteil erhöht werden.

� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

66. Jahrgang� 9/2015
DVP DEUTSCHE 

VERWALTUNGS-
PRAXIS

Editorial

353

Prämien für erfolgreiches Studieren – ein Erfolgsmodell?



354 DVP 9/15 · 66. Jahrgang

Abhandlungen
Carolin Nölker/Brigitte von Rüden-Kampmann
Qualitätssicherung und Optimierung von  
Personalauswahlentscheidungen in der  
öffentlichen Verwaltung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 355
Der demografische Wandel stellt sowohl privatwirtschaftliche Unter-
nehmen und Betriebe als auch öffentliche Verwaltungen vor die große 
Herausforderung, ein zukunftsorientiertes Personalmanagement zu 
gestalten. Dabei ist die Auswahl geeigneter Bewerber für die zu beset-
zenden (Ausbildungs-)Stellen von zentraler Bedeutung.
Fehlerhafte Personalauswahlentscheidungen verursachen zum einen 
hohe (verdeckte) Kosten, zum anderen können durch eine anforde-
rungsgerechte Gestaltung von Personalauswahlverfahren rechtliche 
Konsequenzen aus Konkurrentenklagen vermieden werden.
Der Beitrag stellt verschiedene Aspekte eines Auswahlverfahrens dar, 
u.a.
–	� Eignungsdiagnostische Verfahren der Personalauswahl,
–	� Qualitätssicherung in der Personalauswahl,
–	� Normierte Eignungsbeurteilungen (Inhalte und Ziele, Umset-

zungsmöglichkeiten und rechtliche Verbindlichkeit, Stärken und 
Schwächen),

–	� Personalauswahlverfahren in der Praxis.
Besonders eingegangen wird auf die DIN 33430, die Qualitätskrite-
rien und -standards für berufsbezogene Eignungsbeurteilungen und 
Qualifikationsanforderungen an die an der Eignungsbeurteilung 
beteiligten Personen beschreibt.
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Auf das Ziel der Landesregierung NRW, Gemeinsamkeiten und 
Kooperationen zwischen den Städten und Kreisen des Ruhrge-
biets zu verbessern, war bereits in der Darstellung des gescheiter-
ten 1. Gesetzentwurfs hingewiesen worden (DVP 2015, Heft 5, S. 
188/192). Nunmehr ist im Mai 2015 das „Gesetz zur Stärkung des 
Regionalverbands Ruhr“ veröffentlicht worden, dessen wesentliche 
Änderungen zur vorherigen Rechtslage in diesem Beitrag erläutert 
werden.
Hervorzuheben ist hier die künftige direkte Wahl der Mitglieder der 
Verbandsversammlung durch die Bürger der Mitgliedskörperschaf-
ten, erstmals im Jahre 2020. 
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Das Glossar zu Begriffen der Verwaltungssprache wird fortgesetzt. 
Besprochen werden hier die Themen „Archivverwaltung“, „Bürokra-
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in der Verwaltung“. 
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Im Rahmen dieser Klausur ist zu prüfen, ob eine rechtswidrige Bau-
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Gegenstand dieser Fallbearbeitung aus dem Ordnungsrecht sind 
die Erfolgsaussichten einer Klage gegen eine Ordnungsverfügung, 
mit der u.a. Vorführungen und Veranstaltungen in einer Gaststätte 
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Erwerbstätigenfreibetrag.

Rechtsprechung
Anforderungen an Durchsuchung
(BVerfG, Beschluss vom 13.03.2014 – 2 BvR 974/12)............... 387
Sondernutzung öffentlicher Straßen durch umherlaufende Perso-
nen mit Werbeträgern auf dem Rücken – sog. Moving-Boards
(OVG Münster, Beschluss vom 17.07.2014 – 11 A 2250/12).... 390
Unzuverlässigkeit eines Gastwirts
(VGH Kassel, Beschluss vom 04.09.2012 – 6 B 1557/12)......... 391
Für Kosten zum Erwerb eines Führerscheins bei der freiwilligen 
Feuerwehr kann eine Rückzahlungspflicht nicht begründet werden
(VGH München, Urteil vom 24.04.2015 – 4 BV 13.2391)....... 394

Schrifttum� 395

Die Schriftleitung 

Die DVP im September 2015/Inhaltsverzeichnis

Ihr aktueller DVP-Jahrgang aufgebunden – mit unserer Einbanddecke 
(rot, mit Einschub für die entsprechende Jahreszahl).

Jetzt bestellen für nur 9,95 € bei vertrieb@dvp-digital.de !



355DVP 9/15 · 66. Jahrgang

Abhandlungen

1 	 Einführung

Der demografische Wandel stellt sowohl privatwirtschaftliche Un-
ternehmen und Betriebe als auch öffentliche Verwaltungen vor die 
große Herausforderung, ein zukunftsorientiertes Personalmanage-
ment zu gestalten. Dabei ist die Auswahl geeigneter Bewerber1 für 
die zu besetzenden (Ausbildungs-)Stellen von zentraler Bedeutung. 
Fehlerhafte Personalauswahlentscheidungen verursachen zum einen 
hohe (verdeckte) Kosten, zum anderen können durch eine treffsichere 
bzw. anforderungsgerechte Gestaltung von Personalauswahlverfahren 
rechtliche Konsequenzen aus Konkurrentenklagen vermieden werden. 
Um Personalauswahlentscheidungen zu verbessern, können verschie-
dene eignungsdiagnostische Verfahren eingesetzt werden. 
Mit der Einführung der DIN 33430 zu „Anforderungen an Verfah-
ren und deren Einsatz bei berufsbezogenen Eignungsbeurteilungen“2 
wurden im Jahre 2002 Standards zur Sicherung und Verbesserung der 
Qualität in der Personalauswahl und Personalentwicklung festgelegt. 
Neben der Auseinandersetzung mit den Inhalten, Zielen und Be-
sonderheiten der DIN 33430 wird im Folgenden der Blick auf die 
tatsächliche Ausgestaltung der Personalauswahlprozesse in der Ver-
waltungspraxis gerichtet: 
Wie wird das Nachwuchskräfteauswahlverfahren – fokussiert auf 
die Auswahl der Anwärter des gehobenen nichttechnischen Ver-
waltungsdienstes – in öffentlichen Verwaltungen gestaltet? Inwie-
fern hat eine Qualitätssicherung in der Personalauswahl (durch die 
Umsetzung der eignungsdiagnostischen DIN 33430) Einzug in die 
Verwaltungspraxis gehalten? Welche Schlüsselfaktoren schätzen Per-
sonalverantwortliche bei der Bewerberauswahl?
Ausgehend von diesen Kernfragen wurden Experteninterviews 
durchgeführt.3 Die befragten Personalverantwortlichen schildern Er-
fahrungen aus der Verwaltungspraxis und benennen Faktoren, welche 
sie im Rahmen der Personalauswahl schätzen und sich langjährig 
bewährt haben.

2 	 Eignungsdiagnostische Verfahren der Personalauswahl

Die Auswahl potenzieller Mitarbeiter für die zu besetzenden (Aus-
bildungs-)Stellen setzt die Eignung der Kandidaten für die ent-
sprechenden Tätigkeiten voraus. Nach Art. 33 Abs. 2 GG hat jeder 

* 	 Carolin Nölker, Bachelor of Laws (LL.B.), ehem. Studierende der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung NRW; Prof. Dr. Brigitte von Rüden-Kampmann lehrt 
an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW.

1 	 In den folgenden Ausführungen wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit bei 
geschlechtsspezifischen Begriffen die maskuline Form verwendet. Diese Form 
versteht sich explizit als geschlechtsneutral und schließt somit die feminine Form 
mit ein.

2 	 DIN Deutsches Institut für Normung e. V., DIN 33430. Anforderungen an Ver-
fahren und deren Einsatz bei berufsbezogenen Eignungsbeurteilungen, Berlin 
2002.

3 	 Die in Rede stehenden Experteninterviews wurden von Carolin Nölker im Zu-
sammenhang mit ihrer Bachelorthesis an der FHöV NRW zur Thematik: „Qua-
litätssicherung und Optimierung von Personalauswahlentscheidungen in der 
öffentlichen Verwaltung“ geführt. 

Deutsche nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte. Geeignet in diesem 
Sinne ist „nur, wer dem angestrebten Amt in körperlicher, psychischer 
und charakterlicher Hinsicht gewachsen ist“4. Der Grundgedanke 
eines Auswahlverfahrens im öffentlichen Dienst ist das im Grund-
gesetz verankerte Prinzip der Bestenauslese, sodass eine rechtmäßige 
Auswahlentscheidung nur unter Berücksichtigung des Leistungs-
grundsatzes erfolgen kann.5 Der Dienstherr hat entsprechend zu 
prognostizieren, ob der Bewerber die zukünftigen Anforderungen 
und Erwartungen, die an die zu besetzende Stelle geknüpft sind, er-
füllen wird.6 Hilfestellung bei dieser Entscheidung bieten berufseig-
nungsdiagnostische Methoden. Die Berufseignungsdiagnostik, ein 
Teilgebiet der Personalpsychologie, beschreibt die „Methodologie der 
Entwicklung, Prüfung und Anwendung psychologischer Verfahren 
zur eignungsbezogenen Erfolgsprognose und als Entscheidungshilfe 
im beruflichen Kontext“7. Für die Untersuchung eignungsrelevanter 
Aspekte der Berufstätigkeit stehen verschiedene Methoden der Ar-
beits- und Anforderungsanalyse zur Verfügung, die zur Erstellung ei-
nes Anforderungsprofils eingesetzt werden können.8 Die Arbeitgeber 
des öffentlichen Dienstes sind nach Art. 33 Abs. 2 GG verpflichtet, 
vor der Auswahlentscheidung bzw. vor der Besetzung der Stelle ein 
Anforderungsprofil für die entsprechende Stelle festzulegen.9
Um die Eignung eines potenziellen Bewerbers feststellen zu können, 
gibt es verschiedene eignungsdiagnostische Instrumente, welche sich 
im Sinne des trimodalen Ansatzes nach Schuler und Höft in drei 
grundsätzliche methodische Ansätze gliedern lassen: 
(1) 	 den Eigenschafts- bzw. Konstruktansatz, 
(2) 	 den Simulationsansatz und 
(3) 	 den biografischen Ansatz.10

Der Eigenschafts- oder Konstruktansatz erfasst Merkmale wie z. B. 
Gewissenhaftigkeit und sprachgebundene Intelligenz, die als relativ 
stabil anzusehen sind und misst diese in der Regel mithilfe psycholo-
gischer Tests.11 Psychologische Tests zeichnen sich durch eine Standar-
disierung und die Messung individueller Verhaltensmerkmale aus, aus 
denen Schlüsse auf die Eigenschaften der entsprechenden Person oder 
auf ihr Verhalten in anderen Situationen abgeleitet werden können.12

4 	 BVerfG, Beschluss v. 21.02.1995, 1 BvR 1397/93, JZ 1995, S. 898. 
5 	 Vgl. Hoffmann, B., Rechtssichere Personalauswahl in der öffentlichen Verwal-

tung. Stellen nach dem Bestenprinzip besetzen, in: Gourmelon, A. (Hrsg.), PöS 
– Personalmanagement im öffentlichen Sektor, Heidelberg u. a. 2013, S. 15. 

6 	 Vgl. Hoffmann (Fn. 5), S. 66. 
7 	 Schuler, H., Höft, S., Konstruktorientierte Verfahren der Personalauswahl, in: 

Schuler, H. (Hrsg.), Lehrbuch der Personalpsychologie, 2. Auf l., Göttingen 
2006, S. 102. 

8 	 Nähere Informationen zur Arbeits- und Anforderungsanalyse siehe Schuler, H., 
Arbeits- und Anforderungsanalyse, in: Schuler, H. (Hrsg.), Lehrbuch der Per-
sonalpsychologie, 2. Aufl., Göttingen 2006, S. 45 ff. 

9 	 Vgl. BAG, Urt. v. 21.01.2003, 9 AZR 72/02, juris, Rn. 33.
10 	Vgl. Schuler, Höft (Fn. 7), S. 103.
11 	Vgl. Schuler, Höft (Fn. 7), S. 103.
12 	Vgl. Brandstätter, H., Die Ermittlung personaler Eigenschaften kognitiver Art, 

in: Reber, G. (Hrsg.), Personalinformationssysteme, Stuttgart 1979, S. 82.

Carolin Nölker/Brigitte von Rüden-Kampmann*

Qualitätssicherung und Optimierung von Personalauswahl-
entscheidungen in der öffentlichen Verwaltung 
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Qualitätssicherung und Optimierung von Personalauswahlentscheidungen in der öffentlichen Verwaltung� Carolin Nölker/Brigitte von Rüden-Kampmann

Das Hauptkennzeichen simulationsorientierter Personalauswahl-
verfahren ist der diagnostische Einsatz realitätsnaher Simulationen 
wichtiger beruflicher Aufgaben mit dem Ziel, die Leistung bzw. Leis-
tungsfähigkeit in konkreten beruflichen Anforderungen zu erfassen.13 
Die simulationsorientierten Verfahren können dabei unterteilt wer-
den in (psycho-)motorische Aufgaben (z. B. die manuelle Arbeitspro-
be), individuelle, situationsgebundene Aufgaben (z. B. die sogenannte 
Postkorbaufgabe) sowie interaktive, simulationsorientierte Verfahren 
(z. B. ein Rollenspiel mit mehreren Teilnehmern).14

Der Grundsatz des biografiebezogenen Ansatzes ist der direkte 
Rückschluss von vergangenem Verhalten und Leistungsergebnissen 
auf entsprechende zukünftige Leistungen.15 Neben den wesentlichen 
biografischen Elementen wie Lebenslauf (mit Arbeitszeugnissen und 
Referenzen) sowie Schulnoten, können biografische Informationen 
auch im persönlichen Gespräch ermittelt werden.16 

3 	 Qualitätssicherung in der Personalauswahl 

Der Begriff „Qualität“ (lat. qualis = wie beschaffen) beschreibt nach 
allgemeiner (sprachlicher) Auffassung, die Beschaffenheit, die Güte 
oder den Wert eines Objektes.17 Qualität im Sinne von DIN-Nor-
men kann als die „realisierte Beschaffenheit einer Einheit bezüglich 
Qualitätsanforderung an diese“18 definiert werden.
Als qualitätssichernd werden alle systematisch geplanten Maßnahmen 
klassifiziert, die zur Überwachung der Qualität von Verfahren dienen, 
auf Qualitätsmängel aufmerksam machen und deren Ursachen besei-
tigen.19 Grundsätzlich setzt Qualität neben Organisationsstrukturen 
(Strukturqualität), die eine kontrollierte Ausgestaltung der Abläufe und 
Verfahren ermöglichen (Prozessqualität), auch eine für die Etablierung 
eines Qualitätsmanagementsystems beständige Überprüfung der Er-
gebnisse voraus (Ergebnisqualität).20 Im Rahmen einer Qualitätssi-
cherung sind verschiedene Qualitätselemente von Bedeutung, wie z. B. 
klar strukturierte Abläufe, systematische Qualifizierung der Mitarbei-
ter und vollständige Dokumentation.21 Eine Vielzahl nationaler und 
internationaler Initiativen beschäftigt sich mit der Qualitätssicherung 
und -optimierung der psychologischen Diagnostik.22

Als Maßnahme der Qualitätssicherung wird in allen Phasen der Eig-
nungsbeurteilung eine Methodenvielfalt empfohlen.23 Verschiedene 
Methoden bzw. Methodenkombinationen weisen sehr unterschied-

13 	Vgl. Höft, S., Funke, U., Simulationsorientierte Verfahren der Personalauswahl, 
in: Schuler, H. (Hrsg.), Lehrbuch der Personalpsychologie, 2. Aufl., Göttingen 
2006, S. 146.

14 	Vgl. Höft, Funke (Fn. 13), S. 147. Die Autoren nehmen Bezug auf eine Unterschei-
dung von Robertson und Kandola (1982). 

15 	Vgl. Schuler, H., Berufseignungsdiagnostik. Vocational Assessment, in: Peter-
mann, F., Eid, M. (Hrsg.), Handbuch der Psychologischen Diagnostik, Göttin-
gen 2006, S. 724. 

16 	Vgl. Schuler (Fn. 15), S. 724 f. 
17 	Vgl. Bruhn, M., Qualitätsmanagement für Dienstleistungen. Grundlagen, Kon-

zepte, Methoden, 8. Aufl., Berlin u. Heidelberg 2011, S. 33. 
18 	Geiger, W., Qualität als Fachbegriff des QM, in: Zollondz, H.-D. (Hrsg.), Lexi-

kon Qualitätsmanagement. Handbuch des modernen Managements auf der Basis 
des Qualitätsmanagements, München u. Wien 2001, S. 801. 

19 	Vgl. Kersting, M., Qualitätssichernde und qualitätsoptimierende Maßnahmen, 
in: Westhoff, K. et al. (Hrsg.), Grundwissen für die berufsbezogene Eignungs-
beurteilung nach DIN 33430, 3. Aufl., Lengerich 2010, S. 220. 

20 	Vgl. Kersting (Fn. 19), S. 221.
21 	Vgl. Kersting (Fn. 19), S. 221. 
22 	Nähere Informationen zur Vorstellung und Systematisierung von Ansätzen zur 

Qualitätssicherung und -optimierung der psychologischen Diagnostik siehe  
Kersting, M., Qualität in der Diagnostik und Personalauswahl – der DIN-Ansatz, 
Göttingen 2008, S. 19 ff. 

23 	Vgl. Kersting (Fn. 19), S. 228.

liche Validitäten zur Vorhersage der zukünftigen Leistung im Beruf 
auf.24 Demzufolge zeichnet sich eine Verfahrenskombination für die 
Eignungsbeurteilung im Sinne des trimodalen eignungsdiagnosti-
schen Ansatzes (also etwa ein Test, eine Arbeitsprobe und ein bio-
grafisches Interview) durch eine höhere Prognoseleistung als andere 
Kombinationen aus.25 

4 	 Normierte Eignungsbeurteilungen? – Die DIN 33430 im Fokus

4.1	 Inhalte und Ziele

Die Idee von Normierung und Standardsetzung ist nicht neu. Nor-
men und Standards im Sinne einheitlicher Maße, Gewichte, Gewin-
degrößen etc. schaffen Handlungssicherheit und vereinfachen Wirt-
schaftsabläufe. Ein simples Beispiel ist die Festlegung des bekannten 
Papierformats DIN A4.
In Deutschland übernimmt aufgrund vertraglicher Regelung das 
Deutsche Institut für Normung e. V. die Aufgaben einer nationa-
len Normungsorganisation und repräsentiert deutsche Interessen in 
den europäischen und internationalen Normungsorganisationen.26 
DIN-Normen sollen zum Nutzen der Allgemeinheit den aktuel-
len Stand von Wissenschaft und Technik wiedergeben, sodass der 
Gesetzgeber auf diese Standards Bezug nehmen kann.27 Während 
landläufig DIN-Normen eher als technische Produktstandards be-
kannt sind, handelt es sich bei der auf die Personalauswahlverfahren 
bezogene DIN 33430 um eine Prozessnorm. Die DIN 33430 wurde 
als komplexe Prozessnorm entwickelt, da nur die Betrachtung des 
Gesamtprozesses eine Gewährleistung der Qualität der beruflichen 
Eignungsbeurteilung garantiert.28 Sie wurde im Juni 2002 veröffent-
licht und geht auf einen Antrag des Berufsverbands Deutscher Psy-
chologen aus dem Jahre 1995 zurück.29

Die DIN 33430 als eignungsdiagnostische Norm beschreibt:30

•	� Qualitätskriterien und -standards für berufsbezogene Eignungs-
beurteilungen und

•	� Qualifikationsanforderungen an die an der Eignungsbeurteilung 
beteiligten Personen. 

Allerdings wird bereits in der Einleitung der Norm herausgestellt, 
dass berufsbezogene Eignungsbeurteilungen (z. B. in Zusammenhang 
mit der Berufswahl, der Bewerberauswahl und der Berufslaufbahn-
planung) Gegenstand der Norm sind, aber die eigentliche Personal
entscheidung bei den Personalverantwortlichen verbleibt. Die Norm 
versteht sich einerseits als Leitfaden für Anbieter von Dienstleistun-
gen für die Planung und Durchführung von Eignungsbeurteilungen 
sowie andererseits als Maßstab für Auftraggeber in Organisationen 

24 	Vgl. Schmidt, F. L., Hunter, J. E., Meßbare Personmerkmale: Stabilität, Variabili-
tät und Validität zur Vorhersage zukünftiger Berufsleistung und berufsbezogenen 
Lernens, in: Kleinmann, M., Strauß, B. (Hrsg.), Potentialfeststellung und Perso-
nalentwicklung, Göttingen 1998, S. 38.

25 	Vgl. Schuler (Fn. 15), S. 725.
26 	Vgl. DIN Deutsches Institut für Normung e. V., DIN Taschenbuch 226. Qua-

litätsmanagement. QM-Systeme und -Verfahren. Normen, 8. Aufl., Berlin u. a. 
2012, S. VIII.

27 	Vgl. Kersting, M., Qualität in der Diagnostik und Personalauswahl – der 
DIN-Ansatz, Göttingen 2008, S. 50.

28 	Vgl. Reimann, G., Moderne Eignungsbeurteilung mit der DIN 33430. Mit einer 
Software zur computergestützten Konformitätsprüfung und einem Originalab-
druck der DIN 33430, Wiesbaden 2009, S. 13.

29 	Vgl. Kersting (Fn. 27), S. 50 f.
30 	Die folgenden Ausführungen in diesem Abschnitt stützen sich auf den Original-

text der DIN 33430, vgl. DIN Deutsches Institut für Normung e. V. (Fn. 2). 
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bei der Bewertung externer Angebote im Rahmen berufsbezogener 
Eignungsbeurteilungen. Gleichermaßen will sie Personalverantwort-
lichen Orientierung bei der Qualitätssicherung und Optimierung von 
Personalentscheidungen und Kandidaten Schutz vor unsachgemäßer 
oder missbräuchlicher Anwendung von Verfahren zu Eignungsbeur-
teilungen bieten. 
Im ersten Abschnitt der DIN 33430 werden als Anwendungsbereiche 
benannt:
•	� Planung von berufsbezogenen Eignungsbeurteilungen
•	� Auswahl, Zusammenstellung, Durchführung und Auswertung von 

Verfahren
•	� Interpretation der Verfahrensergebnisse und die Urteilsbildung 
•	� Anforderungen an die Qualifikation der an der Eignungsbeurtei-

lung beteiligten Personen

Verfahren im Sinne der DIN 33430 werden in Abschnitt 3.9 definiert 
als „praxiserprobte und wissenschaftlich abgesicherte Erkenntnismit-
tel, die in standardisierter Weise zur Eignungsbeurteilung eingesetzt 
werden“. Hierzu zählt die Norm insbesondere Eignungsinterviews, 
biografische Fragebögen, berufsbezogene Persönlichkeitsfragebögen, 
Assessment Center, Arbeitsproben und Tests. Es dürfen nur solche 
Verfahren zur berufsbezogenen Eignungsbeurteilung eingesetzt 
werden, die nachweislich einen Bezug zu den Anforderungen haben. 
Die Durchführung einer Arbeits- und Anforderungsanalyse wird da-
her als Voraussetzung einer beruflichen Eignungsbeurteilung nach 
DIN 33430 gesehen. 
In Bezug auf die Auswahl und Zusammenstellung der Verfahren sieht 
die DIN 33430 vor, dass zu jedem Verfahren der Eignungsbeurtei-
lung die entsprechende Handhabung darzulegen ist und zu jedem 
Verfahren der Eignungsbeurteilung ausführliche und eindeutige 
Verfahrenshinweise zu erstellen sind. Die zur Eignungsbeurteilung 
eingesetzten Verfahren müssen neben einer größtmöglichen Objek-
tivität, eine hohe Zuverlässigkeit und eine hohe Gültigkeit aufweisen. 
Nach der DIN 33430 ist zu beachten, dass etwaige zur Eignungsbe-
urteilung eingesetzte Normwerte der Referenzgruppe der Kandidaten 
entsprechen. Vereinfacht gelten bei der Auswahl von Nachwuchskräf-
ten andere Maßstäbe als bei der Auswahl von Führungskräften. Zudem 
müssen alle Aspekte der Durchführung und Auswertung der Verfahren 
zur Eignungsbeurteilung im Vorfeld festgelegt werden. Darüber hinaus 
muss der gesamte Prozess der Eignungsbeurteilung anhand einer um-
fassenden Dokumentation nachvollzogen werden können. 
Die DIN 33430 setzt neben den Qualitätskriterien und -standards für 
berufsbezogene Eignungsbeurteilungen auch entsprechende Kennt-
nisse der an der Eignungsbeurteilung beteiligten Personen voraus. 
Auftragnehmer verpflichten sich, für einen Auftraggeber eine be-
rufsbezogene Eignungsbeurteilung im Sinne der DIN 33430 durch-
zuführen. Mitwirkende führen dabei unter Anleitung, Fachaufsicht 
und Verantwortung des Auftragnehmers Verfahren zur Eignungsbe-
urteilung durch. Auftragnehmer und Mitwirkende sind entsprechend 
der Norm alle Personen, die im Sinne der DIN 33430 Eignungs-
beurteilungen durchführen.31 In Abhängigkeit von der jeweiligen 
Funktion der an der Eignungsbeurteilung beteiligten Personen, er-
geben sich unterschiedliche Anforderungen an den Kenntnisstand. 
Auftragnehmer müssen beispielsweise Kenntnisse der Arbeits- und 
Anforderungsanalyse, Grundkenntnisse über Verfahren der Eig-

31 	Vgl. Reimann (Fn. 28), S. 14. Reimann stellt ausdrücklich heraus, dass mit allen 
Personen, die im Rahmen eines Eignungsbeurteilungsverfahrens diagnostisch 
tätig werden, nicht nur der Berufsstand der Psychologen gemeint ist. 

nungsbeurteilung und Kenntnisse der Vorgehensweisen in der Eig-
nungsbeurteilung besitzen.
Die DIN 33430 beinhaltet darüber hinaus Leitsätze für die Vorge-
hensweise bei berufsbezogenen Eignungsbeurteilungen, welche als 
Empfehlungen aufgefasst werden können, beispielsweise wird die 
Vorgehensweise hinsichtlich einer Arbeits- und Anforderungsana-
lyse thematisiert.

4.2	 Umsetzungsmöglichkeiten und rechtliche Verbindlichkeit 

Ein Umsetzungszwang im Sinne einer rechtlichen Verbindlichkeit 
ist durch die DIN 33430 nicht gegeben.32 Das Deutsche Institut für 
Normung e. V. ist ein privatrechtlicher Verein und hat keine Recht
setzungsbefugnis.33 
In bestimmten Fällen kann der DIN 33430 jedoch prozessrecht-
liche Bedeutung beigemessen werden. Die eignungsdiagnostische 
Norm kann beispielsweise im Rahmen des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes (AGG) als rechtssicheres Auswahlinstrument 
gesehen werden. Arbeitgeber sind durch das AGG zu Maßnahmen 
zum Schutz vor Benachteiligungen verpflichtet und tragen im Streit-
fall – zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung – die Beweislast.34 
Die Personalauswahl muss anhand objektiver Kriterien (u. a. durch 
eine Dokumentation) begründet werden, um den Verdacht der Be-
nachteiligung auszuschließen. 
Die DIN 33430 kann darüber hinaus Verbindlichkeit erlangen, wenn 
sich z. B. Auftraggeber und Auftragnehmer vorher auf die Anwen-
dung der DIN 33430 vertraglich festlegen. Zwingende Verbind-
lichkeit der Umsetzung der eignungsdiagnostischen Norm besteht, 
wenn sich entweder der Gesetzgeber darauf beruft oder wenn sich 
die DIN 33430 in der Praxis durch tatsächliche Übung als allge-
meinverbindlicher Standard durchsetzen sollte und auch gerichtliche 
Entscheidungen darauf Bezug nehmen. 
Im öffentlichen Dienst können die Regelungen der DIN 33430 eine 
besondere Wirkung aufgrund der Möglichkeit einer sogenannten 
Konkurrentenklage entfalten: Abgelehnte Bewerber können dage-
gen klagen, dass der Auswahlprozess nicht den Anforderungen der 
eignungsdiagnostischen Norm genüge. So ist beispielsweise gemäß 
§ 3 Abs. 2 der Ausbildungsverordnung gehobener nichttechnischer 
Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen (VAPgD) von den Einstel-
lungsbehörden bei der Bewerberauswahl eine Methode auszuwählen, 
die sich am Stand der in Wissenschaft und Praxis sich entwickelnden 
Erkenntnisse über Personalausleseverfahren orientiert. Die Kriterien 
zur Auswahl, Anwendung und Auswertung von Verfahren zur berufs-
bezogenen Eignungsbeurteilung der DIN 33430 spiegeln den Stand 
von Wissenschaft und Technik, sodass ein entsprechendes Verfahren 
nach DIN 33430 diese Vorgabe erfüllt.35

Für die praktische Umsetzung der DIN 33430 bestehen drei Mög-
lichkeiten: die Umsetzung durch 
•	� Selbsterklärung,
•	� Lizenzierung und/oder
•	� Zertifizierung.

Im Rahmen der Umsetzung der Norm durch Selbsterklärung, erklärt 
der beauftragte Anbieter, dass er die DIN 33430 anwendet, diese Aus-

32 	Die Aussagen in diesem Abschnitt stützen sich sofern nicht anders angegeben auf 
Reimann (Fn. 28), S. 28–37. 

33 	Vgl. Kersting (Fn. 27), S. 51.
34 	Vgl. §§ 1, 12, 22 AGG. 
35 	Vgl. DIN Deutsches Institut für Normung e. V. (Fn. 2), S. 4.
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sage kann jedoch wahr oder falsch sein sowie von den Auftraggebern 
geglaubt werden oder nicht. Gibt der Auftragnehmer eine unwahre 
Selbsterklärung ab, auf die der Auftraggeber vertraut, kann dies zu 
Schadensersatzforderungen führen.
Eine zweite Umsetzungsmöglichkeit der DIN 33430 besteht in der 
Lizenzierung, bei der die Person des Eignungsbeurteilers im Fokus 
der Betrachtung steht. Auftragnehmer und Mitwirkende können an-
hand einer entsprechenden Lizenz nachweisen, dass sie die notwen-
digen Kenntnisse besitzen, um Personalauswahlverfahren – im Sinne 
der DIN 33430 – nach etablierten und wissenschaftlichen Standards 
durchzuführen bzw. daran mitzuwirken.36 In einer Weiterentwicklung 
der DIN 33430 hat das Testkuratorium der Föderation Deutscher 
Psychologenvereinigungen im März 2004 eine „Fortbildungs- und 
Prüfungsordnung der Föderation Deutscher Psychologenvereinigun-
gen zur Personenlizenzierung für berufsbezogene Eignungsbeurtei-
lungen nach DIN 33430“37 formuliert und somit ein Fortbildungs- 
und Lizenzprüfungssystem geschaffen.38 Die Deutsche Psychologen 
Akademie wird von der Föderation der Deutschen Psychologenver-
einigungen mit der Durchführung der Lizenzprüfungen beauftragt.39 
Schließlich besteht die Möglichkeit der Zertifizierung einer Organi-
sation. Hierbei werden der gesamte Prozess sowie das Qualitätsma-
nagement einer Organisation geprüft und von einem unabhängigen 
Zertifizierungsinstitut nach DIN 33430 ausgezeichnet. Dieses Ver-
fahren schließt regelmäßige Audits zur Qualitätssicherung ein. 
Über diese drei formalen Umsetzungsmöglichkeiten hinaus können 
Checklisten zu einem ersten Vergleich des Ist-Zustandes der eigenen 
eignungsdiagnostischen Praxis mit den Qualitätsanforderungen der 
DIN 33430 genutzt werden.40

4.3	 Stärken und Schwächen 

Spätestens seit der Veröffentlichung der DIN 33430 werden die 
Vor- und Nachteile eignungsdiagnostischer Normierung sowohl in 
der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen Sektor rege diskutiert.
Im Hinblick auf eine Qualitätsverbesserung können als Vorzüge der 
DIN 33430 die treff- und rechtssichere Gestaltung der Personalent-
scheidungen sowie die Steigerung der Akzeptanz der Eignungsbeur-
teilungen und ein Imagegewinn der Organisation gesehen werden.41 
Kurz nach der Veröffentlichung der DIN 33430 im Jahr 2002 zeigen 
sich u. a. die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) und kommunale Spitzenverbände kritisch gegenüber einem 
festen, von außen vorgegebenen „Standardkorsett“. Seitens der Kri-
tiker wird beispielsweise argumentiert, die Norm sei zu komplex, zu 
umfangreich formuliert und mit ihr würden wirtschaftliche Inter-
essen verfolgt.42 Gegen die DIN 33430 wird seitens der BDA das 

36 	Vgl. Krumm, S., Schmidt-Atzert, L., Leistungstests im Personalmanagement, 
Göttingen 2009, S. 36. 

37 	Testkuratorium der Föderation Deutscher Psychologenvereinigungen, Fortbil-
dungs- und Prüfungsordnung der Föderation Deutscher Psychologenvereinigun-
gen zur Personenlizenzierung für berufsbezogene Eignungsbeurteilungen nach 
DIN 33430, URL: http://www.bdp-verband.org/bdp/politik/2004/40920_ord-
nung.pdf, Abruf: 10.03.2015, 7 Seiten, hier Seite 1. 

38 	Vgl. Kersting (Fn. 27), S. 99.
39 	Vgl. Testkuratorium der Föderation Deutscher Psychologenvereinigungen (Fn. 

37), hier Seite 5.
40 	Vgl. Kersting (Fn. 27), S. 91.
41 	Vgl. Kersting, M., Püttner, I., Personalauswahl: Qualitätsstandards und rechtliche 

Aspekte, in: Schuler, H. (Hrsg.), Lehrbuch der Personalpsychologie, 2. Aufl., 
Göttingen 2006, S. 851.

42 	Vgl. Schmidt-Rudloff, R., DINormale Auswahl, in: Arbeitgeber Magazin, 2002, 
11, 54, S. 10.

Argument der Überregulierung bzw. Bürokratisierung vorgebracht, 
welche unternehmerische Flexibilität und Effizienz hemmen.43 
Mit Blick auf die Zusammensetzung des DIN 33430-Ausschusses 
zeigt sich, dass an der direkten Entwicklung der eignungsdiagnos-
tischen Norm ausschließlich Organisationen der freien Wirtschaft 
beteiligt waren, wie z. B. Testverlage oder Personalberatungsunter-
nehmen zu deren Hauptgeschäft und Einnahmequelle Eignungsbe-
urteilungen zählen.44 
Die Notwendigkeit, Personalauswahlverfahren zu professionalisieren 
wird sowohl von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) als auch von den kommunalen Spitzen-
verbänden unterstrichen. Letztere halten es aber für unakzeptabel, 
dass die Qualitätsanforderungen nicht von den Kommunen selbst 
erarbeitet wurden und diese Norm rechtsverbindlichen Charakter 
erlangen könnte.45 Ein Rückzug auf das Nichtbestehen einer Rechts-
verpflichtung zur Anwendung der DIN 33430 birgt aus der Sicht der 
KGSt große Prozessrisiken.46 Die KGSt empfiehlt daher im Hinblick 
auf die Optimierung der Auswahlverfahren als auch im Hinblick auf 
mögliche Konkurrentenklagen, die wesentlichen Konsequenzen, die 
sich aus der DIN 33430 ergeben, zu beachten: 
•	� Die Verfahren sollten sich schlüssig aus den Anforderungen erge-

ben,
•	� die Durchführung und Auswertung sollten im Vorfeld geklärt 

werden,
•	� der gesamte Prozess sollte dokumentiert werden und
•	� die Beobachter und Entscheider sollten über angemessene Qua-

lifikationen verfügen.47

5	 Personalauswahlverfahren in der Praxis

5.1	 Gestaltung des Nachwuchskräfteauswahlverfahrens in der 
Verwaltungspraxis

Im Rahmen der Diskussion um die DIN 33430 kann die „große Dis-
krepanz zwischen wissenschaftlichem Anspruch und betrieblicher 
Praxis“48 als ein Dreh- und Angelpunkt gesehen werden. 
In der Praxis ist nicht nur die Existenz wissenschaftlicher und erfolgver-
sprechender Personalauswahlverfahren relevant, sondern ebenso deren 
Akzeptanz sowohl durch die Personalverantwortlichen als auch durch 
die Bewerber. Die folgende „Standortbestimmung“ hinsichtlich der 
angewandten Personalauswahlverfahren für die Auswahl der Anwärter 
des gehobenen Dienstes (insbesondere in Bezug auf die Umsetzung 
der DIN 33430) beruht auf einer Befragung benachbarter öffentlicher 
Verwaltungen in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen.49

Die Auswahlverfahren für die Anwärter des gehobenen Dienstes sind 
in den befragten Verwaltungen ähnlich strukturiert. In allen befrag-
ten Verwaltungen (bis auf eine Ausnahme) findet eine Vorauswahl 
der Bewerber statt. Die Vorauswahl orientiert sich in erster Linie an 

43 	Vgl. Schmidt-Rudloff (Fn. 42), S. 10.
44 	Vgl. Kersting (Fn. 27), S. 82 f.
45 	Vgl. Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt), 

Professionelle Personalauswahl, Bericht Nr. 10/2003, Köln, S. 24. 
46 	Vgl. KGSt (Fn. 45), S. 24.
47 	Vgl. KGSt (Fn. 45), S. 25.
48 	Schmidt-Rudloff (Fn. 42), S. 10. 
49 	Als Grundlage der folgenden Ausführungen dienen die Ergebnisse der leitfaden-

gestützten Experteninterviews mit Personalverantwortlichen zwölf benachbarter 
Kreisverwaltungen (darunter sechs nordrhein-westfälische und sechs niedersäch-
sische Kreisverwaltungen) sowie je einer kreisfreien Stadt in Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen im Mai 2014.
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den Zeugnisnoten (vorwiegend an den Noten in Mathematik und 
Deutsch), aber u. a. auch an der Anzahl unentschuldigter Fehlstunden. 
Im weiteren Verlauf beauftragen alle befragten öffentlichen Verwal-
tungen für die Besetzung der (nicht intern ausgeschriebenen) Anwär-
terstellen einen externen Anbieter mit der Durchführung der schrift-
lichen Eignungstests in Form eines DIN-konformen Leistungstests. 
In einem derartigen Test werden die intellektuellen Fähigkeiten 
der Bewerber bestimmt, dabei wird schwerpunktmäßig die verbale 
Verarbeitungskapazität und die numerische Verarbeitungskapazität 
geprüft.50 Beispielsweise wird neben dem sprachlichen Verständnis 
und Ausdruck, die Befähigung zum Auffassen und Lernen, aktives 
Zuhören, Logik und Genauigkeit sowie rechnerisch-gegenständli-
ches Denken getestet.51

Alle befragten nordrhein-westfälischen Verwaltungen nutzen schrift-
liche Eignungstests desselben Anbieters. Auch bei den befragten 
niedersächsischen Verwaltungen herrscht (bis auf eine Ausnahme) 
Einigkeit über die Wahl des Anbieters, welcher jedoch nicht mit dem 
von den befragten nordrhein-westfälischen Verwaltungen beauftrag-
ten Anbieter identisch ist.52 Die Testergebnisse nehmen alle befrag-
ten Personalverantwortlichen als Grundlage für die weitere Auswahl 
und die Einladung der Bewerber zu dem gesprächsdiagnostischen 
Teil des Verfahrens. Dabei erachten die Personalverantwortlichen die 
Empfehlungsgrade, welche aufgrund der Testergebnisse seitens der 
externen Anbieter bezüglich der Eignung der geprüften Bewerber 
ausgesprochen werden, als maßgeblich für ihre weitere Auswahl. So-
mit werden nur Personen zum gesprächsdiagnostischen Teil eingela-
den, die von dem externen Anbieter aufgrund der Prüfungsergebnisse 
einen entsprechend hohen Empfehlungsgrad aufweisen.
Das gesprächsdiagnostische Verfahren für die Auswahl der Anwärter 
des gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienstes führen alle be-
fragten Verwaltungen in Nordrhein-Westfalen eigenständig – ohne 
Beauftragung eines externen Anbieters – durch. Der überwiegende 
Teil der befragten niedersächsischen Verwaltungen beauftragt sowohl 
für die Durchführung des schriftlichen Tests als auch für das ge-
sprächsdiagnostische Verfahren einen externen Anbieter, welcher das 
gesamte Verfahren nach der DIN 33430 ausrichtet. 
Das gesprächsdiagnostische Auswahlverfahren der ausgewählten 
Verwaltungen gliedert sich in der Regel in ein Gruppengespräch 
sowie ein anschließendes Einzelgespräch (durchgeführt von einem 
externen Anbieter) und/oder Vorstellungsgespräch (durchgeführt von 
Personalverantwortlichen der jeweiligen Verwaltungen). 
Der Aufbau des gesprächsdiagnostischen Verfahrens ist bei allen be-
fragten Verwaltungen in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
relativ identisch und somit unabhängig davon, ob die Personalverant-
wortlichen der entsprechenden Verwaltungen oder ein beauftragter 
externer Anbieter das gesprächsdiagnostische Verfahren durchführen. 
In mehr als der Hälfte der befragten nordrhein-westfälischen Ver-
waltungen sowie in allen befragten niedersächsischen Verwaltungen, 

50 	Vgl. DGP Deutsche Gesellschaft für Personalwesen e. V., A3: Eignungstest für 
Studiengänge, vergleichbare Ausbildungen sowie gehobenen Dienst. Verfahrens-
hinweise nach DIN 33430, URL: http://dgp.de/images/downloads/A3_Daten-
blatt.pdf, Abruf: 10.03.2015, 5 Seiten, hier Seite 2.

51 	Vgl. Institut für Personalentwicklung und Eignungsprüfung (IfP) beim Per-
sonal- und Organisationsamt der Stadt Köln, Die Konzeption der IfP-Tests, 
URL: http://www.personalauslese.org/personalfachleute/link_2_2.php, Abruf: 
10.03.2015.

52 	Es zeigt sich generell, dass die Personalverantwortlichen aus einer langen Tradi-
tion heraus den jeweiligen Anbieter beauftragen. Die befragten nordrhein-west-
fälischen Verwaltungen gehören darüber hinaus zu den Trägern der mit der 
Testdurchführung beauftragten Institute.

die das gesprächsdiagnostische Verfahren in Auftrag geben, wird ein 
Gruppengespräch durchgeführt. Dabei werden vorwiegend Grup-
penaufgaben oder Gruppendiskussionen angeregt. Beispielsweise 
wird eine Diskussion über aktuelle Themen rund um die entspre-
chende Verwaltung geführt oder Praxisfälle in der Gruppe bearbeitet. 
Einige der befragten Verwaltungen, die für die Durchführung des 
gesprächsdiagnostischen Verfahrens einen externen Anbieter beauf-
tragen, nehmen bewusst als Beobachter an der Gruppendiskussion 
und/oder Gruppenaufgabe teil, um sich einen Eindruck von den 
Bewerbern zu verschaffen und verzichten aufgrund dessen teilweise 
auf die Durchführung eines separaten, nur durch die Personalverant-
wortlichen geführten Vorstellungsgesprächs mit dem jeweiligen Be-
werber. Den befragten Personalverantwortlichen ist es grundsätzlich 
ein Anliegen, möglichst komplexe Eindrücke der jeweiligen Bewerber 
zu erhalten.
Ein im weiteren Verlauf durchgeführtes Einzel- bzw. Vorstellungsge-
spräch wird in allen befragten niedersächsischen Verwaltungen sowie 
im Großteil der befragten nordrhein-westfälischen Verwaltungen zur 
Eignungsbeurteilung eingesetzt. Die Gespräche werden im Praxis-
alltag als strukturiertes Interview geführt, sodass alle Bewerber mit 
demselben Ablauf und denselben Fragen konfrontiert werden. Dar-
über hinaus wird im Rahmen der Einzel- oder Vorstellungsgesprä-
che zum Beispiel eine sogenannte Postkorbaufgabe eingesetzt. Die 
Bewerber müssen im Rahmen dieser simulationsorientierten Übung 
nach einer kurzen Zeit eine Reihenfolge der zu erledigenden Aufga-
ben bestimmen und begründen. 
Grundsätzlich zeigt sich, dass in der Verwaltungspraxis eine Metho-
denvielfalt im Sinne des trimodalen Ansatzes von Schuler und Höft 
zur Qualitätssicherung eingesetzt wird.

5.2	 Einsatz der DIN 33430 in der Verwaltungspraxis

Eine Antwort auf die eingangs gestellte Kernfrage, ob die Standards 
der DIN 33430 Einzug in die Verwaltungspraxis gefunden haben, 
können der Bekanntheitsgrad und die Umsetzung eignungsdiagnos-
tischer Standards in der Praxis geben.
Obwohl alle befragten Verwaltungen einen DIN-konformen Leis-
tungstest nutzen, ist die DIN 33430 nur bei etwas mehr als der Hälfte 
der befragten Personalverantwortlichen bekannt. 
DIN-konforme Auswahlverfahren finden hauptsächlich durch die 
Beauftragung externer (Test-)Anbieter mit der Durchführung eig-
nungsdiagnostischer Beurteilungen Einzug in die befragten Verwal-
tungen. In den befragten Verwaltungen erfolgt überwiegend keine 
bewusste Entscheidung zur Umsetzung der DIN 33430 in der Ver-
waltungspraxis. Nur eine öffentliche Verwaltung hat sich bewusst für 
die Umsetzung der eignungsdiagnostischen Norm entschieden und 
nutzt die DIN 33430 als Vergabekriterium bei der Ausschreibung 
der entsprechenden eignungsdiagnostischen Beurteilungsverfahren.
Generell sind alle befragten Verwaltungen mit ihrem derzeitig an-
gewandten Nachwuchskräfteauswahlverfahren zufrieden und sehen 
nur einen geringen Optimierungsbedarf. 
Die befragten niedersächsischen Verwaltungen kritisieren teilweise 
die durch den externen Anbieter festgesetzte gleichwertige Gewich-
tung (1:1) von schriftlichem Eignungstest und gesprächsdiagnos-
tischem Verfahren. Im Rahmen der Interviews zeigt sich, dass die 
Personalverantwortlichen den schriftlichen Eignungstest als erste 
„Hürde“ sehen, sodass anschließend der Fokus auf dem gesprächsdi-
agnostischen Verfahren liege. Viele Personalverantwortliche schätzen 
die persönlich gewonnenen Eindrücke des gesprächsdiagnostischen 
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Verfahrens etwas wertvoller ein und stimmen mit einer gleichwer-
tigen Gewichtung des schriftlichen und gesprächsdiagnostischen 
Verfahrensteils nicht überein. 
Im Rahmen der Experteninterviews zeigt sich, dass die folgenden drei 
Kriterien in Bezug auf die gesprächsdiagnostische Eignungsbeurtei-
lung im Sinne von Schlüsselfaktoren eine zentrale Bedeutung für die 
Personalverantwortlichen besitzen:
•	� vorhandene Kenntnisse und das Interesse des Kandidaten am po-

tenziellen Arbeitgeber,
•	� vorhandene Kenntnisse des Bewerbers über den Inhalt des dualen 

Studiums sowie
•	� die Motivation des Kandidaten für eine Bewerbung in der öffent-

lichen Verwaltung. 

Grundsätzlich spielen Zeit- und Kostenfaktoren bei der Wahl des 
Auswahlverfahrens bzw. des externen Anbieters eine bedeutende Rol-
le. In der Verwaltungspraxis wird insbesondere seitens der Kommu-
nalpolitik die Frage nach den Kosten und dem Nutzen der Personal-
auswahlverfahren aufgeworfen und somit ein „Rechtfertigungsdruck“ 
für das ausgewählte Verfahren geschaffen.
Da alle befragten nordrhein-westfälischen Verwaltungen den glei-
chen Testanbieter für die Auswahl der Anwärter des gehobenen 
nichttechnischen Dienstes nutzen sowie ebenso ein Großteil der 
befragten niedersächsischen Verwaltungen denselben Anbieter be-
auftragen, ergeben sich jeweils Vorteile hinsichtlich der Kosten des 
Verfahrens. Für den Bewerber besteht die Möglichkeit, die Ergebnis-
se des Einstellungstests übernehmen zu lassen und somit nicht noch 
einmal an dem schriftlichen Verfahren teilnehmen zu müssen. Für die 
entsprechenden Verwaltungen zeigt sich der Vorteil, dass eine Über-
nahme der Testergebnisse eines Bewerbers kostengünstiger ausfällt. 
Exemplarisch zeigt sich an zwei befragten Kreisverwaltungen, dass 
große Kostenunterschiede bezüglich der Auswahlverfahren in der 
Praxis bestehen. Die Kostenunterschiede hängen u. a. davon ab, ob 
das gesprächsdiagnostische Verfahren an einen externen Anbieter 
vergeben oder von eigenen Mitarbeitern der Verwaltungen durch-
geführt wird. Die geringe Anzahl an Anwärtern der beiden in Rede 
stehenden Kreisverwaltungen, die den Anforderungen des Studiums 
nicht gerecht werden konnten, signalisiert, dass sowohl durch die 
Umsetzung eines DIN-konformen Verfahrens als auch durch den 
Einsatz eines Auswahlverfahrens, welches nicht komplett nach der 
DIN 33430 ausgerichtet ist, geeignete Bewerber für das Studium 
ausgewählt werden können. Um größere Zusammenhänge zwischen 

den Personalauswahlentscheidungen öffentlicher Verwaltungen so-
wie der tatsächlichen Eignung der eingestellten Kandidaten für das 
Studium/den Beruf herzustellen, könnte ein Vergleich zwischen den 
Studierendenzahlen zu Beginn des Studiums und den Absolventen-
zahlen am Ende des Studiums Auskunft über den Erfolg von Perso-
nalauswahlverfahren geben.

6	 Ausblick

Im Rahmen der durchgeführten Experteninterviews mit Personal-
verantwortlichen öffentlicher Verwaltungen zeigt sich, dass alle be-
fragten öffentlichen Verwaltungen für die Auswahl der Anwärter des 
gehobenen Dienstes extern ausgeschriebener Anwärterstellen einen 
schriftlichen DIN-konformen Eignungstest sowie ein anschließen-
des – oft auch DIN-konformes – gesprächsdiagnostisches Verfahren 
einsetzen und die Eignungsbeurteilung damit teilweise oder komplett 
einem externen Anbieter überlassen. 
Die DIN 33430 sorgte vor allem zur Zeit ihrer Veröffentlichung für 
Aufsehen und Kritik. Heutzutage finden DIN-konforme Verfahren 
teilweise unbewusst durch die Beauftragung externer (Test-)Anbie-
ter mit der Durchführung eignungsdiagnostischer Beurteilungen 
Einzug in die (befragten) Verwaltungen. Darüber hinaus enthält die 
DIN 33430 Regelungen, wie z. B. das Erfordernis der Durchführung 
einer Arbeits- und Anforderungsanalyse, die heutzutage bereits in der 
Verwaltungspraxis verankert sind.
Seit November 2014 wird der überarbeitete Norm-Entwurf der 
DIN 33430 ausgegeben, welcher bedingt durch die grundlegende 
Überarbeitung der Norm verschiedene Änderungen wie z. B. eine 
Differenzierung der Eignungsmerkmale enthält.53 Darüber hinaus 
hat die Debatte um die Verbindlichkeit der DIN 33430 durch einen 
Antrag der CDU-Landtagsfraktion NRW (Drucksache 16/6855 
vom 23.09.2014), die DIN 33430 bei Eignungsbeurteilungen in den 
Landesverwaltungen anzuwenden, an Aktualität gewonnen. 
Die DIN 33430 – eine Norm von ungeahntem Wirkungspotenzial – 
hat den Weg in Richtung öffentlicher Verwaltungen eingeschlagen, 
bedient sich momentan aber noch des Hintereingangs. Es bleibt 
abzuwarten, ob in Zukunft auch die Eingangstür des (Kreis-)Hau-
ses für sie geöffnet wird oder hausinterne Verfahren ihr den Einlass 
verwehren.

53 	Beuth Verlag GmbH, Normentwurf DIN 33430:2014-11, URL: http://www.
beuth.de/de/norm-entwurf/din-33430/222906364, Abruf: 26.02.2015.

Speyerer Vergaberechtstage 2015
Wie in jedem Jahr werden auch die Speyerer Vergaberechtstage 2015 am 24. und 25. September 2015 in zahlreichen Beiträgen 
aktuelle Fragen des Vergaberechts analysieren und diskutieren.

Ein thematischer Schwerpunkt wird auf der Umsetzung der EU-Vergaberichtlinien 2014 in deutsches Recht sowie die sich daraus 
für die Praxis der öffentlichen Beschaffung ergebenden Folgen liegen. Weitere Beiträge sind für die Vergabepraxis wichtigen 
Einzelfragen gewidmet. Die Veranstaltung richtet sich in erster Linie an alle mit der praktischen Anwendung des Vergaberechts 
Befassten. Als Referierende stehen erfahrene Praktikerinnen und Praktiker sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zur 
Verfügung.

Detailliertes Programm, Auskünfte und Anmeldung: 
Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer,  
Postfach 1409, 67324 Speyer, Tel. 06232/654-360, Fax -421, E-Mail: ziekow@uni-speyer.de.  
Internet: http://www.uni-speyer.de/de/weiterbildung/weiterbildungsprogramm.php?seminarId=19
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Der letzte Satz in meinem Aufsatz „Änderungen im Kommunalrecht 
des Landes Nordrhein-Westfalen“ (DVP 2015, Heft 5, S. 188/192): 
„in veränderter Form wird der Gesetzentwurf sicher erneut vorge-
legt werden …“ hat sich schneller bestätigt als vermutet. Schon im 
Mai 2015 hat der Landtag Nordrhein-Westfalen das „Gesetz zur 
Stärkung des Regionalverbands Ruhr“ beschlossen, das dann im 
GV.NRW. 2015 S. 436 (Ausgabe Nr. 23) veröffentlicht worden ist.
Eine öffentliche Anhörung von Sachverständigen am 16. Dezember 
2014 im federführenden Ausschuss für Kommunalpolitik hatte ver-
schiedene verfassungsrechtliche Bedenken deutlich gemacht. Diese 
geäußerten Bedenken hat die Landesregierung einer vertieften ver-
fassungs- und planungsrechtlichen Prüfung unterzogen. In einem 
Expertengespräch zwischen Vertretern der Staatskanzlei und des Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales mit Rechtswissenschaftlern 
der Universitäten Kiel, Trier und Münster konnten Lösungen gefun-
den werden, die in einen veränderten Gesetzentwurf Eingang fanden 
und so eine schnelle Verabschiedung des Gesetzes ermöglichten.
Folgende Punkte der Neuregelungen sollen angesprochen werden:

1. Nach § 2 Abs. 1 S. 2 ist der Verband „ein Gemeindeverband und 
dient dem Gemeinwohl der Metropole Ruhr“. 
Es war ein Anliegen der Landesregierung, den Regionalverband Ruhr 
(RVR) in seiner Funktion als starke Klammer für das Ruhrgebiet 
zu stärken und in seinen Strukturen weiter zu entwickeln (Drucks. 
16/6866 S. 39). Die Bezeichnung Gemeindeverband ist nach der amt-
lichen Begründung des Gesetzentwurfs in einem weiteren Sinne zu 
verstehen. „Es handelt sich beim Regionalverband Ruhr um einen 
Gemeindeverband in der Form eines spezialgesetzlichen Zweckver-
bands. Mit der Bezeichnung als Gemeindeverband ist keine Präju-
dizierung in der Hinsicht erfolgt, dass es sich beim RVR um einen 
Gemeindeverband im engeren Sinne von Artikel 28 Absatz 2 Satz 2 
GG und Artikel 78 Abs. 2 LVerf NRW handelt“ (o.a. Drucks. S. 40). 
Gleichzeitig erfährt der schon länger übliche Sprachgebrauch von der 
Metropole Ruhr eine normative Festschreibung.
Die bislang gegebene Möglichkeit für an das Verbandsgebiet angren-
zende kreisfreie Städte oder Kreise, dem Verband beizutreten, wurde 
aufgehoben.

2. Die im ersten Gesetzentwurf nicht mehr enthaltene Kündigungs-
möglichkeit wurde in veränderter Form wieder aufgenommen. Ohne 
Austrittsmöglichkeit wäre der RVR nämlich zu einem Pflichtverband 
geworden. Das hätte einen Verstoß gegen die Garantie der kommu-
nalen Selbstverwaltung bedeutet, und zwar eine Verletzung der Ko-
operationshoheit als Teil der Organisationshoheit der Gemeinden. 
Kooperationshoheit ist die Befugnis, selbst darüber zu befinden, ob 
eine bestimmte Aufgabe eigenständig oder gemeinsam mit anderen 
Verwaltungsträgern wahrgenommen wird (s. Bericht des Ministeri-
ums für Inneres und Kommunales an den Ausschuss für Kommu-
nalpolitik des Landtags Nordrhein-Westfalen zum Gesetzentwurf 
Drucks. 16/6866 S. 7 mit Nachweisen). 

Auch wären die bislang von den Mitgliedern gemeinsam freiwillig 
wahrgenommenen Aufgaben zu Pflichtaufgaben mutiert, was einen 
Anwendungsfall des Artikels 78 Abs. 3 LV NRW (Konnexität) aus-
gelöst hätte. Der Gesetzgeber wäre verpflichtet gewesen, eine Kos-
tenfolgeabschätzung vorzunehmen (vgl. o.a. Bericht S. 8). 
Nach § 3 Abs. 1 ist die Kündigung innerhalb der ersten achtzehn Mo-
nate einer Wahlperiode mit Wirkung zum Ende der darauf folgenden 
Wahlperiode möglich. Dazu muss die Vertretung der Mitgliedskör-
perschaft einen Beschluss mit mindestens der Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder 
fassen. (Durch die Formulierung „der stimmberechtigten Mitglie-
der“ soll wohl klargestellt werden, dass auch die Hauptverwaltungs-
beamten der Mitgliedskörperschaften bei der Mehrheitsberechnung 
mitzählen).
Wirksam wird die Kündigung „mit Zugang der schriftlichen Erklä-
rung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungs-
beamten der Mitgliedskörperschaft gegenüber dem Verband“, § 3 
Abs. 1 S. 4. Die vordem zur Wirksamkeit der Kündigung erforderli-
che Zustimmung des Innenministeriums ist entfallen, weil sowohl die 
Mitgliedskörperschaften als auch der RVR ohnehin der allgemeinen 
Aufsicht des Landes unterliegen (§§ 119 ff. GO).

3. Die Aufgaben und Tätigkeiten des RVR finden sich in § 4. Die 
Auflistung der freiwilligen Aufgaben in § 4 Abs. 2 erfolgte nach dem 
Gesetzentwurf wegen des Wortes „insbesondere“ in einem exempla
rischen (beispielhaften) Katalog. So hätte der Verband durch eine 
Änderung seiner Verbandsordnung den Mitgliedskörperschaften 
gegen ihren Willen bisher von ihnen wahrgenommene Aufgaben 
entziehen und auf den Verband übertragen können. Auch das war 
verfassungsrechtlich bedenklich. Durch die Streichung des Wortes 
„insbesondere“ wurde aus der exemplarischen Aufzählung nunmehr 
eine enumerative (abschließende) Regelung.
Eine Übernahme oder Aufgabe freiwilliger weiterer Aufgaben mit 
regionaler Bedeutung ist damit auf die in § 4 Abs. 2 genannten Auf-
gaben beschränkt.
Formell bedarf es dazu einer Änderung der Verbandsordnung, die nur 
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung 
beschlossen werden kann.
Während sich die Aufgaben nach § 4 Abs. 2 auf solche mit regionaler 
Bedeutung beziehen, ermöglicht es die Neuregelung in Abs. 3 den 
Mitgliedskörperschaften, auch kommunale Aufgaben, die keine spe-
zifisch regionale Bedeutung haben, auf den RVR zu übertragen (vgl. 
Drucks. 16/6866 S. 42). Kommunale Aufgaben in diesem Sinne sind 
–	 die freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben, 
–	 die Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung und 
–	 die Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung. 
Die für die Übernahme der Aufgaben notwendige Änderung der Ver-
bandsordnung kann nur mit Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen 
Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung 
beschlossen werden. Außerdem bedarf die Änderung der vorherigen 
Zustimmung aller Mitgliedskörperschaften. Das erinnert an die 
Bildung eines Zweckverbandes, der auch nur auf dem Wege einer 
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vorherigen Vereinbarung einer Verbandssatzung – und der darin ent-
haltenen Aufgabenübertragung – durch alle Beteiligten entsteht (§ 9 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit – GkG –).
Bei den beiden Pflichtaufgaben verlangt § 4 Abs. 3 S. 6 dann auch 
noch eine Genehmigung der fachlich zuständigen obersten Lan-
desbehörde (Ministerium) im Einvernehmen mit dem für Inneres 
zuständigen Ministeriums.
Die Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung unterliegen der 
Sonderaufsicht (s. § 119 Abs. 2 GO; § 57 Abs. 2 KrO). Die Mit-
gliedskörperschaften des RVR liegen in den Bezirksgrenzen dreier 
Bezirksregierungen (Arnsberg, Düsseldorf und Münster). Wenn nun 
solche Aufgaben auf den RVR übertragen werden, stellt sich ggf. die 
Frage, welche Bezirksregierung die Sonderaufsicht ausübt. Aus die-
sem Grunde ermächtigt § 4 Abs. 3 S. 8 die Landesregierung, durch 
Rechtsverordnung die Sonderaufsicht abweichend von den spezialge-
setzlichen Aufsichtsregelungen auf eine der drei Bezirksregierungen 
zu übertragen.
In § 4 Abs. 1 bis 3 geht es um die Wahrnehmung von Aufgaben, 
entweder kraft Gesetzes (Abs. 1) oder durch Übernahme (Abs. 2 
und 3). Nach Abs. 4 kann der RVR auf Antrag für eine oder mehrere 
Mitgliedskörperschaften Tätigkeiten durchführen, die nach Abs. 6 
sogar örtliche Angelegenheiten sein können. In diesen Fällen bleibt 
die gesetzliche Aufgabenträgerschaft der Mitgliedskörperschaften 
bestehen (Abs. 7) und damit auch ihre rechtliche Verantwortung 
gegenüber ihren Bürgern und den Aufsichtsbehörden. Die frühere 
Beschränkung der örtlichen Angelegenheiten auf die Bereiche Kul-
tur, Sport, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen und 
Planungsaufgaben ist entfallen, so dass die Durchführung von Tätig-
keiten jetzt für das gesamte Spektrum kommunaler Aufgabenfelder 
geöffnet ist (o.a. Drucks. S. 44).

4. Eine gravierende Neuerung bringt Artikel 2 des o.a. „Stärkungs-
gesetzes“ hinsichtlich der Bildung der Verbandsversammlung (§ 10 
RVRG). Künftig (ab 2020) werden die 91 stimmberechtigten Mit-
glieder der Verbandsversammlung von den Bürgern der Mitglieds-
körperschaften in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl für die Dauer von fünf Jahren am Tag der allgemei-
nen Kommunalwahl gewählt. Diese direkte Wahl erfolgt nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl nach Listenwahlvorschlägen von 
Parteien und Wählergruppen. Die näheren Vorschriften wird das 
Kommunalwahlgesetz treffen (§ 10 Abs. 2 S. 4).
„Mehr als das bisherige Wahlsystem ist die Direktwahl der Ver-
bandsversammlung geeignet, ein hohes Maß an Identifikation der 
Bürgerinnen und Bürger mit dem Regionalverband Ruhr bzw. mit 
der Metropole Ruhr als einem gemeinsamen, über die Grenzen der 
eigenen Gebietskörperschaft hinaus verbundenen Lebensraum zu 
schaffen“ (o.a. Drucks. S. 51).
Die Direktwahl der Verbandsversammlung ist aber auch auf Kritik 
gestoßen. So befürchtet u.a. der Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe, dass dadurch Kommunalparlamente erster und 
zweiter Klasse entstehen. „Eine Region in NRW bekommt plötzlich 
einen anderen Stellenwert als andere. Außerdem ist es aus meiner 
Sicht fraglich, ob ein Verband wie der RVR, der lediglich über 200 
Mitarbeiter und einen Jahresetat von 50 Millionen Euro verfügt, die 
vielfältigen Probleme des Ruhrgebietes lösen kann, die dort in den 
vergangenen 30 Jahren nicht gelöst wurden. Zum Vergleich: Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe hat einen Jahresetat von 3,1 
Milliarden Euro und rund 16.000 Mitarbeiter“ (Neue Westfälische 
vom 21. Mai 2015).

Zu den 91 stimmberechtigten Mitgliedern der Verbandsversamm-
lung kommen -wie bisher und unverändert- Mitglieder mit bera-
tender Stimme aus den Bereichen der Arbeitgeberverbände, der 
Industrie- und Handelskammern, der Handwerkskammern, der 
Landwirtschaftskammer, der im Verbandsgebiet tätigen Gewerk-
schaften, der Sport-, Kultur- und Naturschutzverbände sowie der 
kommunalen Gleichstellungsstellen (§ 10 Abs. 3).

5. Die Änderung des § 9 Nr. 3 steht im Zusammenhang mit der 
Neufassung des § 11 Abs. 5. Die bisherige abschließende Aufzäh-
lung der freiwilligen Ausschüsse ist entfallen. Künftig entscheidet die 
Verbandsversammlung nach ihrem Ermessen, welche Ausschüsse sie 
zu ihrer Entlastung bilden will. Von dieser Stärkung der Organisati-
onshoheit ist der Rechnungsprüfungsausschuss ausgenommen, der 
nach § 11 Abs. 5 S. 2 der einzige Pflichtausschuss ist.
Eine Regelungslücke bestand für die Frage, wer in Fällen der Dring-
lichkeit an Stelle der Verbandsversammlung entscheidet. Sie wird 
durch § 13 Abs. 3 geschlossen, demzufolge dann der Verbandsaus-
schuss die Entscheidungen trifft. Diese Vorschrift korrespondiert mit 
§ 15 Abs. 2, wonach in Fällen äußerster Dringlichkeit der Regional-
direktor Anordnungen, die eines Beschlusses des Verbandsausschus-
ses bedürfen, ohne eine solche vorgängige Entscheidung im Einver-
ständnis mit dem Vorsitzenden des Verbandsausschusses treffen kann.
Offen bleibt allerdings, ob sich § 15 Abs. 2 auch auf § 13 Abs. 3 oder 
nur auf die originären Zuständigkeiten des Verbandsausschusses nach 
§ 13 Abs. 1 bezieht.
Die Übernahme der insoweit klaren Regelung in § 60 Abs. 1 GO 
hätte diese Zweifel ausgeräumt.

6. Den durch § 14a neu geschaffenen Kommunalrat bezeichnet die 
Drucks. 16/6866 als „ein ergänzendes Gremium eigener Art“. Er ist 
jedenfalls kein weiteres Organ des Verbandes.
Organe des Verbandes sind 
–	 die Verbandsversammlung, 
–	 der Verbandsausschuss und 
–	 der Regionaldirektor (vgl. § 8).

Der Kommunalrat besteht aus den Vorsitzenden der Mitgliedskör-
perschaften, also ihren jeweiligen Oberbürgermeistern und Landrä-
ten in deren Funktion als Hauptverwaltungsbeamte (s. o.a. Drucks. 
S. 47). Sie werden darum im Verhinderungsfalle dann wohl durch ihre 
jeweiligen allgemeinen Vertreter und nicht durch ihre Stellvertreter 
ersetzt. „Mit Hilfe des Kommunalrates wird die Kooperation mit den 
Mitgliedskörperschaften gefördert und die Verwaltungserfahrung so-
wie der kommunale Sachverstand der Hauptverwaltungsbeamtinnen 
und Hauptverwaltungsbeamten werden dem Verband gebündelt zur 
Verfügung gestellt“ (o.a. Drucks. ebenda).
Der Kommunalrat muss vor Beschlüssen der Verbandsversammlung 
gem. § 4 Abs. 2–6 angehört werden. Die Verbandsversammlung kann 
ihm weitere Aufgaben übertragen (§ 14a Abs. 2). Für ihn wird eine ei-
gene Geschäftsstelle gebildet, die der Regionaldirektor leitet (Abs. 3).

7. Regionaldirektor und Beigeordnete als Verwaltungsleitung des 
Verbandes bekommen durch § 16 wieder den Status von kommuna-
len Wahlbeamten (so auch die frühere Regelung in § 21 Abs. 1 des 
Gesetzes über den Kommunalverband Ruhrgebiet).
Sie werden auf die Dauer von acht Jahren gewählt. Die Zahl der 
Beigeordneten ist durch Satzung zu bestimmen. Das Wahlverfahren 
richtet sich nach den Vorschriften der Geschäftsordnung (§ 17). Die 
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Abberufungsregelung in § 16 Abs. 4 folgt den entsprechenden Vor-
schriften in den anderen Kommunalverfassungsgesetzen (GO, KrO 
und LVerbO).
Dienstvorgesetzter des Regionaldirektors ist der Verbandsausschuss; 
der Regionaldirektor wiederum ist Dienstvorgesetzter der übrigen 
Beamten und Beschäftigten (einschließlich der Beigeordneten), § 16 
Abs. 5.
Die Zuständigkeiten des Regionaldirektors (§ 15 Abs. 1) entspre-
chen den klassischen Kompetenzen eines Hauptverwaltungsbeamten:
–	 Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse der Gremien,
–	� Erledigung der ihm vom Verbandsausschuss übertragenen Ver-

waltungsaufgaben,
–	 Führung der Geschäfte der laufenden Verwaltung,
–	 Vertretung des Verbandes in Rechts- und Verwaltungsgeschäften. 

Für die Abgabe von Verpflichtungserklärungen beschert § 18 Abs. 1 
eine Sternstunde deutscher Formulierungskunst:
„Erklärungen, durch die Verband verpflichtet werden soll, bedürfen 
der Schriftform; sie sind von der Regionaldirektorin oder dem Regi-
onaldirektor oder ihrer beziehungsweise seiner allgemeinen Vertre-
tung und einer vertretungsberechtigten Beschäftigten oder Beamtin 
beziehungsweise einem vertretungsberechtigten Beschäftigten oder 
Beamten des Verbandes zu unterzeichnen, soweit die Gesetze oder 
die Verbandsordnung nichts anderes bestimmen“.
So viel scheint jedenfalls klar zu sein. Beim RVR (wie auch bei den 
Landschaftsverbänden – § 21 Abs. 1 LVerbO –)bedarf es weiterhin 
grundsätzlich zweier Unterschriften, während sich die GO (§ 64 
Abs. 1) und die KrO (§ 43 Abs. 1) vom „Vier-Augen-Prinzip“ in-
zwischen verabschiedet haben.

Das Teilnahme- und Rederecht der Gleichstellungsbeauftragten in 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches gilt nach der „Klarstel-
lung“ in § 17 Abs. 2 S. 1 ausdrücklich auch für die Sitzungen des 
Verbandsausschusses (als wenn der nicht auch schon unter den Be-
griff „Ausschüsse“ zu subsumieren war).

Schlussbemerkung:

Die Sorge um die zukünftige Rolle der Landschaftsverbände und 
der Bezirksregierungen und deren Verhältnis zum Regionalverband 
Ruhr hat dazu geführt, dass der Landtag zeitgleich mit dem Gesetz 
zur Stärkung des Regionalverbandes Ruhr einen Entschließungsan-
trag zu diesem Gesetz verabschiedet hat (Drucks. 16/8543). Darin 
begrüßt der Landtag u.a., „dass auch in den anderen Regionen au-
ßerhalb des RVR Überlegungen vorangetrieben werden und weitere 
Schritte unternommen werden sollen, um die regionale Kooperation 
zu intensivieren“. Weiterhin stellt der Landtag fest: „Die Chancen-
gleichheit aller Regionen soll gewahrt werden. Durch neue regionale 
Kooperationsformen sollen die kommunalen Kräfte gebündelt und 
gefördert werden. Den Regionen soll die Möglichkeit zu Zusam-
menschlüssen zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung gegeben 
werden“. Und an anderer Stelle heißt es dann noch:
„Die Bezirksregierungen und die Landschaftsverbände bleiben un-
angetastet“.
Verfassungsrechtliche Bedeutung haben alle diese Aussagen nicht. 
Sowohl der jetzige Landtag und erst Recht künftige Landtage kön-
nen jederzeit abweichende oder entgegenstehende Beschlüsse fassen.
Die kommenden Jahre werden zeigen, wie ernst es der Landespolitik 
mit ihrer Entschließung ist.

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, 
ehem. Präsident der SRH Hochschule Berlin.

Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 
machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in 
den folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und 
bedeutsame neue Wortprägungen erklären.

Archivverwaltung

Klingt verstaubt. Kann aber faszinierend sein. Man muss damit nicht 
zigtausend Regalmeter in fensterlosen Magazinen verknüpfen. Näher 
liegt die Vorstellung von einer Organisation, die über Vergangenes 
informiert, genauer: die mit Texten, Zahlen, Zeichen, Bildern, Tö-
nen und Filmen wichtige und alltägliche Vorgänge festhält, Personen 
und Institutionen und ihre Handlungsweisen aufführt, Recht und 
Unrecht offenbart, Leben und Tod im kulturellen Kontext dokumen-
tiert. Ein gut verwaltetes Archiv schlägt die Brücke zwischen Vergan-

genheit und Gegenwart, bildet einen Erfahrungsschatz, aktiviert das 
Erinnerungsvermögen; und es stellt die Verbindung zur Zukunft her, 
indem es Archivalien vorhält.
Unabhängig davon, ob die papierenen oder elektronischen Akten in 
staatlichen und kommunalen Archiven, in Kirchen- oder Adels- und 
Familienarchiven, in Wirtschafts- bzw. Unternehmensarchiven, in 
Parlaments-, Partei- und Verbandsarchiven, Medien-, Hochschul- 
oder sog. Alternativen Archiven (z.B. für soziale oder ökologische 
Bewegungen) aufbewahrt werden, stets bilden sie einen epochalen 
Gedächtnisspeicher. Sie bieten als eine Art Auskunftei historische 
und aktuelle Daten und Fakten an. Bei den öffentlich-rechtlichen 
respektive amtlichen Archiven regeln Archivgesetze Beschaffung, 
Bestandserhaltung, Erschließung, Benutzung, Urheberrechte, Me-
dienrechte, Datenschutz usw. Die privat geführten Archive folgen 
eigenen Regelwerken. Angaben und Aussagen dieser Archive gelten 
als nicht weniger glaubhaft.
Archivaren wird vielfach mit Vorurteilen begegnet. Als Beamte des 
höheren und gehobenen Dienstes zählt man sie zu Verwaltungsbü-
rokraten, die antiquierte Aktenberge sammeln und darüber befinden, 
was zu horten oder zu schreddern ist. Den Archivaren außerhalb von 
Verwaltungsarchiven ergeht es kaum besser. Mag es früher so gewesen 
sein, heute trifft dieses Berufsbild nicht mehr zu. Die Blickrichtung 
der Archivare hat sich geändert. „Hege und Pflege“ des Quellenmate-
rials auf den ursprünglichen Medien (z.B. auf Pergament, mit Siegeln, 
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in Dokumentationsmappen) weichen der möglichst authentischen 
und instruktiven Präsentation mit versierter, zunehmend digitaler 
Technik für interessierte Nutzergruppen. Insofern verhalten sich 
moderne Archivare nicht wie kontrollierende Revisoren, sondern 
wie ziel- und zukunftsorientierte Controller. In Unternehmen wer-
ten diese bekanntlich Informationen aus, um die Lage zu beurteilen 
und Entscheidungen vorzubereiten. Archivverwaltung war gestern, 
heute ist Archivgestaltung. Wissen wird nutzerfreundlich gesichert.

In solch fortgeschrittenem Stadium arbeitet in Deutschland zum Bei-
spiel das 1913 gegründete Munzinger-Archiv in Ravensburg, dessen 
Biographien, Länderinformationen, Lexika und Wörterbücher tagein 
tagaus von Verlagen, Presse, Rundfunk und Bibliotheken nachge-
fragt werden. 1990 wurde in Berlin die Bundesoberbehörde für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (im 
Volksmund nach dem seinerzeitigen Leiter Gauck-Behörde genannt) 
eingerichtet. Sie verwahrt, erforscht und eröffnet betroffenen Bürgern 
den Zugang zu ihren von der Stasi gespeicherten Daten. Diese An-
fragen sowie die von Wissenschaftlern, Medienvertretern, amtlichen, 
kirchlichen und privaten Stellen erfordern kein bloßes Erhalten und 
Verwalten von Beständen. Archivverwaltung mutiert zumindest in 
diesem Fall zum Archivmanagement (mit über 1.800 Bediensteten 
und gut sieben Millionen Anträgen auf Akteneinsicht).
Archivmanagement plant, entscheidet und überwacht die Löschung 
von Daten auf den Computern im Kanzleramt, in Ministerien und 
nachgeordneten Behörden und kommunalen Ämtern. Das Archiv-
management muss prüfen, welche staatlichen, gesellschaftlichen und 
individuellen Informationen im öffentlichen Interesse erhaltens-
wert sind. Trifft das für Rüstungsgeschäfte zu, für Drogenhandel, 
Missbrauch von Kindern, Mauscheleien beim Regierungswechsel, 
geheimpolizeiliche Aktionen, Spionage und Korruption? Was ge-
schieht mit den Informationen, wenn sie in falsche Hände, etwa von 
totalitären Regimen geraten? Wie sind Archivmanager aus- und 
fortzubilden? Auf welche Weise lassen sich öffentliches Bewusstsein 
und Nachwuchs für das Archivwesen gewinnen (durch spektakuläre 
Ausstellungen, Vortragsveranstaltungen und Publikationen, durch 
Wissenswerkstätten für Schüler usw.)?

Bürokratisierung

Darunter versteht man das Bemühen, Regelwerke zur Abwicklung von 
Arbeitsschritten zu etablieren. Regelwerke sichern ein geordnetes Ver-
fahren zur Vorbereitung, Durchführung und Überwachung von Ent-
scheidungen. Bei wiederkehrenden, insbesondere massenhaft anfallen-
den Vorgängen in Verwaltung und Wirtschaft spricht viel dafür, Regeln 
zugunsten einer Routinisierung aufzustellen. Mit ihrer Hilfe, genauer 
mit der gedanklich festgelegten Vorwegnahme möglicher künftiger 
Tätigkeiten und Ereignisse, erspart man sich redundante Kopfarbeit. 
Man übersieht in der Regel keine wesentlichen Bedingungen und die 
Regelanwendung erzieht zu diszipliniertem Vorgehen.
Bürokratisierung wird auch veranlasst durch das Bemühen um 
Ausgleich und das Streben Macht. Zum einen können Regelwerke 
unterschiedliche Interessen und unerwünschte Interventionen aus-
gleichen (etwa in der Diplomatie, im Sport, im Wirtschaftsleben, 
allgemein: in den Auseinandersetzungen zwischen Menschen). Zum 
andern bilden Regelwerke ein Instrument, Personen und Sachen zu 
beherrschen. Störende Einflüsse, Krisen und gar Katastrophen lassen 
sich durch Regelwerke eher bewältigen, selbst wenn Freiräume für 
„unbürokratisches“ Handeln genutzt werden. Bei einer übertriebenen 

Bürokratisierung besteht aber die Gefahr, dass ein Herrschaftssystem 
entsteht, das zu strikter hierarchischer Macht verleitet. Obere Büro-
kraten weisen dann nachgeordnete Bürokraten und andere abhängige 
Personen und Institutionen (z.B. Bürger und Betriebe) akribisch an 
und fordern Bürokratie ein.
Letzteres kann eine weitere Wurzel für Bürokratisierung sein, näm-
lich der Versuch, persönliche Verantwortung auf das System zu ver-
lagern, anders herum: Eigenverantwortung zu vermeiden.

Verwaltungssinn

Dieses ungebräuchliche Wort verdient Aufmerksamkeit. In Verwal-
tungswissenschaft und -praxis befasst man sich mit den verwandten 
Begriffen Verwaltungsziele und Verwaltungszwecke oder mit Staats-
zielen und zweckmäßigem und enger: wirtschaftlichem Verwalten. 
Sinnhaftes Verwaltungshandeln wird hingegen kaum thematisiert. 
Will man es erklären, wird man vom Staat ausgehen und die sach-
verständige Auslegung und Anwendung der Gesetze als „Sinn und 
Zweck“ des Verwaltungshandelns bezeichnen. Soweit Handlungs-
spielräume bestehen, werden Entscheidungen nach „pflichtgemä-
ßem“ Ermessen oder nach „Verhältnismäßigkeit der Mittel“ getrof-
fen; manchmal kommt es auch in Behörden und sogar in Gerichten 
zu Vereinbarungen im Wege von Deals.
Der eigentliche Sinn des Verwaltens erschließt sich erst, wenn man 
öffentliche Verwaltungen nicht zwischen Staat (verkörpert durch Par-
lament und Regierung) und Bürgern vertikal einordnet, sondern sie als 
horizontales Bindeglied und Mittler zwischen Staat und Bürgern ver-
steht. Staatsziele und -prinzipien wie beispielsweise Freiheit und Friede, 
Gerechtigkeit und Gleichheit, Rechts- und Sozialstaatlichkeit sorgen 
für Ordnung und Sicherheit sowie für das gedeihliche Zusammenleben 
der Menschen. Ihnen gegenüber haben Verwaltungen und Amtsinhaber 
vernünftig zu agieren und zu reagieren. Es macht Sinn, wenn das Ver-
waltungshandeln nicht nur formal korrekt erfolgt. Sinnvolles Verwalten 
muss reflexive – ein Begriff des Soziologen Ulrich Beck (1944–2015) –, 
das heißt betont nachdenklich, weitsichtig und abwägend sein. Es sollte 
Belastungen und Risiken der Betroffenen in Betracht ziehen und sie 
erläutern und weniger auf schematische Restriktionen pochen.

Verwaltungstheorie

Sie bildet das Kernstück der Verwaltungswissenschaft. Der Verwal-
tungstheorie vorgelagert ist die Verwaltungslehre. Sie beschreibt 
die Verwaltungspraxis, vornehmlich deren rechtliche und politische 
Rahmenbedingungen, bürokratische Strukturen und Prozesse, Perso-
nalführung und Personalverwaltung und das Haushalts- und Rech-
nungswesen. Darauf aufbauend sucht die Verwaltungstheorie die Ver-
waltungspraxis zu erklären und Gesetzmäßigkeiten zu erkennen. Was 
ist das Wesentliche beim (staatlichen, gegebenenfalls auch privaten) 
Verwalten? Welchen Wert verkörpert Verwaltung für wen? Gibt es 
administrative bzw. Verwaltungsgüter analog zu Rechts-, öffentlichen 
oder wirtschaftlichen Gütern? Welche Eigenschaften kennzeichnen 
Verwaltungsgüter? Wodurch unterscheiden sich Zielsetzungen, Auf-
bau- und Ablauforganisation, Verhaltensweisen, Finanzierung usw. 
der Verwaltung von anderen Institutionen? Lassen sich spezifische 
Tendenzen, Stile, Regeln oder Modelle ableiten?
Gedanklich folgt auf Deskription und Explikation die Applikation. 
Man kann sie als angewandte Verwaltungstheorie oder theoretische 
Verwaltungspolitik etikettieren entsprechend der stärkeren Ausrich-
tung auf prognostische Implikationen oder plausible Hypothesen bzw. 
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Annahmen. Seit sich Politologie (Politikwissenschaft), Soziologie (So-
zialwissenschaft), Betriebs- und Volkswirtschaftslehre mit öffentlichen 
Verwaltungen befassen, wählt man den Plural: statt Verwaltungswis-
senschaft Verwaltungswissenschaften. Denn die Aussagen gründen auf 
Erkenntnissen diverser Disziplinen oder interdisziplinärer Forschung.
Im Unterschied zu der sich auf Erkenntnisgewinn und Wahrheits-
suche konzentrierenden wissenschaftlichen Vorgehensweise gestaltet 
die angewandte bzw. praktische Verwaltungspolitik die administrative 
Realität. Wie in anderen Politikfeldern stehen in der Verwaltungs-
politik Zielsetzungen, Instrumente (z.B. der Personalpolitik), institu-
tionelle Bedingungen und Interessendurchsetzung im Vordergrund. 

Sowohl die Verwaltungstheorie als auch die Verwaltungspolitik sehen 
sich in den vergangenen 50 Jahren mit tiefgreifenden Umbrüchen 
konfrontiert. Die primär rechtlich determinierten Staats- und Kom-
munalverwaltungen mussten sich zunächst mit einer wachsenden 
Ökonomisierung, mittlerweile mit einer beinahe grenzenlosen Di-
gitalisierung auseinandersetzen. Die etablierten Theorien vermögen 
die Verwaltungswelt nicht mehr ausreichend abzubilden. Die meis-
ten verwaltungswissenschaftlichen Lehrbücher und Lehrstühle ver-
harren im Paradigma juristischer Provenienz. Während Öffentliche 
Betriebswirtschaftslehre und Verwaltungsökonomie in Deutschland, 
Public Management und Institutionenökonomie primär im englisch-
sprachigen Ausland, sich den wirtschaftswissenschaftlich relevanten 
Aspekten widmeten und erkenntnisleitende Methoden für Verwal-
tungseffizienzverbesserungen entwarfen, sind Vorhersagen für digi-
talisiertes Verwaltungshandeln kaum vorhanden. Verwaltungstheo-
retiker beschäftigen sich zu wenig mit der Verwaltungsrealität und es 
fehlen bisher die Instrumente, um die Ereignisse der Digitalisierung 
zu verstehen. Die auf Rechtsauslegung und Rechtsanwendung ge-
trimmten Behörden sind auch nur bedingt zugänglich für eine expe-
rimentelle Verwaltungsforschung. Die Verwaltungstheorie tut sich 
deshalb schwer, das Phänomen Verwaltung umfassend zu erklären.
Was Verwaltungswissenschaftler aber leisten können und sollten, ist 
zweierlei: Zu beobachten und zu erforschen, auf welche Art und Wei-
se Verwaltung und Verwaltungshandeln dem gesellschaftlichen Zu-
sammenleben zu dienen vermögen. Was verspricht auf Dauer mehr 
Erfolg: Ein Beziehungsgeflecht zwischen Politik und Verwaltung, das 
der Politik die Rolle des Prinzipals einräumt und der Verwaltung die 
des Agenten? Oder ein partnerschaftliches Verhältnis auf Augenhö-
he? Oder die Betonung der Verwaltung als Fundament, auf dem sich 
der politische Überbau einrichtet?
Ein zweites Betätigungsgebiet der Verwaltungstheorie besteht in 
der fundierten Konzeption des Curriculums des Verwaltungsnach-
wuchses von Fach- und Führungskräften respektive von Spezialisten 
und Generalisten. Wie sind Bachelor- und Masterstudiengänge für 
die diversen Verwaltungszweige (Archive, Bibliotheken, Chemische 
Untersuchungsämter, Denkmalschutzbehörden, Europäische Ämter, 
Forst-, Gesundheitsverwaltungen usw.) zu gestalten? Für die Refle-
xion der Arbeit im öffentlichen Dienst, für die Kompetenz auf den 
Dienstposten und für das Verständnis größerer Zusammenhänge 
benötigt der Beschäftigte Kenntnisse und Können. Ihm muss be-
wusst sein, was Verwaltung in der Staatsphilosophie bedeutete und 
wie sie sich in Zeitläufen (etwa in Demokratien und Diktaturen, in 
Monarchien und Republiken) verhielt. Über Funktion, Position und 
Potential der Verwaltungen im In- und Ausland muss der öffentlich 
Bedienstete Bescheid wissen; ebenso Fähigkeiten besitzen bei der 
Anwendung einzelner juristischer, ökonomischer, statistischer, ma-
thematischer und interdisziplinärer Methoden.

Volkswirte in der Verwaltung

Volkswirte lernen im Studium im Wesentlichen wirtschaftliche Vor-
gänge zu beschreiben, sie zu erklären und aus den Aussagen in Ver-
bindung mit Annahmen (Hypothesen) Wirkungen (Implikationen) zu 
prognostizieren; letztlich mit der Absicht, wirtschaftliche Vorgänge zu 
beeinflussen, Traditionell teilt man Volkswirtschaftslehre (engl. Econo-
mics) nach dem Untersuchungszweck ein in Wirtschaftstheorie (früher 
Allgemeine VWL), Wirtschaftspolitik (früher Spezielle VWL) und 
Finanzwissenschaft (als Finanzwirtschaftslehre von Gebietskörper-
schaften und deren Haushalte). Unterscheidet man nach Betrachtungs-
ebenen, wird das Fach in Mikro- und Makroökonomik (von griech. 
mikros = klein und makros = groß) gegliedert. Sie widmen sich der 
Frage, wie sich ein einzelnes Wirtschaftssubjekt (ein privater Haushalt 
oder ein privates Unternehmen) sowie gleichartige Wirtschaftssubjekte 
als aggregierte Größen jeweils im Markt (wettbewerblich, monopo-
listisch, wohlfahrtsökonomisch usw.) verhalten. Manchmal wird noch 
Mesoökonomik (von griech. mesos = mitten) dazwischen geschoben, 
um gruppen- und regionalspezifische Aspekte zu betrachten.
Ausgehend von diesen Fachgebieten stellen sich die Aufgaben von 
Volkswirten in der Verwaltungspraxis nach Sachgebieten und Metho-
den. Volkswirtschaftlicher Sachverstand wird hauptsächlich benötigt 
im Bundeskanzleramt und im Auswärtigen Amt, ebenso in den Staats-
kanzleien, in Ministerien für Wirtschaft, Finanzen, Bildung, Gesund-
heit, Soziales, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, in der Deutschen Bundesbank und in Rech-
nungshöfen sowie in Oberbehörden für Statistik, Außenwirtschaft, 
Ernährung, Verbraucherschutz, Finanzdienstleistungen, Kreditwe-
sen, Versicherungswesen und diversen Regulierungsagenturen bzw.  
-behörden des Bundes und der Länder, auch in Kämmereien, Liegen-
schafts-, Beschaffungs-, Statistik- und Wirtschaftsförderungsämtern 
städtischer Verwaltungen. Volkswirte unterstützen konzeptionelle 
Arbeit, Ressourcenlenkung, Maßnahmenvollzug, Fachaufsicht, Be-
richterstattung, Zuarbeit zu Arbeitskreisen, Beiräten und Kommis-
sionen, Beziehungen zu Verbänden, Gewerkschaften, Trägern freier 
Wohlfahrtspflege und Bürgerinitiativen sowohl bei herkömmlichen 
wettbewerbs-, stabilitäts-, verteilungs- und außenwirtschaftspoliti-
schen Aufgaben als auch in neuen volkswirtschaftlich relevanten Fel-
dern sektoraler Bildungs-, Energie-, Umwelt- und Wohnungspolitik 
(um nur die wichtigsten Gebiete zu nennen).
Die Beiträge von Volkswirten beruhen auf Modellanalysen, dedukti-
ven und induktiven, deterministischen und stochastischen Methoden, 
Nutzen-Kosten-Analysen, auf Spieltheorie, Stichproben und Voll
erhebungen und nutzen die Daten auf den Konten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung einschließlich von Input-Output-Ta-
bellen und weiterer Rechenverfahren für die Volkswirtschaft. Außer 
ökonometrischen und anderen quantitativen Methoden kommen 
zunehmend Evaluationen der Lebens- und Umweltqualität mit auf-
wändigen Zielsystemen, Indikatoren und Bewertungskriterien zur 
Anwendung.
Wie viele beamtete oder angestellte Volkswirte in öffentlichen Ver-
waltungen tätig sind, ist unbekannt. Keine Statistik erfasst den Ein-
stieg von Diplom-Volkswirten oder Akademikern mit verwandtem 
Hochschulabschluss (z.B. nach einem volkswirtschaftlichen Master-
studiengang) in Laufbahnen mit oder ohne Vorbereitungsdienst und 
Laufbahnprüfung oder als sog. andere Bewerber oder Angestellte. 
Für die drängenden Probleme der Personalrekrutierung wäre es vor-
teilhaft, Anforderungsprofile für Dienstposten für Volkswirte zu er-
stellen, um dem Nachwuchs transparente Verhältnisse zu offerieren.
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Fallbearbeitungen

Sachverhalt**

Die Eheuleute Süwold besitzen in der – kreisangehörigen mittleren – 
„Alten Hansestadt Lemgo“ in der genehmigten Wochenendhaus-
siedlung „An den Försterteichen“ in landschaftlich reizvoller Um-
gebung ein Wochendhaus mit einer Größe von 35 m2 Grundfläche. 

Sie beabsichtigen, dieses Wochenendhaus zu ihrem ständigen Wohnsitz 
auszubauen; um ca. weitere 40 m2; wie es bereits zwei andere Wochen-
endhauseigentümer in dieser Wochenendhaussiedlung getan haben. 

Da die Eheleute Süwold schon selbst etwas älter sind, haben sie ihren 
Sohn Bertram Süwold beauftragt, den evtl. erforderlichen Bauantrag 
zu stellen und sich auch sonst um alles zu kümmern, was erforderlich 
ist, ihr Vorhaben zu verwirklichen. Sie wollen nur in Ruhe „An den 
Försterteichen“ ihren weiteren Lebensabend genießen. 

Der Sohn Bertram Süwold stellt für seine Eltern bei der Bauaufsicht 
der „Alten Hansestadt Lemgo“ mit den erforderlichen Unterlagen 
einen formgerechten Bauantrag. Der zuständige Sachbearbeiter weist 
ihn darauf hin, dass es sich um einen – nicht überplanten – Außen-
bereich handle. Nach der VO über Camping- und Wochenendplätze 
seien in diesem genehmigten Wochenendhausgebiet nur Wochen-
endhäuser im Umfange von jeweils max. 40 m2 und zudem kein 
Dauerwohnen zulässig; schon gar nicht auf einer nun fast doppelt so 
großen Wohnfläche. 

Um das Vorhaben dennoch nicht scheitern zu lassen, lässt Bertram 
Süwold dem Sachbearbeiter eine kleine Aufmerksamkeit zukommen 
in Höhe von 20.000,– €. Letztlich erhält er für seine Eltern Süwold 
aufgrund dieser fürsorglichen Belagerung des Sachbearbeiters die 
Baugenehmigung. 

Zurfrieden teilt er dies seinen Eltern mit. Er beauftragt die notwen-
digen Gewerke für den Umbau. Seine Eltern kündigen ihre Miet-
wohnung. 

Davon erfahren einige andere Wochendhausbesitzer. Sie schreiben 
an die Bauaufsicht der „Alten Hansestadt Lemgo“ und bitten um 
Aufklärung, weil auch sie sodann in ihre Wochenendhäuser „An den 
Försterteichen“ ziehen möchten. 

Der Sachverhalt wird einer Überprüfung unterzogen. Dabei fällt auf, 
dass die Baugenehmigung offensichtlich zu Unrecht und nur wegen 
der Bestechungshandlung erteilt wurde. Bertram Süwold und der 
entlassene Sachbearbeiter werden wegen der begangenen Straftaten 
rechtskräftig verurteilt. 

Die Baufausicht möchte nun die den Eheleuten Süwold erteilte Bau-
genehmigung aufheben und rein vorsorglich eine Nutzungsunter-
sagung aussprechen. Dazu werden die Eheleute Süwold angehört: 
Ihnen könne das Fehlverhalten ihres Sohnes nicht zugerechnet wer-
den. Im Übrigen seien die Verträge mit den Handwerkern bereits 
abgeschlossen. Darüber hinaus sei die Mietwohnung gekündigt. Sie 
beabsichtigten daher auf jeden Fall, „An den Försterteichen“ auf Dau-
er zu wohnen. 

Der nun zuständige Sachbearbeiter der Bauaufsicht ist verwundert. 
Er ist weiterhin gewillt, gegen die Eheleute Süwold bauaufsicht-
lich vorzugehen; zumal er die beiden anderen Zweckentfremdun-
gen der Wochenendhäuser in dem Wochenendhausgebiet „An den 
Försterteichen“ ebenfalls aufgreifen will. Auch ist er der Ansicht, die 
genehmigte Wochenendhaussiedlung liege im Außenbereich, der 
grundsätzlich von einer Bebauung freibleiben sollte. Im Übrigen: Die 
Eheleute Süwold müssten sich das Verhalten ihres Sohnes zurechnen 
lassen. 

Aufgabe

Kann die Untere Bauaufsicht die erteilte Baugenehmigung aufheben 
und rein vorsorglich eine Nutzungsuntersagung aussprechen?

Lösungsskizze

Sachverhalt erfassen

Fragestellungen erfassen

Die Lösung sollte sich durch eine klare Gedankenführung auszeichnen. 

Teil 1: Aufhebung der Baugenehmigung

EGL: § 48 Abs. 1 S. 2 i. V. m. Abs. 3 VwVfG NRW

1. Formelle Rechtmäßigkeit 

Die Aufhebung wird von der nach §§ 60 Abs. 1 Ziff. 3a i. V. m. 
der VO über die Bestimmung von kreisangehörigen Städten, 62 
BauO NRW i. V. m. § 4 OBG NRW – bzw. § 48 Abs. 5 VwVfG 
NRW – zuständigen Behörde form- und fahrensgerecht nach ei-
ner Anhörung erlassen werden; hier untere Bauaufsicht der „Alten 
Hansestadt Lemgo“. 

2. Materielle Rechtmäßigkeit 

EGL: § 48 Abs. 1 S. 2 i. V. m. Abs. 3 VwVfG NRW.

TB-Voraussetzung ist ein rechtwidriger VA (hier: die Baugenehmi-
gung)

Edmund Beckmann*

Bestechung 
Erteilung und Aufhebung einer Baugenehmigung

*	 Prof. Dr. Edmund Beckmann lehrt an der FHöV NRW
** 	 Dieser Sachverhalt war Gegenstand einer Abschluss-Klausur im staatlichen Stu-

diengang an der FHöV NRW
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a. Verwaltungsakt (VA)
Ein VA liegt vor. 

b. Formelle Rechtmäßigkeit 
Die zuständige Behörde – BM der „Alten Hansestadt Lemgo“ (vgl. 
1.) gem. § 63 Abs. 1 GO NRW – hat die Baugenehmigung dem 
Grunde nach in formell einwandfreier Weise erlassen; wenn auch 
der zuständige Sachbearbeiter mindestens nach § 21 Abs. 1 VwVfG 
NRW bei der Amtshandlung befangen war. Ein Mangel in der An-
hörung Drittbetroffener gem. § 14 Abs. 2 VwVfG NRW (hier: dem 
Vorhaben benachbarte Wochendhausbesitzer) wirkt sich nicht aus. 

c. Materielle Rechtmäßigkeit 

Gem. § 75 Abs. 1 S. 1 BauO NRW ist eine Baugenehmigung zu ertei-
len, wenn „öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen“.

BauOR:

Die beabsichtigte Nutzungsänderung und die beabsichtigte bauliche 
Erweiterung des Gebäudes sind nach §§ 63 ff. BauO NRW geneh-
migungspflichtig; eine Genehmigungsfreiheit nach § 65 Abs. 1 Nr. 3 
BauO NRWscheidet aus. Es geht um die Nutzungsänderung eines 
Wochenendhauses/Errichtung eines Wohngebäudes, so dass nach 
§ 63 Abs. 1 BauO NRW eine Genehmigungspflichtigkeit angenom-
men werden muss.

BauPlR:

Es liegt kein überplantes Gebiet vor, so dass gem. § 68 BauO NRW 
i. V. m. §§ 29 ff. BauGB ein Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB 
nur zulässig ist, wenn die Voraussetzungen des § 35 BauGB er-
füllt sind. Es handelt sich um ein bauplanungsrechtlich relevantes 
Vorhaben (Nutzungsänderung und Errichtung/Erweiterung im 
35-Bereich). 

Nur dem vorübergehenden Aufenthalt dienende Gebäude stellen kei-
nen „Ortsteil“ im Sinne des § 34 BauGB dar. Zwar werden 2 Häuser 
als Wohnhäuser genutzt; jedoch liegen diese verstreut in der Wo-
chenendhaussiedlung. 

Selbst wenn man die Wochenendhaussiedlung über § 34 Abs. 2 
BauGB als ein der BauNVO typisches Gebiet ansehen wollte (§ 10 
BauNVO), fügt sich das Vorhaben nach „Art“ und „Maß“ der bau-
lichen Nutzung offensichtlich „nicht ein“ (Dauerwohnen und Ver-
dopplung der Fläche).

Dies bedeutet zugleich, dass auch eine bauplanungsrechtliche Zuläs-
sigkeit nicht nach § 34 Abs. 3a BauGB in Betracht kommen kann. 

Hier wird man davon ausgehen, dass weder § 35 Abs. 1 BauGB noch 
§ 35 Abs. 2 BauGB das Vorhaben erlauben; § 35 Abs. 4 BauGB ist 
offensichtlich nicht gegeben. 

Zudem: Es ist gem. § 35 Abs. 3 S. 1 Ziff. 7 BauGB das „Entstehen 
und/oder Verfestigen einer Splittersiedlung“ zu befürchten. 

Im Übrigen stehen „öffentliche Belange“ im Sinne von § 35 Abs. 3 
BauGB in Form der CW–VO entgegen. 

d. Ergebnis

Die Baugenehmigung ist daher ins Auge springend rechtswidrig. Sie 
wurde lt. Sachverhalt nur erteilt, weil der Sachbearbeiter bestochen wurde. 

3. Jahresfrist 

Die Jahresfrist des § 48 Abs. 4 VwVfG NRW ist bzw. wird einge-
halten. Dazu wird ergänzend auf die Ausführungen zu Ziff. 4. unten 
verwiesen. 

4. Rechtsfolge 

Die Rechtsfolge ist die, dass die Baugenehmigung zurückgenommen 
werden „kann“ (Ermessen). 

Die Anwendbarkeit des § 48 Abs. 3 VwVfG NRW ist nicht etwa 
wegen § 50 VwVfG NRW ausgeschlossen. Die Baugenehmigung 
wurde dem Sachverhalt überhaupt nicht angefochten. 

Es ist allerdings verfassungsrechtlich geboten, bei der Ermessen-
sentscheidung Vertrauensschutzaspekte einfließen zu lassen (OVG 
NRW-Urteil vom 14. Juli 2004 zum Az. 10 A 4471/01 = NWVBl 
2005 S. 71 ff. – bestätigt durch BVerwG-Beschluss vom 27. Okt. 2004 
zum Az. 4 B 74/04; unv.).

Es sei denn, der Adressat kann sich analog § 48 Abs. 2 S. 3 Ziff. 1 
VwVfG NRW nicht auf Vertrauen berufen, wenn „er den VA durch 
seine Bestechung erwirkt“ hat. Hier wird man davon ausgehen kön-
nen, dass der Sohn als Vertreter/Bevollmächtigter für die Bauherren 
aufgetreten ist; mindestens aber liegt im vorliegenden Fall offensicht-
lich eine Duldung im Rahmen des Verwaltungsverfahrens und damit 
eine Zurechenbarkeit vor. 

Die Baugenehmigung wurde somit „durch“ die Bestechung „erwirkt“; 
vgl. Sachverhalt: Allein der Sohn sollte zuständig sein mit Wissen und 
Wollen der Bauherren. Es ist davon auszugehen, dass zudem eine Ab-
lehnung erfolgt wäre. Auf Vertrauen können sich die Bauherren daher 
nicht berufen. Ihnen ist das Verhalten ihres Sohnes zuzurechnen. 

Auch dann, wenn man dies nicht so sehen wollte, stünde ein Vertrau-
en einer Aufhebung nicht entgegen; es sind keine unumkehrbaren 
Umstände eingetreten.

5. Ergebnis 

Die Aufhebung der Baugenehmigung wäre – bei Beachtung von 
Form (vgl. z.B. § 20 OBG NRW) und Verfahren – rechtmäßig; und 
zwar mit rückwirkender Kraft ab Bekanntgabe. 

Die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 S. 1 Ziff. 4 VwGO wäre 
anzuordnen

	 (was nicht geprüft werden musste). 

Ebenso die Rückgabe der Baugenehmigung mit Anordnung der so-
fortigen Vollziehung; über § 52 VwVfG NRW

	 (was nicht geprüft werden musste). 
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Teil 2: Nutzungsuntersagung 

Da die geäußerte und damit begründete Befürchtung besteht, dass 
der Hauptwohnsitz in der Wochenendhaussiedlung genommen wird 
(die alte Wohnung wurde gekündigt), kommt eine rein vorsorgliche 
Nutzungsuntersagung in Betracht 

(sollten Baumaßnahmen eingeleitet werden, wäre zudem eine Ein-
stellungsverfügung sachgerecht; was aber nicht Gegenstand der Auf-
gabenstellung war). 

EGL: § 61 Abs. 1 S. 2 i. V. m. S. 1 BauO NRW. 

Es geht um die Nutzungs-Änderung einer baulichen Anlage iSv § 2 
Abs. 1 BauO NRW. 

Eine Nutzung als Dauer-Wohnhaus ist – wie aufgezeigt – formell und 
materiell illegal. Schon die sog. negative Vorbildwirkung rechtfertigt 
es, einzuschreiten. 

Auch hierzu ist die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 S. 1 Ziff. 4 
VwGO auszusprechen

	 (was nicht geprüft werden musste). 

(Darüber hinaus ist in der Praxis nach § 63 i. V. m. §§ 55 Abs. 1, 57 
Abs. 1 Ziff. 2 und 60 VwVG NRW ein Zwangsgeld anzudrohen 
für den Fall der Nichtrückgabe der Baugenehmigung in Höhe von 
500,– € und für den Fall des Verstoßes gegen die Nutzungsuntersa-
gung; Rahmen: 2.500,– bis 5.000,– €; was hier jedoch ebenfalls nicht 
gefragt war).

Sachverhalt:

Stadt Beilfeld
Ordnungsamt 
32-58/15� 8. Juni 2015

1. Vermerk i. S. Meyer ./. Stadt Beilfeld

Frau Monique Meyer (M) ist Betreiberin der Nachtbar „Paradise“ 
(Beilfelder Straße 6) in 12346 Beilfeld. Die Gaststättenerlaubnis 
wurde ihr unter dem 4. Mai 2006 erteilt (s. Anlage 1). Aufgrund von 
Ermittlungen des Außendienstes steht fest, dass M seit dem 28. Feb-
ruar 2015 im Hauptraum der Bar regelmäßig sehr gewagte Striptea-
se-Vorführungen veranstaltet. Eine besondere Genehmigung hierfür 
hat M nicht. In den Kellerräumen des der M gehörenden Gebäudes 
finden regelmäßig sog. Swinger Partys statt, die von dem dem Club 
„Fifteen Shades of Black“ organisiert werden. Auf diesen „Partys“ 
kommt es zum Partner-Tausch und zur Beobachtung fremder se-
xueller Betätigungen. Bei einer gemeinsam mit der Polizei durch-
geführten bauaufsichtlichen Kontrolle am 21. März 2015 wurden in 
diesen Räumen zahlreiche Kondome sowie diverse „Spielgeräte“, z. 
B. Fesselgeräte, festgestellt. Letztere wurden beschlagnahmt, später 
allerdings mangels strafrechtlicher Relevanz wieder freigegeben.
Baurechtliche Mängel bzw. Bedenken im Hinblick auf die Nutzung 
der Räume bestehen nicht. 

Des Weiteren wurde am 4. April festgestellt, dass in der Bar verstärkt 
Damen aus dem Prostitutionsmilieu auftauchen. Bei einer verdeck-
ten Kontrolle durch den Außendienst wurde beobachtet, dass zwei 
behördenbekannte Prostituierte Kontakte zu Männern herstellten 
und gemeinsam mit diesen die Bar verließen. Anschließend wurde 
das nur ca. 300 Meter entfernt liegende Hotel „Wrackbreder Krug“ 
aufgesucht. Es handelt sich hierbei um ein Hotel, das Zimmer auch 

stundenweise vermietet. Dieses Hotel wird von Herrn Kristian Krey 
(K), dem Ex-Ehemann von M, geführt. Gegen K ist z. Zt. ein staats-
anwaltschaftliches Ermittlungsverfahren wegen Zuhälterei anhängig.

Nach der Erlaubnisurkunde muss M während der Öffnungszeiten 
ihrer Bar mindestens zwei Parkplatzwächter einsetzen, weil ohne 
entsprechende Einweisung der Verkehr auf der an das Grundstück 
angrenzenden Beilfelder Straße gefährdet wäre. Dieser Verpflichtung 
ist M nicht immer ausreichend nachgekommen.

Im Rahmen der Anhörung hat M geltend gemacht, zu einer Nachtbar 
gehöre nun einmal Striptease, auch der „härteren Art“, man wolle den 
„Leuten ja schließlich nicht nur Hausmannskost bieten.“
Zu den Veranstaltungen von „Fifteen Shades of Black“ hätten nur die 
Vereinsmitglieder über einen separaten Zugang von außen Zutritt. 
Der Club umfasse derzeit nur 12 Personen, die sich über das Internet 
kennengelernt hätten und die sich auch ansonsten privat träfen. Seit 
Monaten sei kein weiteres „Vereinsmitglied“ dazugekommen. Die 
Räumlichkeit incl. Ausstattung werde dem Verein – dem sie selbst 
angehöre – kostenfrei zur Verfügung gestellt; lediglich die Kosten für 
Strom und Heizung müsse der Verein tragen. 

Aufgrund dieses Sachverhalts ist die als Anlage 2 beigefügte Ord-
nungsverfügung an M erlassen worden. M hat durch ihre Rechtsan-
wältin Dr. Nerf Klage erhoben (Anlage 3).

Frau Inspektoranwärterin Nolting mit der Bitte um gutachtliche 
Prüfung der Klageaussicht und Angabe der zu treffenden Entschei-
dungen.

Dicke-Wüllenkämper
(Stadtoberrechtsrätin)

Anlagen:

Jürgen Vahle*

„Ärger im Paradies“ 
– Fallbearbeitung aus dem Ordnungsrecht –

*	 Prof. Dr. J. Vahle lehrt an einer Fachhochschule in NRW.
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Anlage 1
Gaststättenerlaubnis (Auszug)

Stadt Beilfeld
Der Oberbürgermeister
Ordnungsamt 
Frau Monique Meyer
Geb.-Datum, Geb.-Ort 24.10.1978, Herne

Anschrift Venusgasse 1, 12345 Beilfeld

wird gemäß § 2 Abs. 1 Gaststättengesetz vom 5. 5. 1970 (BGBl. I 
S. 465, 1298) in der zur Zeit geltenden Fassung die Erlaubnis zum 
Betrieb einer

Nachtbar

in den Räumen des Hauses Beilfelder Str. 6, 12346 Beilfeld, Erdge-
schoss und 1. Obergeschoss

erteilt.

Auflagen gemäß § 5 Abs. 1 GastG: 

…

5. Während der Öffnungszeiten müssen mindestens zwei Personen 
die Besucherfahrzeuge in den Parkplatz einweisen, um eine gefahrlose 
Ab- und Zufahrt zu gewährleisten. 

Belehrung über den Rechtsbehelf
(vom Abdruck wurde abgesehen)

Beilfeld, den 4.5.2006

Im Auftrag

Kleine-Brummelkamp
(Stadtoberamtsrätin)

Anlage 2 

Stadt Beilfeld
Der Oberbürgermeister
Ordnungsamt
32-58/15� 27. April 2015

Mit Zustellungsurkunde

Frau
Monique Meyer
Venusgasse 1
12345 Beilfeld

Ordnungsverfügung

Sehr geehrte Frau Meyer,

1. 	hiermit untersage ich Ihnen mit sofortiger Wirkung die Durch-
führung von Striptease-Vorführungen.

2. Das Weiteren untersage ich Ihnen die Überlassung der Kellerräume 
Ihrer Bar für „Swinger-Party“-Veranstaltungen des Vereins „Fifteen 
Shades of Black“. 

3. Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass sich in Ihrer Bar keine Pro-
stituierten oder Personen aus dem Prostitutionsmilieu aufhalten und 
Kontakt zu anderen Gästen aufnehmen.

4. Ich weise nochmals auf in Nummer 5 der Gaststättenerlaubnis-Ur-
kunde geregelte Verpflichtung hin, durch genügend Personal für eine 
sichere Ab-und Zufahrt zu dem Parkplatz Ihrer Bar zu sorgen. Diese 
Anordnung ist nach wie vor gültig.

5. Die sofortige Vollziehung zu den Ziffern 1 bis 3 dieser Verfügung 
wird angeordnet. 
Diese Ordnungsverfügung ist daher auch bei Erhebung einer Klage 
zu befolgen. 

6. Sollten Sie den vorgenannten Anordnungen nicht Folge leisten, 
werde ich – hinsichtlich des Verbots nach Nummer 1 für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung – ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000 € fest-
setzen.

Begründung:

Zu 1 und 2:
Die Ihnen erteilte Gaststättenerlaubnis zum Betrieb einer „Nachtbar“ 
erfasst weder die Vorführung von Striptease noch „Sex-Partys“. Es 
gehört nicht zu den typischen Merkmalen einer Nachtbar, dass dort 
derartige Vorführungen bzw. Veranstaltungen stattfinden. Derartige 
Veranstaltungen sind gemäß § 33a Gewerbeordnung (GewO) ge-
sondert erlaubnispflichtig. Über eine solche Erlaubnis verfügen Sie 
nicht; zudem haben Sie auch keinen entsprechenden Antrag gestellt. 
Es bedarf daher der Überprüfung, inwieweit ein Striptease der „här-
teren Art“ mit den guten Sitten und damit mit § 33a Abs. 2 Nr. 2 
GewO vereinbar ist. In Abwägung mit diesem öffentlichen Interesse 
überwiegt Ihr Interesse an der Fortsetzung der Aufführungen nicht. 
Rechtsgrundlage für das Verbot ist danach § 15 Abs. 2 GewO.

Entsprechendes gilt für die Veranstaltungen in den Kellerräumen 
Ihrer Bar. Dass insoweit nur „Vereinsmitglieder“ Zutritt zu den Ver-
anstaltungen in den Kellerräumen haben, ändert nichts an der Ge-
nehmigungspflicht gem. § 33a GewO. 
Es mag zutreffen, dass der „Verein“ sich als „geschlossene Gesell-
schaft“ bezeichnet und der Personenkreis derzeit genau bestimmt ist. 
Da er sich jedoch jederzeit erweitern kann, ist die Öffentlichkeit im 
Sinne des § 1 Gaststättengesetz (GastG) gegeben.

Zumindest bin ich ich nach § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau 
und Befugnisse der Ordnungsbehörden (OBG) befugt, derartige 
Sex-Partys zu unterbinden.
„Swinger Partys“ sind schon im Ansatz sittenwidrig. Da es in diesem 
Zusammenhang – wie das Auffinden diverser Gerätschaften nahe 
legt – zu körperlichen Schäden kommt bzw. kommen wird, liegt eine 
Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vor, die zu un-
terbinden ist. Insbesondere besteht die Gefahr der Verbreitung von 
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Geschlechtskrankheiten. Damit liegen die Voraussetzungen des § 14 
Abs. 1 OBG vor. Als Eigentümerin der für diesen Zweck benutzten 
(Gaststätten-)Räume sind Sie gemäß § 18 Abs. 1 OBG verantwort-
lich für die fraglichen Vorgänge.

Gesichtspunkte, die einem Einschreiten entgegenstehen könnten, 
sind nicht ersichtlich.

Zu 3:
Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 GastG können Auflagen zum Schutz der 
Gäste gegen Gefahren für die Sittlichkeit verhängt werden. Prostitu-
tion gehört zu diesen sittlich missbilligten Gefahren. Hieran ändert 
auch das Prostitutionsgesetz (ProstG) nichts, weil es keine Regelun-
gen zum Gewerberecht enthält. Das ProstG hat nur Auswirkungen 
auf dem Gebiet des Zivil- und Arbeits- sowie des Sozialversiche-
rungsrechts. Die Besucher einer Gaststätte müssen nach wie vor vor 
unerwünschter Konfrontation mit Erscheinungen der Prostitution 
geschützt werden. In Ihrer Bar halten sich nach Feststellungen des 
Außendienstes Personen auf, die diesem Milieu zuzurechnen sind. 
Insbesondere ist es am 4.4.2015 zu Kontakten zwischen zwei Prosti-
tuierten und Männern gekommen, die anschließend das (Stunden-)
Hotel „Wrackbreder Krug“ aufgesucht haben. Hieraus ergibt sich, 
dass Ihr Lokal zumindest gelegentlich als Anbahnungsgaststätte ge-
dient hat.
Mit Wiederholungen der „Anbahnungen“ zu rechnen. 

Zu 4:
Hierzu verweise ich auf Nummer 5 („Auflagen“) in der Erlaubnisur-
kunde vom 4.5.2006.

Zu 5.:
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung bin ich be-
rechtigt, die sofortige Vollziehung eines Verwaltungsaktes anzu-
ordnen, wenn überwiegende öffentliche Interessen dies erfordern. 
Derartige öffentliche Belange sind hier durch die Missachtung ord-
nungsrechtlicher Vorschriften grob verletzt worden und würden ohne 
diese Verbote auch künftig verletzt werden. Veranstaltungen ohne 
die vorgeschriebene gewerberechtliche Erlaubnis stellen ein Gefähr-
dungspotential für die Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung dar. Die unkontrollierte Prostitutionsausübung gefährdet 
in erheblichem Maße die Volksgesundheit. Die vom „Verein Fifteen 
Shades of Black“ durchgeführten Treffen verstoßen wegen ihrer Be-
sonderheiten gegen die Menschenwürde (Artikel 1 Grundgesetz), 
auf die keine der beteiligten Personen verzichten kann. Es kann nicht 
hingenommen werden, dass die Durchsetzung der Verfügung infolge 
einer Rechtsmitteleinlegung auf unbestimmte Zeit ausgesetzt wäre. 

Zu 6.:
Die Androhung des Zwangsgeldes beruht auf den §§ 63, 60 und 55 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen.

RECHTSBEHELFSBELEHRUNG
(vom Abdruck wurde abgesehen)

Im Auftrag
Große-Brummelkamp

Anlage 2 

Rechtsanwälte Nerf & Seeger
Winckelgasse 13
12346 Beilfeld� 20. 5. 2015

Verwaltungsgericht Münden
Postfach 

Eingang: 22. 5. 2015

Klage

der Frau Monique Meyer, Venusgasse 1, 12345 Beilfeld 

– Klägerin –

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Nerf & Seeger

gegen 

die Stadt Beilfeld, vertreten durch den Oberbürgermeister

– Beklagte –

Namens der Klägerin erheben wir Klage vor dem Verwaltungsgericht 
Münden mit dem Antrag,

die Ordnungsverfügung der Beklagten vom 27. 4. 2015 – Aktenzei-
chen 32-58/15 aufzuheben.

Prozessvollmacht wird versichert.

Begründung

Zu Ziff. 1 der Ordnungsverfügung
Die meiner Mandantin erteilte Erlaubnis zum Betrieb einer 
„Nachtbar“ – als besondere Betriebsart einer Gaststätte i. S. des 
§ 3 GastG – umfasst auch die Durchführung barspezifischer Ver-
anstaltungen, insbesondere Striptease Gerade in einer größeren 
Stadt wie Beilfeld (ca. 320.000 Einwohner) erwarten Besucher in 
einer Nachtbar Derartiges. Einer Zusatzerlaubnis bedarf es deshalb 
nicht, so dass der Hinweis in dem angefochtenen Bescheid auf 
§ 33a GewO fehlgeht. 

Zu Ziff. 2:
Erst recht fehlerhaft ist das Verbot der vom Club „Fifteen Shades of 
Black“ veranstalteten Party-Treffen in den Kellerräumen des Gebäu-
des meiner Mandantin. Der Club umfasst derzeit nur 12 Mitglieder. 
Sie haben sich privat über Anzeigen kennengelernt und treffen sich 
ein- bis zweimal pro Woche zwecks Auslebens der Neigungen sowie 
auch sehr oft in privatem Rahmen. Die Clubmitglieder betreten die 
Räume nicht über den öffentlich zugänglichen Bereich der Bar. Die 
„normalen“ Bargäste haben keinen Zutritt zu den Räumen. Es wird 
peinlich darauf geachtet, dass alles möglichst diskret abläuft. Geträn-
ke und Speisen werden in den Kellerräumen nicht ausgeschenkt. Wer 
etwas trinken oder essen möchte, kann die Räume der Bar aufsuchen. 
Geduldet wird nur das Mitbringen von Getränken zum Eigenver-
brauch. Für die Veranstaltungen ist angesichts des privaten Charak-
ters keine behördliche Erlaubnis nötig. Natürlich kann es zuweilen 
etwas „rau“ zugehen. Alles geschieht jedoch im gegenseitigen Einver-
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ständnis. Wie notfalls durch Inaugenscheinnahme überprüft werden 
kann, ist der Kondomgebrauch üblich. Die Gefahr der Verbreitung 
von ansteckenden Krankheiten dürfte daher nicht höher sein als bei 
„normalen“ Paaren. 

Zu Ziff. 3:
Was die Besucherinnen und Besucher der Bar betrifft, so ist es 
zwangsläufig, dass auch Damen des sog. Rotlichtmilieus bzw. Pro-
stitutionsmilieus derartige Bars aufsuchen, zumal diese als einzige 
Gaststätten nach Ende ihrer Berufstätigkeit noch geöffnet sind. Wer 
zum „Milieu“ gehört, vermag meine Mandantin nicht zu erkennen, 
weil sie nicht über hellseherische Fähigkeiten verfügt. 
Meine Mandantin hat im Übrigen keinen Einfluss auf das, was die 
Damen mit männlichen Barbesuchern vereinbaren. Es unterliegt der 
freien Entscheidung der Gäste, ob und zu welchem Zweck sie das 
Hotel des Ex-Ehemannes meiner Mandantin aufsuchen. Erst recht 
kann ihr nicht angelastet werden, dass der „Wrackbreder Krug“ als 
„Stundenhotel“ eingestuft wird. Eine Sippenhaftung haben wir ja 
glücklicherweise nicht mehr.

Zu Ziff. 4:
Die Auflage, mindestens zwei Parkwächter zu beschäftigen, ist sehr 
kostenaufwändig und in Zeiten geringeren Betriebs – insbesondere 
bei Betriebsbeginn und Betriebsende – auch gar nicht erforderlich. 
Dann genügt der Einsatz einer Hilfskraft. Meine Mandantin lässt 
vortragen, dass derartige verkehrsbezogene Bestimmungen durch § 5 
GastG gar nicht gedeckt sind.

Zu Ziff. 5:
Insoweit werde ich einen Antrag auf Wiederherstellung bzw. Anord-
nung der aufschiebenden Wirkung stellen.
Alles Nötige wird in diesem Verfahren vorgetragen werden.

Zu Ziff. 6:
Das angedrohte Zwangsgeld ist bezüglich der Höhe übertrieben und 
schon deshalb rechtswidrig.

Nerf
(Dr. Nerf, Rechtsanwältin)

Aufgabe:

Übernehmen Sie die Ausführung der an Frau Nolting gerichteten 
Weisung (s. Vermerk v. 8. Juni 2015).

Bearbeitungshinweise:

1) 	Die kreisfreie Stadt Beilfeld liegt in Nordrhein-Westfalen.
2) 	Das VG Münden ist örtlich zuständig.

Lösung:

A. Gutachten

Die Klage kann nur dann erfolgreich sein, wenn sie zulässig und be-
gründet ist.

I. Zulässigkeit der Klage

1. Der Verwaltungsrechtsweg ist gem. § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO 
eröffnet, weil alle Normen, die als streitentscheidend in Betracht 
kommen (GastG, GewO, OBG, VwVfG NRW, VwVG NRW) dem 
öffentlichen Recht zuzurechnen sind.

2. Als statthafte Klageart kommt die Anfechtungsklage (§  42 
Abs. 1 1. Alt. VwGO) in Betracht. Voraussetzung ist, dass objektiv 
ein Verwaltungsakt (VA) i. S. des § 35 VwVfG NRW vorliegt.

Hinsichtlich der Verfügungsteile der Nummern 1, 2 und 3 bestehen 
keine Bedenken. Die Regelung besteht aus Verboten bezüglich des 
Betriebs der Nachtbar und der Anordnung, bestimmte Räume nicht 
(mehr) Privaten zur Verfügung zu stellen. Trotz des privatrechtlichen 
Bezugs (Mietvertrag) stützt sich das behördliche Überlassungsverbot 
auf das Gefahrenabwehrrecht. 

Auch die Androhung des Zwangsgeldes (Nummer 6) ist als VA zu 
qualifizieren. Bei der Androhung von Verwaltungszwang legt sich 
die Behörde verbindlich auf ein bestimmtes Zwangsmittel fest und 
schafft die Voraussetzung für die Anwendung. Im Falle des Zwangs-
geldes wird zusätzlich die Höhe bestimmt. Im Ergebnis bestehen 
daher keine Zweifel, dass Zwangsandrohungen VA-Qualität haben 
(s. nur Kopp/Schenke, VwGO, 20. Aufl. 2014, Anh § 42 Rn. 32).

Zweifelhaft ist hingegen die Statthaftigkeit der Klage hinsichtlich der 
Nummer 4. Bereits die Formulierung „Ich weise …“ spricht gegen 
eine VA-Regelung, sondern für einen bloßen Hinweis auf die bereits 
in der Erlaubnisurkunde – als Auflage – getroffene Regelung. Auch 
die Begründung der Verfügung enthält lediglich einen Verweis auf 
die Nummer 5 in der Konzessionsurkunde. 
Mangels eines VA ist die Anfechtungsklage insoweit nicht zulässig. 

Hinweis: In Betracht kommt insoweit nur die Annahme eines Antrages 
auf Wiederaufgreifen des Verfahrens (§ 51 VwVfG NRW). Es würde 
sich hierbei um ein selbständiges neues Verwaltungsverfahren handeln, 
an das sich im Falle des für M negativen Ausgangs ein Klageverfahren 
anschließen kann. M müsste ihr Ziel gg f. mit einer Verpflichtungsklage 
(§ 42 Abs. 1 2. Alt. VwGO) verfolgen. 
Wer annimmt, M habe bereits durch die Klage einen Anspruch auf Auf-
hebung dieses Verfügungsteils geltend gemacht, muss darlegen, dass ein 
Rechtsanspruch hierauf mangels Erfüllung der einschlägigen Vorausset-
zungen des § 51 Abs. 1 VwVfG NRW nicht besteht. Das Wiederaufgreifen 
des Verfahrens richtet sich deshalb nach dem Grundsatz pflichtgemäßer 
Ermessensausübung (§ 51 Abs. 5 VwVfG NRW i. V. mit den §§ 48, 
49 VwVfG NRW). Insoweit ist jedoch ein Ermessensfehler der Behörde 
nicht erkennbar bzw. nicht zu erwarten. M hat keine zureichenden Ge-
sichtspunkte vorgetragen, die die Rechtswidrigkeit der Auflage belegen. 
Der für § 5 GastG nötige Bezug zum Gaststättenbetrieb der M liegt vor 
(s. insoweit zum Gesichtspunkt der „örtlichen Lage“ in § 4 Abs. 1 Nr. 3 
GastG). Dass zuweilen nur eine Kraft ausreicht, um die sichere Einwei-
sung vorzunehmen, macht die Verfügung nicht unverhältnismäßig, weil 
nicht jeweils von Fall zu Fall entschieden werden kann, ob eine oder zwei 
Personen ausreichend sind. 

Offen bleiben kann, ob die unter Nummer 5 getroffene Anordnung 
der sofortigen Vollziehung einen anfechtbaren VA darstellt (s. zum 
Streitstand Kopp/Schenke, a. a. O., § 80 Rn. 78). Die Klage der M rich-



372 DVP 9/15 · 66. Jahrgang

„Ärger im Paradies“ � Jürgen Vahle

tet sich erkennbar nicht gegen diesen Teil der Ordnungsverfügung. 
Vielmehr hat RA'in Nerf in der Klageschrift deutlich gemacht, dass 
insoweit ein Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes (s. § 80 Abs. 5 
VwGO) eingeleitet werde.

3. Die Klagebefugnis der M (§ 42 Abs. 2 VwGO) ergibt sich aus 
ihrer Adressatenstellung.

4. Die Klage ist innerhalb der Monatsfrist des § 74 Abs. 1 VwGO 
und damit fristgerecht sowie auch formgerecht (§ 81 Abs. 1 VwGO) 
erhoben worden.

5. M lässt sich zulässigerweise durch die RA'in Nerf vertreten (§ 67 
Abs. 2 Satz 1 VwGO).

Zwischenergebnis:

Die Klage ist hinsichtlich der Nummern 1, 2, 3 und 6 zulässig, be-
züglich des „Hinweises“ unter Nummer 4 unstatthaft und damit 
unzulässig.

II. Begründetheit der Klage

Die Klage ist begründet, wenn die angefochtene Ordnungsverfügung 
rechtswidrig und M dadurch in ihren Rechten verletzt ist (§ 113 
Abs. 1 Satz 1 VwGO).

1. Formelle Rechtmäßigkeit

Methodischer Hinweis: In der formellen Rechtmäßigkeitsprüfung wird 
die Prüfung aller Regelungen in der Ordnungsverfügung gemeinsam vor-
genommen. Das bietet sich hier an, weil insoweit keine Probleme bestehen. 
Anders liegen die Dinge bei der materiellen Rechtmäßigkeit. Hier sind die 
einzelnen Anordnungen gesondert zu untersuchen. 

a) Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Stadt Beilfeld, ver-
treten durch den Oberbürgermeister, folgt unter gaststättenrechtli-
chen Aspekten aus § 2 Abs. 1 i. V. mit der Anlage Lfd. Nr. 3 Gewer-
berechtsverordnung und § 4 Abs. 1 OBG. Auch für die allgemeine 
Gefahrenabwehr – denkbar in Bezug auf Nummer 2 der Ordnungs-
verfügung – ist die Staddt Beilfeld als örtliche Ordnungsbehörde 
sachlich, instanziell und örtlich zuständig (§§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 1, 5 
Abs. 1 und 4 Abs. 1 OBG). 

Die Zuständigkeit für die Zwangsgeldandrohung folgt aus §  56 
Abs. 1 VwVG NRW.

b) Die nach § 28 Abs. 1 VwVfG NRW vorgeschriebene Anhörung 
ist vorgenommen worden (s. Vermerk vom 8. Juni 2015).

c) Das Schriftformerfordernis nach § 20 Abs. 1 Satz 1 OBG für die 
Ordnungsverfügung und nach § 63 Abs. 1 Satz 1 VwVG NRW für 
die Zwangsgeldandrohung wurde beachtet.

d) Der Bescheid ist formell korrekt begründet (§ 39 Abs. 1 VwVfG 
NRW)

e) Auch enthält die Verfügung die nach § 20 Abs. 2 Satz 2 OBG 
vorgesehene Rechtsbehelfsbelehrung.

Hinweis: Ihr Fehlen würde allerdings nur dazu führen, dass statt der Rechts-
behelfsfrist von einem Monat eine Jahresfrist liefe (§ 58 Abs. 2 VwGO).

f ) Die Ordnungsverfügung wurde im Hinblick auf §  63 Abs.  6 
VwVG NRW ordnungsgemäß mit Zustellungsurkunde zugestellt 
(§ 3 LZG NRW).

Ergebnis: Die Verfügung ist formell rechtmäßig.

III. Materielle Rechtmäßigkeit

1. Verbot der Striptease-Vorführungen (Nummer 1 der Verfü-
gung)

a) Als Ermächtigungsgrundlage kommt § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO 
i. V. mit § 31 GastG in Betracht. 
Voraussetzung ist, dass ein zulassungspflichtiges stehendes Gewer-
be ohne diese Zulassung betrieben wird. M betreibt ein (stehendes) 
Gaststättengewerbe i. S. des § 1 GastG. Sie verfügt insoweit über die 
nach § 2 Abs. 1 GastG erforderliche Gaststättenerlaubnis. Würden 
– der Einlassung der M folgend – auch Striptease-Darbietungen von 
dieser Erlaubnis erfasst, so fehlte es bereits an den tatbestandsmäßi-
gen Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO.
Zwar wird die Gaststättenerlaubnis für eine bestimmte Betriebsart 
erteilt (§ 3 Abs. 1 Satz 1 GastG), so dass betriebsspezifische Vorgän-
ge von der Konzession erfasst und legitimiert werden. Es fragt sich 
jedoch, ob die als Betriebsart vermerkte Kennzeichnung „Nachtbar“ 
auch die Aufführung von Striptease einschließt.
Für „Bar“betriebe ist der Ausschank überwiegend branntweinhalti-
ger Mischgetränke, von Likören und „Schaumweinen“ kennzeich-
nend (Michel/Kienzle/Pauly, Das Gaststättengesetz,14. Aufl. 2003, 
§ 3 Rdnr. 15). Bei einer Gaststätte, die als „Nacht“lokal bzw. -bar 
bezeichnet wird, tritt hinzu, dass der Betrieb erst in den Abend-
stunden oder in den frühen Nachtstunden aufgenommen wird und 
über Mitternacht geht (Michel/Kienzle/Pauly, a. a. O., § 3 Rdnr. 15, 
Stichwort: Nachtlokal). Eine weitergehende Bedeutung kommt 
dem Begriff hingegen nicht zu. Vor allem folgt aus dem Begriff 
„Bar“ nicht zwingend, dass über den Ausschank von Getränken 
– evtl. verbunden mit Tanzmöglichkeiten – sexuell gefärbte Vor-
führungen stattfinden. Diese sind vielmehr einschlägigen Etablis-
sements („Sexbars“) vorbehalten (s. hierzu Metzner, GastG, 6. Aufl. 
2002, § 3 Rdn. 28). 
Entscheidend ist, dass § 33a Abs.  1 Satz 1 GewO für derartige 
„Schaustellungen von Personen“ eine spezielle Erlaubnis vorsieht. 
Durch die Gaststättenerlaubnis wird die nach dieser Vorschrift er-
forderliche Erlaubnis nicht ersetzt (Michel/Kienzle/Pauly, a. a. O., § 2 
Rdnr. 24). „Striptease“-Veranstaltungen sind auch nicht nach § 33a 
Abs. 1 Satz 2 GewO privilegiert, weil bei ihnen der Zweck der sexu-
ellen Erregung bzw. Stimulation im Vordergrund steht. 

Die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO sind damit erfüllt.

b) Das der Behörde zustehende Ermessen muss pflichtgemäß aus-
geübt worden sein. 
Fehlt eine vorgeschriebene gewerberechtliche Erlaubnis, so ist die 
Behörde nach dem Wortlaut der Vorschrift berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, den formell illegalen Zustand zu beenden. Das in § 15 
Abs. 2 GewO der Behörde eingeräumte Ermessen wird allerdings 
als sog. intendiertes Ermessen (s. hierzu Finke/Haurand/Sunder-
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mann/Vahle, Allgemeines Verwaltungsrecht, 10. Aufl. 2006, Kap. E, 
Rn. 41b ff., S. 135 f.; Hess. VGH, GewArch 1996, S. 29) verstanden. 
Der Gesetzgeber – so diese Annahme – sieht für den Regelfall ein 
Verbot der Gewerbeausübung vor: Die Behörde ist damit gehalten, 
ein Verbot auszusprechen. Nur ausnahmsweise kann danach etwas 
anderes gelten, wenn der Fall Besonderheiten aufweist, die eine ande-
re Ermessensbetätigung nahelegen. Das kommt insbesondere dann in 
Betracht, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis 
erkennbar vorliegen und der Gewerbetreibende einen Antrag bereits 
gestellt hat oder jedenfalls in Kürze stellen wird. Beides ist hier zwei-
felhaft. Bei „gewagten“ Striptease-Darbietungen der „härteren Art“ 
(so die Einlassung der M) ist es jedenfalls nicht ausgeschlossen, dass 
der Versagungsgrund des § 33a Abs. 2 Nr. 2 GewO vorliegt. Zudem 
hat M sich bisher nicht um eine Erlaubnis bemüht.

Hinweis: Auch bei Ablehnung der Rechtsfigur des intendierten Ermes-
sens wäre das Ergebnis kaum anders. Anhaltspunkte für eine fehlerhafte 
Ermessensausübung sind nicht erkennbar. Die Behörde hat ihr Ermessen 
ausgeübt und insbesondere auf die Problematik der Veranstaltungen ab-
gestellt. 

Ergebnis: Das Verbot ist auch materiell rechtmäßig.

2. Verbot der Überlassung von Räumen an den „Fifteen Shades 
of Black“ (Nummer 2)

a) Ermächtigungsgrundlage

aa) Als Grundlage für ein Verbot kommt ebenfalls § 15 Abs. 2 Satz 1 
GewO i. V. mit § 31 GastG in Betracht. Das ist der Fall, wenn in 
den Kellerräumen ein Gaststättengewerbe ausgeübt wird, weil die 
der M erteilte Gaststättenerlaubnis sich nicht auf diesen räumlichen 
Bereich bezieht. Zugang zu den Kellerräumen haben indessen nur 
die Vereinsmitglieder, so dass es an der „Zugänglichkeit“ i. S. des 
§ 1 Abs. 1 GastG fehlen kann. Diese Voraussetzung ist nicht nur 
bei herkömmlichen Gaststätten erfüllt. Bei Clubs und Vereinen ist 
Zugänglichkeit für jedermann dann gegeben, wenn es sich um „offene 
Vereine“ handelt, deren Mitgliederzahl nicht begrenzt ist und bei de-
nen ein Wechsel im Bestand der Mitglieder jederzeit möglich ist (Pöltl, 
Gaststättenrecht, 5. Aufl. 2003, § 1 Rn. 30). Der Club „Fifteen Shades 
of Black“ setzt sich allerdings aus Personen zusammen, die sich bereits 
privat kennengelernt haben. Angesichts dieses privaten Charakters 
und der geringen Zahl erscheinen die Clubmitglieder als bestimmte 
Einzelne, nicht als Angehörige einer bestimmten Gruppe. Von einer 
gaststättenrechtlichen „Zugänglichkeit“ ist daher nicht auszugehen. 

Weiterhin müsste M auch in den Kellerräumen (alkoholische) Ge-
tränke „verabreichen“. M selbst serviert in diesem räumlichen Be-
reich keine Getränke bzw. Speisen. Das Merkmal des „Verabrei-
chens“ wird indessen auch in den Fällen angenommen, in denen 
die Getränke von Gästen mitgebracht werden und der Inhaber der 
Betriebsstätte die Räume und Einrichtungen zur Verfügung stellt, 
die den Verzehr ermöglichen oder erleichtern (Michel/Kienzle/Pauly, 
a. a. O., § 1 Rdnr. 43). Mit dieser extensiven Auslegung sollen Um-
gehungsmanöver verhindert werden. Auch dieses Merkmal ist hier 
zweifelhaft. Es steht hier zum einen nicht fest, ob Alkoholika kon-
sumiert werden, nur bei letzteren ist eine Gaststättenerlaubnis nötig. 
Zweitens ist nicht erkennbar, dass M dem „Club“ die Kellerräume 
zwecks Konsums alkoholischer Getränke überlässt und den Konsum 

damit erst ermöglicht oder fördert. Die Räume dienen primär dem 
„Clubleben“ bzw. den Veranstaltungen des Clubs. Eine Ähnlichkeit 
mit Schankwirtschaften, die für das Publikum frei zugänglich sind, 
besteht nicht. 
Die Überlassung der Kellerräume ist mithin nicht gaststättenrecht-
lich erlaubnispflichtig. 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 GewO scheidet unter diesem Aspekt somit aus. 

bb) § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO kann weiterhin anwendbar sein, wenn 
sich eine Erlaubnispflicht aus § 33a Abs. 1 Satz 1 GewO ergibt. 
Dann müsste es sich bei den Veranstaltungen um eine gewerbsmäßige 
„Schaustellung“ von Personen handeln. Zurschaustellung bedeutet 
die Darstellung des menschlichen Körpers; dieser muss im Mit-
telpunkt der Veranstaltung stehen (Franz in Pielow, GewO, 2009, 
§ 33a Rn 10). Es ist zwar zweifelhaft, ob bei den Aktivitäten des 
Club „Fifteen Shades of Black“ solche Darbietungen im Vordergrund 
stehen. Ausgeschlossen ist dies aber angesichts des besonderen Cha-
rakters der Veranstaltungen jedoch nicht. Letztlich kann die Frage 
offen bleiben. Denn erlaubnispflichtig ist nur das gewerbsmäßige 
Zur-Schau-Stellen. Dann müsste der Veranstalter – hier also der 
Verein – mit Gewinnerzielungsabsicht handeln. Eine solche Absicht 
ist hier weder vorgetragen, noch ansonsten ersichtlich. 

cc) Da auch ansonsten keine spezielle Ermächtigungsgrundlage er-
sichtlich ist, kommt nur die Generalklausel des § 14 Abs. 1 OBG 
in Betracht.

b) Tatbestandsmäßige Voraussetzungen

Dann müsste eine konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung vorliegen.

aa) Die öffentliche Sicherheit umfasst insbesondere die Gesamtheit 
der Normen und individuelle Rechtsgüter (Haurand, Allgemeines 
Polizei- und Ordnungsrecht, 6. Aufl. 2014, S. 34 ff.).

Bei den „Party-Treffen“ der Clubmitglieder kann es nach der Ein-
lassung der M („rau…zugehen“) zu Beeinträchtigungen der kör-
perlichen Unversehrtheit und damit zu einem Verstoß gegen § 223 
StGB kommen. Eventuelle Körperverletzungen sind jedoch nicht 
rechtswidrig, wenn der betroffene Rechtsgutsträger einwilligt. Die 
rechtfertigende Wirkung der Einwilligung entfällt nur dann, wenn 
die Tat sittenwidrig ist (§ 228 StGB). Hierfür könnte die sexuelle 
Motivation der Beteiligten sprechen.
Die früher, auch vom RG vertretene Auffassung, wonach speziell 
bei sadomasochistischen Praktiken die Körperverletzungen “zu Un-
zuchtszwecken” erfolgten und deshalb trotz einer etwaigen Einwil-
ligung ein Verstoß gegen die guten Sitten vorliege (vgl. JW 1928, 
2229 mit krit. Anmerkung Bohne JW 1929, 1015; HRR 1931, 1611), 
ist nicht zuletzt wegen der gewandelten Moralauffassungen überholt 
(BGHSt. 49, S. 166, 173 f.; s. auch Fischer, StGB, 62. Aufl. 2015, § 228 
Rn. 10). Eine Grenze besteht allerdings für die Einwilligung in kon-
kret lebensgefährliche Verletzungen und wohl auch solche, die an den 
Anwendungsbereich des § 226 StGB (schwere Körperverletzung) 
heranreichen (s. Fischer, a. a. O, § 228 Rn. 10, 11). Für ein (künftiges) 
Überschreiten dieser Grenze liegen keine Anhaltspunkte vor. 
Die beklagte Stadt hat weiterhin geltend gemacht, durch die Aktivitä-
ten des Clubs entstehe die Gefahr der Verbreitung von Geschlechts-
krankheiten. Diese Befürchtung wird allerdings nicht substantiiert 
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begründet. Es ist nicht erkennbar, dass in den Räumen der M An-
gehörige besonderer Risikogruppen verkehren; zum anderen lässt 
das Auffinden von Kondomen darauf schließen, dass in gebotenem 
Umfang Schutzmaßnahmen üblich sind. 

Damit sind eventuelle Delikte nach § 223 StGB sowie Beeinträch-
tigungen des Schutzgutes „körperliche Unversehrtheit“ gerecht-
fertigt und stellen keine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
dar.

bb) Unter „öffentlicher Ordnung“ versteht man ungeschriebene 
(Sozial-)Normen, deren Befolgung nach den jeweils herrschenden 
sozialen und ethischen Anschauungen als unentbehrliche Voraus-
setzung für ein gedeihliches Zusammenleben angesehen werden 
(Haurand, a. a. O., S. 45 unter Hinweis auf die historischen Wur-
zeln des Begriffs). In Fragen der Sexualmoral gibt es indessen kaum 
noch „herrschende“ Anschauungen. Eine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung scheidet jedenfalls dann aus, wenn sexuelle Betätigungen 
ohne Bezug zur Öffentlichkeit stattfinden und keine schutzwürdi-
gen Interessen Dritter beeinträchtigt werden. Zwar mögen die Ver-
haltensweisen der Mitglieder des Club „Fifteen Shades of Black“ 
(Partnertausch, ausgefallen Praktiken) in den Augen vieler ande-
rer anstößig sein. Allerdings verletzt nicht alles, was anstößig ist, 
ohne weiteres die öffentliche Ordnung (BayVGH, GewArch 1996, 
S. 474, 476). Es fehlt hier insbesondere an einer schädlichen „Au-
ßenwirkung“, weil die Vorgänge diskret in geschlossenen Räumen 
stattfinden. Zum Schutz des „staatsbürgerlichen Zusammenlebens“ 
ist ein Verbot daher nicht unerlässlich. Auch mit Blick auf die Men-
schenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) als Wertentscheidung des Grund-
gesetzes ergibt sich nichts anderes. Die Mitwirkenden werden hier 
nicht zu Sexualobjekten degradiert, weil keine Hinweise vorliegen, 
dass ihre Entscheidung auf Zwang beruht. Die Teilnahme an den 
Veranstaltungen ist vielmehr als Ausdruck der durch Art. 2 Abs. 1 
GG geschützten Handlungsfreiheit zu werten.

Hinweis: Der Inhalt der öffentlichen Ordnung wird überwiegend aus 
den Wertmaßstäben des Grundgesetzes abgeleitet. Es bestehen jedoch 
keine Bedenken, diesen Aspekt bereits bei der öffentlichen Sicherheit 
zu prüfen. 

Ein Verbot lässt sich daher nicht auf § 14 OBG stützen.

Ergebnis: Da auch weitere Eingriffsgrundlagen ausscheiden, ist 
die Anordnung rechtswidrig.

Hinweis: Es bedarf daher keiner Entscheidung, ob M für die Veranstal-
tungen überhaupt verantwortlich ist. § 18 Abs. 1 OBG passt jedenfalls 
schon deshalb nicht, weil die (angenommene) Gefahr nicht von einer Sa-
che, hier also den Räumlichkeiten, ausgeht. 

3. Verbot des Aufenthalts von Prostituierten bzw. Personen aus 
dem Prostitutionsmilieu (Nummer 3)

Als Rechtsgrundlage kommt § 5 Abs. 1 Nr. 1 GastG in Betracht.

a) Tatbestandsmäßige Voraussetzungen

Dann müsste die Anordnung zum Schutz der Gäste gegen konkrete 
Gefahren für die „Sittlichkeit“ erforderlich sein. 

Es ist jedoch fraglich, ob der bloße Aufenthalt des bezeichneten 
Personenkreises die Sittlichkeit gefährdet. Im Lichte des Prostitu-
tionsgesetzes (ProstG) ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber 
die Prostitution auch in gewerberechtlicher Hinsicht nicht mehr als 
sozial unwertig und damit sittenwidrig einstuft (Pöltl, a. a. O., § 4 
Rn. 64 a. A. aber offenbar immer noch Metzner, a. a. O., § 4 Rdn. 65 
ff.). Es wäre widersprüchlich, wenn einerseits Verträge zwischen Pro-
stituierten und ihren Kunden als gültig (also nicht nach § 138 BGB 
nichtig) eingestuft werden, die Prostituierten Zugang zu den Sozial-
versicherungssystemen haben, andererseits ihre Berufsausübung als 
„unsittlich“ bewertet würde. 
Etwas anderes kann danach nur dann gelten, wenn Belange des 
Jugendschutzes betroffen sind oder kriminelle bzw. sonstige stö-
rende Begleiterscheinungen auftreten. Hier ist nicht erkennbar, 
dass das Sich-Aufhalten in einer Gaststätte bereits eine konkrete 
Gefahr für Dritte bedeutet. Die bloße Anwesenheit von Pro-
stituierten in einer Nachtbar führt nicht automatisch zu uner-
wünschten Konfrontationen mit der Prostitution. Einschlägige 
Beschwerden von Gästen sind nicht ersichtlich und auch nicht 
mit der für die Gefahrenprognose hinreichenden Wahrschein-
lichkeit zu erwarten.
Selbst wenn es sich bei der Nachtbar der M um eine „Anbahnungs-
gaststätte“ (s. zu diesem Begriff Pöltl, a. a. O., § 4 Rn. 67) handeln 
würde, wo Vereinbarungen mit Freiern geschlossen werden und der 
„Vollzug“ an einem anderen Ort erfolgt (hier kommt insbesonde-
re das Hotel des K in Frage), würde sich an der Beurteilung nichts 
ändern. Denn sogar derjenige, der in einem Bordell eine Gaststätte 
betreibt und dort die Anbahnung von Kontakten zwischen Prosti-
tuierten und Kunden ermöglicht, leistet dadurch nicht stets i. S. des 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GastG der Unsittlichkeit Vorschub. Auf 
freier Selbstbestimmung beruhende, den Regelungen des Prostitu-
tionsgesetzes entsprechende sexuelle Handlungen ohne Öffentlich-
keitsbezug widersprechen nicht schon wegen ihrer Entgeltlichkeit 
dem Menschenbild des Grundgesetzes (BVerwG, Beschluss v. 23. 9. 
2009 – BVerwG 8 B 2.09; anders noch OVG Hamburg, NVwZ-RR 
1993, S. 294). 

b) Allgemeine Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen

aa) Von dem Verbot der „Kontaktaufnahme“ wären bereits unver-
fängliche Gespräche erfasst. Damit verletzt die Anordnung auch den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und überschreitet damit die Er-
messensgrenze des § 5 GastG.

bb) Es ist weiterhin zweifelhaft, ob die Auflage mit dem Bestimmt-
heitsgrundsatz (§ 37 Abs. 1 VwVfG NRW) vereinbar ist. 
Der Inhalt eines VA muss danach für die Beteiligten, insbesondere 
für die Adressaten klar und unzweideutig sein, so dass sie ihr Verhal-
ten danach ausrichten können (Kopp/Ramsauer, VwVfG, 15. Aufl. 
2014, § 37 Rn 5). Für M müsste also hinreichend deutlich sein, wel-
chen Personen sie den Zutritt zu ihrer Bar verwehren muss. Das mag 
bezüglich der „Prostituierten“ und ihrer Zuhälter noch der Fall sein. 
Unklar ist jedoch, welche Personen aus dem „Prostitutionsmilieu“ 
von der Auflage erfasst werden. Darunter fallen z. B. auch Inhaber 
von vergleichbaren Bars und Bordellen und deren Bedienungsperso-
nal. Der bezeichnete Personenkreis ist letztlich aufgrund der weiten 
Formulierung nicht hinreichend eingrenzbar.
Hinzu kommt, dass M auch nicht imstande sein dürfte, Prostituierte 
und Personen aus dem einschlägigen Milieu mit der erforderlichen 
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Sicherheit zu erkennen, sofern sich diese nicht zu erkennen geben. 
Kleidung und Verhalten bieten keine verlässlichen Anhaltspunk-
te für die angeordnete „Aussortierung“ unerwünschter Personen. 
Mangels hinreichend sicherer Kriterien ist die Anordnung gar nicht 
umsetzbar.

Die Auflage ist mithin nicht hinreichend bestimmt.

Hinweis: Es spricht einiges dafür, dass sie sogar gem. § 44 Abs. 2 Nr. 4 
VwVfG NRW nichtig ist. Die Vorschrift stellt zwar auf objektive Un-
möglichkeit ab (was hier zweifelhaft ist, weil eine intensive Überprü-
fung der Gäste auf einen „Milieuhintergrund“ immerhin theoretisch 
denkbar wäre), sie kann jedoch – zumindest analog – auf Fälle ange-
wendet werden, in denen die behördliche gewünschte „Leistung“ mit 
einem so hohen Aufwand oder so großen Schwierigkeiten verbunden 
wäre, dass sie niemand vernünftigerweise in Betracht ziehen würde 
(in diesem Sinne Kopp/Ramsauer, a. a. O., § 44 Rn 39). Ein Gäs-
te“check“ dürfte für M nicht nur unzumutbar sein, sondern – würde die 
Kontrollpflicht ernst genommen – auf einen unverhältnismäßig hohen 
Aufwand hinauslaufen. 

Ergebnis: Die Auflage ist rechtswidrig.

4. Zwangsgeldandrohung (Nummer 6)

Rechtsgrundlage für die Zwangsandrohung sind die §§ 55 Abs. 1, 60 
und 63 VwVG NRW.

a) Eine vollstreckungsfähige Grundverfügung – die auf ein Han-
deln oder Unterlassen gerichtet ist – liegt vor (bezüglich der Num-
mern 1 bis 3 der Ordnungsverfügung). Auch hinsichtlich der „Park-
wächter“-Auflage (Nummer 4), die bereits bestandskräftig ist, durfte 
ein Zwangsgeld angedroht werden. 

b) Bedenken ergeben sich daraus, dass sich das Zwangsgeld – je-
denfalls in der Fassung der angefochtenen Ordnungsverfügung – auf 
mehrere Anordnungen bezieht. Ist nicht eindeutig, welche Folgen 
sich aus der Nichterfüllung eines einzelnen Gebots für den Adressa-
ten der Androhung ergeben, kommt eine Verletzung des Bestimmt-
heits- oder Verhältnismäßigkeitsgebots (§ 37 Abs. 1 VwVfG NRW, 
§ 58 VwVG NRW) in Betracht (s. VG Gießen, NVwZ-RR 1993, 
S. 248). Dieses Bedenken ist dann allerdings nicht begründet, wenn 
das Zwangsgeld so bemessen ist, dass es auch für den geringst mög-
lichen Verstoß gerechtfertigt ist (OVG Münster, NWVBl. 2004, S. 73).
Das gegenüber M angedrohte Zwangsgeld liegt im unteren Bereich 
des Zwangsgeldrahmens (§ 60 Abs. 1 Satz 1 VwVG NRW) und 
wäre damit auch bei einem Verstoß gegen nur eine der Anordnungen 
verhältnismäßig (§ 58 Abs. 1 Satz 1 VwVG NRW). Letztlich ist der 
eventuelle Fehler dadurch gegenstandslos geworden, dass die An-
ordnung unter den Nummern 2 und 3 aufzuheben ist. Die Zwangs-
geldandrohung kann sich daher nur noch auf die Nummern 1 und 
4 beziehen.

c) Unbedenklich ist schließlich, dass das Zwangsgeld hinsichtlich der 
Nummer 1 für „jeden Fall“ der Zuwiderhandlung angedroht wor-
den ist. Bei Unterlassungsverfügungen – hier: bezüglich der Strip
tease-Aufführungen – dürfen Zwangsmittel für jeden Fall der Nicht
befolgung festgesetzt werden (§ 57 Abs. 3 Satz 2 VwVG NRW). Eine 
entsprechende Androhung ist damit – zumindest deklaratorisch – zu-

lässig (so auch Engelhardt/App/Schlatmann, VwVG.VwZG, 10. Aufl. 
2014, § 13 VwVG Rn. 4).

Gesamtergebnis:

Die Klage der M ist unzulässig bezüglich des „Hinweises“ unter 
Nummer 4 der Ordnungsverfügung. Hinsichtlich der Anordnun-
gen unter den Nummern 2 und 3 ist die Klage zulässig und begrün-
det, im Übrigen (Nummern 1 und 6) ist sie unbegründet.

B. Entscheidungsvorschlag

Da die Klage hinsichtlich der Verfügungsteile 1, 4 und 6 wird die 
Klage (voraussichtlich) keinen Erfolg haben wird, ist insoweit ein 
Klageabweisungsantrag zu stellen. Ein solcher Antrag ist allerdings 
prozessual nicht geboten. Ist eine Klage unzulässig oder unbegrün-
det, so muss sie als Folge des Untersuchungsgrundsatzes ohnehin 
abgewiesen werden. 

Da die Anordnungen Nummern 2 und 3 rechtswidrig sind, ist die 
Klage insoweit begründet. 
Ein Klageabweisungsantrag wäre hiernach zwar möglich, allerdings 
widersprüchlich. 

Es bietet sich vielmehr folgender Weg an:

Die Stadt Beilfeld hebt den angefochtenen Bescheid bezüglich der 
Nummern 2 und 3 gem. § 48 Abs. 1 Satz 1 VwVG NRW auf. Durch 
die Aufhebung entfällt insoweit der Streitgegenstand der Klage. Die 
Parteien können aufgrund dessen den Rechtsstreit durch überein-
stimmende Erledigungserklärungen teilweise beenden. Das VG ist 
an solche Erklärungen der Beteiligten gebunden und hat ggf. nur 
noch über die Kosten zu entscheiden (§ 161 Abs. 2 VwGO). Eine 
einseitige Erledigungserklärung kann die Stadt als beklagte Partei 
allerdings nicht abgeben; hierzu ist – im Hinblick auf den Dispositi-
onsgrundsatz (§ 88 VwGO) – allein die Klägerin befugt . Die beklagte 
Partei kann lediglich auf das erledigende Ereignis (hier: Rücknahme 
des angefochtenen Bescheides) hinweisen und die Abgabe der Er-
ledigungserklärung der Klagepartei anregen(s. näher Kopp/Schenke, 
VwGO, a. a. O., § 161 Rn. 20)

C. Anhang: Vorschriften-Synopse

a) § 14 Abs. 1 OBG NRW (Generalklausel zur Gefahrenabwehr) = 
z. B. § 11 HSOG; § 13 SOG M-V; § 11 Nds. SOG; § 9 POG Rh.-Pf.

b) § 60 VwVG NRW (Zwangsgeld) = z. B. § 11 VwVG Bund; § 76 
HessVwVG, § 50 HSOG i. V. mit § 1 Abs. 2 HessVwVG; § 88 SOG 
M-V; § 67 Nds. SOG i. V. mit § 70 Abs. 1 NVwVG; § 64 VwVG 
Rh.-Pf. 

d) § 55 VwVG NRW (Befugnisnorm: Grund-VA bzw. Sofortvoll-
zug) = z. B. § 6 VwVG Bund; §§ 2, 69 HessVwVG i. V. mit § 47 
HSOG; § 64 Nds. SOG; §§ 79, 80, 81 SOG M-V; §§ 2, 61 VwVG 
Rh.-Pf.

e) § 63 VwVG NRW (Androhung) = z. B. § 13 VwVG Bund; § 53 
HSOG i. V. mit § 69 Abs. 1 Nr. 1 Hess. VwVG; § 87 SOG M-V; 
§ 70 Nds. SOG; § 66 VwVG Rh.-Pf.
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Sachverhalt:1

Am 01.09.2014 um 13:00 Uhr spricht Christiane Müller (Frau M.) 
beim „Amt für Soziales“ in der Stadt D (im Kreis L des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe) vor und bittet um Leistungen zum Le-
bensunterhalt. In dem mit dem Sachbearbeiter geführten Gespräch 
ergeben sich folgende Informationen:
Christiane Müller (45 Jahre alt) wohnt mit ihrem behinderten Sohn Se-
bastian (20 Jahre alt) in der Stadt D im Kreis L in Nordrhein-Westfalen. 
Innerhalb des Hauses bewohnt Sebastian eine eigene Wohnung (sog. 
Einliegerwohnung) mit u.a. eigenen Koch-, Wasch- und Duschmög-
lichkeiten. Sebastian kocht für sich selbst und versorgt sich selbst. Sein 
Ziel ist es, in einem Hotel der Lebenshilfe als Koch zu arbeiten.
Der Ehemann von Christiane Müller hat die Familie verlassen und ist 
nach unbekannt verzogen. Unterhaltszahlungen werden deshalb nicht 
erbracht. Für ihren behinderten Sohn hat Christiane Müller die Be-
treuung für die Aufgabenkreise Gesundheitsfürsorge, Vermögenssorge, 
Vertretung vor Behörden und Institutionen, Wohnungsangelegenheiten 
sowie Geltendmachung von Ansprüchen auf Rente übernommen.
Christiane Müller ist erwerbsfähig. Aus einer Erwerbstätigkeit (Mi-
nijob als Aushilfskellnerin) erzielt sie ein monatliches Einkommen 
in Höhe von 400,00 € (brutto gleich netto). Außerdem erhält Sie von 
der Familienkasse als Kindergeldberechtigte monatlich Kindergeld 
in Höhe von 184,00 € für ihren Sohn. Das Kindergeld wird zwar für 
den Lebensunterhalt von Sebastian eingesetzt, an diesen aber nicht 
auf ein eigenes Konto von Sebastian weitergeleitet.

Konkrete Angaben über die wirtschaftliche Situation gibt der am 
Vormittag von der Bank abgeholte Kontoauszug. Dem ist u.a. fol-
gendes zu entnehmen:

Kontoauszug der Sparkasse D	 Blatt 10	 Stand: 01.09.2014
Konto	 123456789	 Frau Christiane Müller
BLZ	 47650130	 Aktuelles Saldo: +450,11 €

Verwendungszweck Betrag Wertstellung

Lohn/Gehalt 	 +	 400,00 01.09.2014 10:58:00 Uhr
Familienhaftpflichtvers. 	 –	 10,00 01.09.2014 09:00:00 Uhr
Hausratvers. 	 –	 10,00 01.09.2014 09:00:00 Uhr
Monatskarte ÖPNV zur Arbeit 	 –	 30,00 01.09.2014 08:36:33 Uhr
Gewerkschaftsbeitrag 	 –	 5,33 01.09.2014 01:00:00 Uhr
E.on (Strom) 	 –	 60,00 01.09.2014 01:00:00 Uhr
Sportverein Beitrag Sebastian 	 –	 7,50 01.09.2014 01:00:00 Uhr

*	 Oberregierungsrat Dirk Weber lehrt an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung in NRW.

1 	 In ähnlicher Form war der Sachverhalt Gegenstand von Klausuren an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung NRW und dem Studieninstitut Westfal-
len-Lippe. Art und Umfang der Aufgabenstellung wurde in der hier abgedruckten 
Lösungsvariante erweitert.

Die angemessenen Unterkunftskosten (Kaltmiete und Nebenkosten) 
betragen für die beiden Wohnungen jeweils 175,00 €; die angemes-
senen Heizkosten betragen jeweils 40,00 €. In den Heizkosten sind 
Anteile der Warmwassererzeugung enthalten.

Sebastian ist geistig behindert. Nach Abschluss einer Lernbehin-
dertenschule hat er eine Tätigkeit in einer Werkstatt für Behinderte 
(WfbM) aufgenommen. Die dortigen Maßnahmen im sog. Arbeits-
bereich werden vom überörtlichen Träger der Sozialhilfe finanziert. 
Der Fachausschuss der WfbM informiert die Mutter, Christiane 
Müller, darüber, dass ggf. ergänzend Sozialhilfe zur Bestreitung des 
notwendigen Lebensunterhalts beantragt werden könne. Er, der 
Fachausschuss, hätte jedenfalls dem Rentenversicherungsträger über 
die Aufnahme in der WfbM eine Stellungnahme im Sinne der §§ 2 
und 3 der Werkstättenverordnung zugeleitet.

In der WfbM wird Sebastian ein Netto-Lohn in Höhe von 150,00 € 
gezahlt (brutto = netto). Außerdem wird er dort darauf vorbereitet, 
zukünftig in einem Hotel der Lebenshilfe zu arbeiten. Andere Aus-
sicht, auf dem allgemeinem Arbeitsmarkt tätig zu werden, bestehen 
nicht. Der überörtliche Sozialhilfeträger zahlt für die Tätigkeit von 
Sebastian im Arbeitsbereich der Werkstatt zusätzlich ein Arbeits-
förderungsgeld (§ 43 SGB IX) in Höhe von 26,00 €. Ein Anspruch 
auf volle Erwerbsminderungsrente besteht für Sebastian nicht, da er 
bislang keine (ausreichenden) Einzahlungen in die gesetzliche Ren-
tenversicherung getätigt hat.

Mit Ausnahme eines angemessenen Hausrats und dem angegebenen 
Barvermögen verfügt die Familie Müller über kein weiteres Vermögen.

Aufgaben

1)	� Prüfen Sie gutachtlich, ob und wenn ja, welche Leistungen zum 
Lebensunterhalt nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) für die im Sachverhalten genannten Personen in Frage 
kommen! Auf formelle Aspekte ist bei der Beantwortung dieser 
Aufgabe nicht einzugehen. 

2)	� Prüfen Sie gutachtlich, ob und wenn ja, welche Leistungen zum 
Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) für die im Sachverhalten genannten Personen in Frage 
kommen! Auf formelle Aspekte ist bei der Beantwortung dieser 
Aufgabe nicht einzugehen. 

3)	� Erklären und begründen Sie kurz, um welchen kommunalrecht-
lichen Aufgabentypus es sich bei den von Ihnen geprüften Leis-
tungen in den Aufgaben 1) und 2) handelt. 

4)	� Unterstellen Sie, dass Sebastian im Haushalt der Mutter lebt und 
wohnt und keine eigene Einliegerwohnung besitzt. Wie würden 
Sie die Rechts- und Leistungssituation jetzt bewerten? Eine er-

Dirk Weber*

Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung für Familie Müller
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gebnisorientierte Argumentation mit Begründung und ggf. Be-
rechnung genügt. 

Bearbeitungshinweise

1)	� Der Nachranggrundsatz muss, mit Ausnahme der Einkommens- 
und Vermögensfragen, nicht geprüft werden.

2)	� Auf formelle Rechtmäßigkeitsgesichtspunkte ist bei der Beant-
wortung der Aufgabenstellungen nicht einzugehen.

3)	� Eine Kürzung des Regelsatzes wegen der Einnahme von Mit-
tagessen in einer Werkstatt für behinderte Menschen muss nicht 
thematisiert werden.

4)	� Von der Möglichkeit der Pauschalierung der Unterkunftskosten 
haben die zuständigen Leistungsträger keinen Gebrauch gemacht.

5)	� Sofern eine SGB II-Berechnung notwendig ist, ist eine differen-
zierte Berechnung nach den in § 6 SGB II genannten Trägern der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende nicht vorzunehmen.

6)	Auszug aus dem SGB IX

	 § 43 Arbeitsförderungsgeld
	� 1Die Werkstätten für behinderte Menschen erhalten von dem 

zuständigen Rehabilitationsträger zur Auszahlung an die im Ar-
beitsbereich beschäftigten behinderten Menschen zusätzlich zu 
den Vergütungen nach § 41 Abs. 3 ein Arbeitsförderungsgeld. 
2Das Arbeitsförderungsgeld beträgt monatlich 26 Euro für jeden 
im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen, dessen 
Arbeitsentgelt zusammen mit dem Arbeitsförderungsgeld den 
Betrag von 325 Euro nicht übersteigt. 3 …

	 § 138 Rechtsstellung und Arbeitsentgelt behinderter Menschen
	 �(1) Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstät-

ten stehen, wenn sie nicht Arbeitnehmer sind, zu den Werkstätten in 
einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis, soweit sich aus dem 
zugrunde liegenden Sozialleistungsverhältnis nichts anderes ergibt.

	� (2) Die Werkstätten zahlen aus ihrem Arbeitsergebnis an die im 
Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen ein Arbeits-
entgelt, …

	� (3) Der Inhalt des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis-
ses wird unter Berücksichtigung des zwischen den behinderten 
Menschen und dem Rehabilitationsträger bestehenden Sozialleis-
tungsverhältnisses durch Werkstattverträge zwischen den behin-
derten Menschen und dem Träger der Werkstatt näher geregelt.

	� (4) …

7)	Auszug aus dem SGB VI Sechstes Buch Sozialgesetzbuch

	 § 43 SGB VI – Rente wegen Erwerbsminderung 
	 (1) 1 ….
	� (2) 1 Versicherte haben bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze 

Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie 
	 1.	 voll erwerbsgemindert sind, 
	� 2.	 in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung 

drei Jahre Pflichtbeiträge für eine versicherte Beschäftigung oder 
Tätigkeit haben und 

	� 3.	 vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit 
erfüllt haben. 

	� 2Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit 
oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit außer Stande sind, 
unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmark-
tes mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein. 3Voll 
erwerbsgemindert sind auch 

	� 1.	 Versicherte nach § 1 Satz 1 Nr. 2, die wegen Art oder Schwere 
der Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig 
sein können, und 

	� 2.	 Versicherte, die bereits vor Erfüllung der allgemeinen Wartezeit 
voll erwerbsgemindert waren, in der Zeit einer nicht erfolgreichen 
Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

	 (3) …
	 (4) … 
	 (5) … 

	 § 1 SGB VI – Beschäftigte 
	 1Versicherungspflichtig sind
	 1.	 …, 
	 2.	 behinderte Menschen, die 
	� a)	 in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in 

Blindenwerkstätten im Sinne des § 143 des Neunten Buches oder 
für diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind, 

	� b)	 in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen in ge-
wisser Regelmäßigkeit eine Leistung erbringen, die einem Fünftel 
der Leistung eines voll erwerbsfähigen Beschäftigten in gleicharti-
ger Beschäftigung entspricht; hierzu zählen auch Dienstleistungen 
für den Träger der Einrichtung, 

	 3.	 … , 
	 3a.	…, 
	 4.	 …. 
	 …

Lösungshinweise

Aufgabe 1) Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II

1	 Materielle Prüfung

Es könnte für Frau M. und ihren Sohn Sebastian ein Anspruch auf 
SGB II-Leistungen in Frage kommen. Anspruchsgrundlage für die 
Gewährung von Grundsicherungsleistungen für Arbeitsuchende ist 
§ 7 Abs.1 Satz 1 SGB II. 

1.1	 Anspruch auf Arbeitslosengeld II

Gemäß § 7 Abs.1 Satz 1 SGB II, § 19 Abs.1 Satz 1, Satz 3 SGB II 
erhalten erwerbsfähige Leistungsberechtigte Arbeitslosengeld  II 
(ALG II) als Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ein-
schließlich der angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung, 
wenn die antragstellenden Personen das 15. Lebensjahr vollendet ha-
ben und die Altersgrenze nach § 7a SGB II noch nicht erreicht haben, 
erwerbsfähig i.S.v. § 8 Abs. 1 SGB II sind, hilfebedürftig i.S.v. § 9 
Abs. 1 SGB II sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik Deutschland haben (erwerbsfähige Leistungsberechtigte).
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Frau M. ist 45 Jahre alt und erfüllt damit die Altersvoraussetzungen 
des § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II. 

Die Altersvoraussetzungen erfüllt auch der Sohn Sebastian. Dieser 
ist 20 Jahre alt.

Die Frage der Erwerbsfähigkeit beurteilt sich nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2, § 8 Abs. 1 SGB II. Danach ist erwerbsfähig, wer nicht wegen 
Krankheit oder Behinderung auf [nicht] absehbare Zeit außerstande 
ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein. Ausweislich der 
Angaben im Sachverhalt ist Frau M. „erwerbsfähig“. Sie erfüllt damit 
diese Voraussetzung.

Problematisch ist, ob Sebastian erwerbsfähig ist. Erwerbsfähig ist 
nicht, wer voll erwerbsgemindert ist. Voll Erwerbsgeminderte sind 
gemäß § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI wegen Krankheit oder Behinde-
rung auf nicht absehbare Zeit außerstande, unter den üblichen Be-
dingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden 
täglich erwerbstätig zu sein. Gesetzlich Rentenversicherte haben in 
solchen Konstellationen einen Anspruch auf volle Erwerbsminde-
rungsrente (§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI). Sebastian bezieht weder 
eine Erwerbsminderungsrente, noch ist die dauerhafte volle Erwerbs-
minderung durch den Rentenversicherungsträger festgestellt worden. 

Nach § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB VI gelten Personen als voll 
erwerbsgemindert, die wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung 
nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können. Gemäß 
§ 45 Satz 3 Nr. 3 SGB XII muss der Rentenversicherungsträger keine 
Stellungnahme für Personen abgeben, bei denen der Fachausschuss 
einer Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) über die Aufnah-
me in einer WfbM eine Stellungnahme der §§ 2 und 3 WVO (Werk-
stättenverordnung) abgegeben hat. In solchen Fällen gilt gemäß § 45 
Satz 3 Nr. 3 SGB XII die Person im Arbeitsbereich2 einer WfbM 
als dauerhaft voll erwerbsgemindert. Nach dem Sachverhalt hat der 
Fachausschuss der WfbM eine solche Stellungnahme abgegeben. Da 
es sich um eine Fiktionsregelung3 handelt, bedarf es keiner weiteren 
(medizinischen) Feststellung des Rentenversicherungsträgers. Dem 
korrespondierend regelt § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB VI i. V.m. § 1 
Satz 1 Nr. 2 SGB VI, dass behinderte Menschen, die in anerkannten 
WfbM tätig sind, wegen Art und Schwere der Behinderung als voll 
erwerbsgemindert gelten. Damit sind die Voraussetzungen des § 43 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB VI, § 45 Satz 3 Nr. 3 SGB XII erfüllt. Sebas-

2 	 Etwas anderes dürfte für den Eingangs- und Berufsbildungsbereich gelten. Für 
Menschen mit Behinderungen im Eingangs- und Berufsbildungsbereich dürfte 
eine abschließende Einschätzung der Leistungsfähigkeit und damit der Dauer-
haftigkeit der Erwerbsminderung nicht möglich sein.

3 	 Kritisch zu dieser Betrachtungsweise: BSG, Urteil vom 23.03.2010, B 8 SO 
17/09 R, BSGE 106, 62-78 – juris, Rn.16: „§ 45 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 SGB XII 
soll (nur) verfahrensmäßig eine aufwändige Prüfung der Erwerbsfähigkeit für 
in einer WfbM Beschäftigte vermeiden und den Sozialhilfeträger und den Ren-
tenversicherungsträger im Rahmen bestehender Massenverwaltung entlasten. 
Die Regelung enthält allerdings selbst keine Fiktion der Erwerbsminderung 
bzw. deren Dauerhaftigkeit. Insoweit bezieht sich ihr Wortlaut („gilt“) auf die 
rentenversicherungsrechtliche Regelung; selbst dort ist zweifelhaft, ob es sich 
tatsächlich um eine Fiktion handelt. § 45 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 SGB XII besagt 
nur, dass bei Vorliegen einer Stellungnahme des Fachausschusses der WfbM das 
Ersuchen an den Rentenversicherungsträger unterbleibt. Ob und in welchem 
Umfang der Sozialhilfeträger – entsprechend § 45 Abs. 1 Satz 2 SGB XII – an die 
Stellungnahme des Fachausschusses gebunden ist, muss hier nicht entschieden 
werden. …“

tian ist als (dauerhaft) voll erwerbsgeminderte Person zu behandeln. 
Er ist mithin auch nicht erwerbsfähig im Sinne des § 8 Abs. 1 SGB II 
und kann daher kein Arbeitslosengeld II beziehen.

Für Frau M ist der gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland zu beja-
hen, da sie in D, im Kreis L, wohnt (vgl. § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB II). 
Der Wohnort ist üblicherweise auch der Lebensmittelpunkt.

Frau M. unterliegt auch keinem der in § 7 Abs. 1 Satz 2, § 7 Abs. 4, 
§ 7 Abs. 4a, § 7 Abs. 5 SGB II genannten Ausschlusstatbeständen 
für den Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes, 
so dass sie vorbehaltlich der noch zu prüfenden Hilfebedürftigkeit im 
Dezember zum anspruchsberechtigten Personenkreis für den Bezug 
von Arbeitslosengeld II gehört.

1.2	 Anspruch auf Sozialgeld

Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 SGB II sind leistungsberechtigt auch Perso-
nen, die die Voraussetzungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II nicht 
erfüllen, aber mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben. Nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in Bedarfsgemeinschaft leben, 
erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach 
dem 4. Kapitel SGB XII haben (vgl. § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB XII).

Ein solcher Sozialgeldanspruch nach dem SGB II kann für Sebastian 
in Frage kommen.

Er muss dazu zunächst mit seiner Mutter eine Bedarfsgemeinschaft 
bilden. Gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 SGB II setzt eine Bedarfsgemein-
schaft mindestens einen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten vo-
raus, der als sogenannter Hauptleistungsberechtigte nach § 7 Abs.3 
Nr.1 SGB II Ausgangspunkt für die Bildung der Bedarfsgemein-
schaft ist. Frau M. ist im Monat Dezember – vorbehaltlich der Prü-
fung der Hilfebedürftigkeit – erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
und damit „Gründerin“ der Bedarfsgemeinschaft. 

Zur Bedarfsgemeinschaft gehören nach § 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II auch 
•	 die dem Haushalt angehörenden 
•	 unverheirateten 
•	 Kinder der in den Nummern 1 bis 3 genannten Personen, 
•	 wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
•	� soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts 

nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen beschaffen können. 

Sebastian ist das (leibliche) Kind von Christiane Müller. Sebastian ist 
20 Jahre alt und hat das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

Fraglich ist allerdings die Haushaltszugehörigkeit. Ein gemeinsamer 
Haushalt besteht bei einer gemeinsamen Wohn- und Wirtschafts-
gemeinschaft. Einliegerwohnungen haben die Eigenschaft, keine 
vom restlichen Hauseigentum abgeschlossenen Wohneinrichtungen 
zu sein. Eine Wohngemeinschaft kann daher bestehen. Demgegen-
über ist die eigene „Bewirtschaftung“ Kennzeichen einer Einlieger-
wohnung. Nach dem Sachverhalt bestehen z. B. eigene Koch- und 
Waschmöglichkeiten. Gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 WoGG liegt z. B. eine 
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft vor, wenn Familienmitglieder 
Wohnraum gemeinsam bewohnen und sich ganz oder teilweise mit 
dem täglichen Lebensbedarf versorgen. Hiervon ist somit nicht aus-
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zugehen, wenn eine eigene und selbständige Lebensführung möglich 
ist. Genau dies ist aber Ziel einer Einliegerwohnung. Laut Sachver-
halt will Sebastian auch Koch werden und wird auf diese Tätigkeit in 
einer WfbM auch vorbereiten. Mithin ist insgesamt von einem eher 
autark geführten Leben auszugehen. 

Damit besteht keine Haushaltszugehörigkeit von Sebastian und auch 
keine Zugehörigkeit zur Bedarfsgemeinschaft. 

Ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II scheidet daher für 
Sebastian aus.

1.3	 Nachrang der SGB II-Leistungen

Den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem 
SGB II liegt das Nachrangprinzip zugrunde. Danach müssen alle 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und die mit ihnen in ei-
ner Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen vor dem Bezug von 
SGB II-Leistungen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Ver-
ringerung ihrer Hilfebedürftigkeit ausschöpfen (§ 2 Abs.1 SGB II). 
Denn SGB II – Leistungen dürfen nur erbracht werden, soweit die 
Hilfebedürftigkeit nicht anderweitig beseitigt werden kann (§  3 
Abs.3 1. HS SGB II). 

Zu diesen Möglichkeiten gehören der Einsatz von eigenen Mitteln 
(Einkommen gemäß §§ 11, 11a, 11b SGB II und Vermögen ge-
mäß § 12 SGB II) und eigenen Kräften (Einsatz der Arbeitskraft 
im zumutbaren Umfang zur Beschaffung des Lebensunterhalts, vgl. 
§ 2 Abs. 2 Satz 2 SGB II, § 10 SGB II). Den Einsatz dieser Selbst-
hilfemöglichkeiten verlangt noch einmal konkretisierend § 9 Abs.1 
SGB II. Frau M. setzt ihre Arbeitskraft bereits im Rahmen eines 
Minijobs ein. Einkommen und Vermögen wird zu einem späteren 
Zeitpunkt geprüft.

Darüber hinaus soll lt. Bearbeitungshinweis die Prüfung des Nach-
ranggrundsatzes unterbleiben.4

1.4	 Feststellung der Hilfebedürftigkeit (§ 9 SGB II)

1.4.1	Grundsätze zur Feststellung der Hilfebedürftigkeit

Nach § 9 Abs.1 SGB II ist nur hilfebedürftig, wer seinen Lebens-
unterhalt nicht oder nicht ausreichend aus zu berücksichtigenden 
Einkommen und Vermögen sichern kann. Notwendig ist also ein 
Vergleich zwischen dem Lebensunterhalt (sog. Hilfebedarf ) einer-
seits, ausgedrückt durch die im SGB II dafür vorgesehenen Leistun-
gen, und dem Einkommen und Vermögen andererseits. Nur soweit 
das Einkommen und/oder das Vermögen nicht ausreichen, um den 
Lebensunterhalt zu decken, kommen SGB II-Leistungen in Frage.
Bezüglich des Einkommens und Vermögens ist dabei zu berück-
sichtigen, dass gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 SGB II bei der Frage der 
„Bedarfsdeckung“ auch das Einkommen und Vermögen des Partners 
der Bedarfsgemeinschaft zu berücksichtigen ist (sog. Einsatzgemein-
schaft). Ferner ist gemäß § 9 Abs.2 Satz 2 SGB II das Einkommen 
und Vermögen der Eltern bzw. Elternteile auch für die Kinder ein-
zusetzen. Diese Regelung ist hier zu vernachlässigen, da weder ein 

4 	 Auf die vorstehend genannten Ausführungen kann deshalb in der Klausur ver-
zichtet werden.

Partner in der Bedarfsgemeinschaft vorhanden ist noch Sebastian als 
Kind in der Bedarfsgemeinschaft berücksichtigt werden muss. 

1.4.2	Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes

Gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II und der nach § 20 Abs. 5 Satz 3 
SGB II erfolgten Bekanntmachung über die Höhe der Regelbedarfe 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für die Zeit ab 1. Januar 2014 
beträgt der Regelbedarf für Alleinerziehende oder Alleinstehende 
391,00 €. Grundsätzlich ist eine Person, die ohne Partnerin oder Part-
ner in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, alleinstehend. Alleinerziehend 
sind Personen, die alleinstehend sind und mit einem oder mehreren 
Kindern im gemeinsamen Haushalt leben und allein für die Erzie-
hung sorgen. 

Frau M. kümmert sich ohne Partner und ohne Unterstützung von 
anderen Personen – es kommt nur auf die tatsächlichen und nicht 
auf die rechtlichen Verhältnisse an – allein um die Erziehung und 
Pflege ihres Sohnes. Insoweit kann an eine Alleinerziehung gedacht 
werden. Es fehlt allerdings an der für eine Alleinerziehung notwen-
digen Voraussetzung, dass sie mit ihrem Sohn in einem Haushalt lebt. 

Allerdings lebt Frau M. auch ohne Partner. Damit ist sie als allein-
stehend zu behandeln. Alleinstehende erhalten einen Regelbedarf in 
Höhe von 391,00 €. 

Die aus dem Kontoauszug sich ergebenden Stromkosten sind auch im 
System des SGB II aus dem Regelbedarf zu finanzieren. Nach § 20 
Abs. 1 SGB II umfasst der Regelbedarf auch die Aufwendungen für 
die „Haushaltsenergie“.

Die Kosten der Warmwasserzubereitung sind als Energiekosten nicht 
mehr im Regelbedarf enthalten, sondern sind Bestandteil der Heiz-
kosten oder – bei dezentraler Warmwassererzeugung – als Mehrbe-
darf zu gewähren. 

1.4.3	Mehrbedarf wegen Alleinerziehung gemäß §  21 Abs.3 
SGB II

Ein Mehrbedarf für Alleinerziehung nach § 21 Abs. 3 SGB II schei-
tert daran, dass Sebastian als Kind nicht mehr minderjährig ist.

1.4.4	Leistungen für Unterkunft 

Leistungen für Unterkunft und Heizung werden nach § 22 Abs. 1 
Satz 1 SGB II in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, 
soweit diese angemessen sind. Die tatsächlichen Kosten werden damit 
nur übernommen, sofern sie nicht die angemessenen Kosten über-
schreiten. Die angemessenen Kosten bilden die Höchstgrenze der 
übernahmefähigen Kosten.

Zu diesen Kosten der Unterkunft gehören die Kosten für die Ge-
brauchsüberlassung des Wohnraumes, die vertraglich geschuldet wer-
den, so dass neben der Kaltmiete die umlagefähigen Nebenkosten 
übernommen werden. 

Nach dem Sachverhalt handelt es sich bei den Kosten für die Woh-
nung um angemessene Kosten. Diese Kosten sind in tatsächlicher 
Höhe zu übernehmen. 
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Anzuerkennen sind daher im vorliegenden Fall 175,00 € für Frau M.

1.4.5	Leistungen für Heizung 

Für die Heizkosten gilt ebenfalls die Regelung des § 22 Abs.1 Satz 1 
SGB II. Auch diese Aufwendungen werden in tatsächlicher Höhe 
übernommen, soweit sie angemessen sind.
Auch die Heizkosten sind angemessen und daher in Höhe von 
40,00 € zu übernehmen. 

1.4.6	Zusammenfassende Darstellung des Bedarfs

Frau M. Rechtsgrundlage
Regelbedarf 391,00 € § 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II

Mehrbedarf  – € § 21 SGB II

angemessene Unterkunftskosten 175,00 € § 22 Abs.1 S.1 SGB II 

angemessene Heizkosten 40,00 € § 22 Abs.1 S.1 SGB II 

Gesamtbedarf 606,00 € 

1.4.7	Einkommen aus Erwerbstätigkeit von Frau M.

Dem Bedarf ist zunächst das zu berücksichtigende Einkommen ge-
genüberzustellen. Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II sind alle Einnah-
men in Geld oder Geldeswert als Einkommen zu berücksichtigen, 
und zwar grundsätzlich unabhängig von Herkunft und Rechtsnatur.
Frau M. erzielt durch einen Minijob als Aushilfskellnerin ein Arbeits-
entgelt aus Erwerbstätigkeit in Höhe von 400,00 €. Es ist fraglich, ob 
das am 01.09.2014 um 10:58:00 Uhr zugeflossene Arbeitsentgelt als 
Einkommen oder Vermögen zu werten ist. Maßgebliche Zeitpunkt 
für die Unterscheidung von Einkommen (vgl. § 11 SGB II) und Ver-
mögen (vgl. § 12 SGB II) ist der Zeitpunkt der Antragstellung. Ein-
kommen ist grundsätzlich alles das, was jemand nach Antragstellung 
wertmäßig dazu erhält, und Vermögen das, was er vor Antragstellung 
bereits hatte.5
Im vorliegenden Fall erfolgte der Zufluss durch Gutschrift und 
Wertstellung auf dem Konto am 01.09.2014 um 10.58 Uhr, während 
der Antrag erst um 13:00 Uhr gestellt wurde. Bei „reiner“ Anwendung 
der Zuflusstheorie handelt es sich daher bei dem überwiesenen Ar-
beitsentgelt um Vermögen. Dafür spricht auch, dass nach § 37 Abs. 2 
Satz 1 SGB II Leistungen nach dem SGB II nicht für Zeiten vor der 
Antragstellung erbracht werden.
Andererseits gilt gerade hinsichtlich eines Leistungsantrages die 
spezielle Regelung nach § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB II, wonach der 
Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts auf den 
Ersten des Monats zurück wirkt. Der Erste Tag des Monats beginnt 
um 0:00 Uhr. Des Weiteren beginnt selbst bei Anwendung des § 37 
Abs. 2 Satz 1 SGB II der Leistungsanspruch bereits am Tag der An-
tragstellung und nicht am darauf folgenden Tag. Auch danach würde 
der Antrag auf 0:00 Uhr zurückwirken. Nimmt man vor diesem Hin-
tergrund eine „Rückwirkung“ der Antragstellung an, liegt der Zugang 
des Arbeitsentgelts auf dem Konto von Frau M. nach der Antragstel-
lung. Damit handelt es sich um Einkommen. Die Zuflusstheorie ist 
daher modifizierend auszulegen: Wenn einem Antrag auf Bewilli-
gung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem 
SGB II (oder nach dem 4. Kapitel SGB XII, vgl. § 44 SGB XII) 
Rückwirkung zukommt, so ist für die Abgrenzung zwischen Einkom-

5 	 Sog. Zuflusstheorie. Vgl. z. B. BSG, Urteil vom 07.05.2009, B 14 AS 13/08 R, 
Rn. 19; BSG, Urteil vom 24.02.2011, B 14 AS 45/09 R, Rn. 19.

men und Vermögen nicht der Zeitpunkt der Antragstellung, sondern 
der Beginn des Leistungszeitraums maßgeblich6. Ein entsprechendes 
Ergebnis ist auch mit Hilfe von § 11 Abs. 2 Satz 1 SGB II zu erzielen. 
Danach sind laufende Einnahmen für den Monat zu berücksichtigen, 
in dem sie zufließen. Es ist also bei laufenden Einnahmen auf den 
Monat abzustellen, selbst wenn die Einnahmen noch vor der Antrag-
stellung zugeflossen sind. Der Monat beginnt am 01.09. um 0:00 Uhr. 
Darüber hinaus kann neben den genannten Regelungen in § 37 
Abs. 2 SGB II auch aus anderen Vorschriften – z. B. § 41 Abs. 1 
SGB II, § 16 SGB I – entnommen werden, dass die kleinste Einheit 
der Tag und nicht die konkrete Uhrzeit ist. Der Tag wird mithin nicht 
anteilig berechnet. Damit kommt es bei der von der Zuflusstheorie 
aufgeworfenen Frage des „Zeitpunktes der Antragstellung“ als Zäsur 
zwischen Einkommen und Vermögen nicht auf die Uhrzeit an dem 
Tag der Antragstellung an, sondern nur auf den Tag der Antrag-
stellung7, soweit dieser Tag „im Monat“ des Geldzuflusses (vgl. § 11 
Abs. 2 SGB II) liegt.

Im Ergebnis bedeutet dies, dass das Arbeitsentgelt in Höhe von 
400,00 € als Einkommen zu werten ist, obwohl es einige Minuten 
vor der Antragstellung eingegangen ist.

Dieses Einkommen bleibt auch nicht unberücksichtigt (§  11a 
SGB II, § 1 ALG II-V).

Es ist zu ermitteln, ob, und wenn ja, in welcher Höhe von diesem 
Einkommen Beträge gemäß § 11b SGB II abzusetzen sind. 

Ausgehend von den Bruttoeinnahmen in Höhe von 400,00 € (§ 2 
Abs.1 ALG II-V) sind gemäß § 11b Abs.1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 
SGB II vom Einkommen zunächst Steuern und Sozialversicherungs-
beiträge (§ 11b Abs.1 Satz 1 Nr.1 und Nr.2 SGB II) abzusetzen. Hier 
entspricht das Bruttoeinkommen aber dem Nettoeinkommen, so dass 
diesbezüglich keine weiteren Absetzungen vorzunehmen sind. 
Hinsichtlich der Absetzbeträge in § 11b Abs.1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II 
ist vorrangig die Spezialregelung des § 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II 
anzuwenden. Danach ist bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 
die erwerbstätig sind, an Stelle der Beträge nach § 11b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 bis 5 SGB II ein Betrag von insgesamt 100,00 € als sog. Grund-
freibetrag monatlich abzusetzen. 
Frau M. ist erwerbstätig sowie erwerbsfähige Leistungsberechtigte (vgl. 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II sowie obige Prüfung). Damit können bei 
ihr 100,00 € vom Einkommen als Grundfreibetrag abgesetzt werden.
Eine noch speziellere Vorschrift enthält § 11b Abs. 2 Satz 2 SGB II. 
Beträgt danach das monatliche Einkommen mehr als 400,00 €, gilt 
Satz 1 nicht, wenn die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
nachweist, dass die Summe der Beträge nach § 11b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3–5 SGB II den Betrag von 100,00 € übersteigt. Aus dem Um-
kehrschluss des Gesetzgebers folgt: Beträgt das monatliche Einkom-
men nicht mehr 400,00 €, gilt Satz 1. Da Frau M. über nicht mehr als 
400,00 € Erwerbseinkommen verfügt, ist § 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II 
anzuwenden. Es bleibt damit zunächst (vgl. Ausführungen zum Kin-
dergeld) bei einem Absetzbetrag von 100,00 €, und zwar unabhängig 
davon, ob Frau M. höhere Aufwendungen nach § 11b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3–5 SGB II absetzen könnte. Einzelne Aufwendungen, die sich 

6 	 Bayerisches LSG, Urteil vom 21.03.2012, L 16 AS 202/11, NZS 2012, 515.
7 	 Vgl. BSG, Urteil vom 14.02.2013, B 14 AS 51-12 R, SGb 2013, 230 (Kurzwie-

dergabe).
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z. B. aus dem Kontoauszug ergeben, können unberücksichtigt bleiben, 
wenn das Kindergeld als zusätzliches Einkommen unbeachtet bleibt. 
Insoweit ist eine Vergleichsberechnung nicht notwendig.
Für Frau M. ist darüber hinaus ein Freibetrag bei Erwerbstätigkeit 
nach § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 i. V. m. § 11b Abs. 3 SGB II abzuset-
zen (sog. Erwerbstätigenfreibetrag), da Frau M. eine erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte ist, die erwerbstätig ist. Dieser Erwerbstätigen-
freibetrag beläuft sich auf 20 Prozent des Bruttoeinkommens, soweit 
er 100,00 € übersteigt (300,00 € x 20 v. H. = 60,00 €).

Damit ist aus dem Bruttoeinkommen von 400,00 € ein bereinigtes 
Einkommen von 240,00 € zu berücksichtigen.

1.4.8	Kindergeld als Einkommen

Das für volljährige behinderte Menschen zu zahlende Kindergeld 
(vgl. § 32 Abs. 4 Nr. 2 buchst. a) EStG; alternativ nach § 32 Abs. 4 
Nr. 3 EStG8) ist nach dem Einkommensteuerrecht Einkommen des 
kindergeldberechtigten Elternteils (§ 62 EStG, § 64 EStG). Gemäß 
§ 11 Abs. 1 Satz 4 SGB II wird Kindergeld für zur Bedarfsgemein-
schaft gehörende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Si-
cherung des Lebensunterhalts benötigt wird, beim Kind als Einkom-
men angerechnet. Sebastian gehört nicht zur Bedarfsgemeinschaft. 
Daher liegen die Voraussetzungen für diese Zurechnungsvorschrift 
des Einkommens nicht vor. Da das Kindergeld auch nicht an Markus 
weitergeleitet wird, bleibt es auch bei Christiane Müller nicht unbe-
rücksichtigt (§ 1 Abs. 1 Nr. 8 ALG II-V). Mithin ist es Einkommen 
des kindergeldberechtigten Elternteils, hier von Christiane Müller.
Eine Berücksichtigung des Kindergeldes bei Sebastian Müller 
im Rahmen einer Sozialhilfegewährung nach § 82 Abs. 1 Satz 3 
SGB XII kommt ebenfalls nicht in Frage, da Sebastian hierfür min-
derjährig sein müsste. 
Damit verfügt Frau Müller über ein Gesamt-Einkommen von mehr 
als 400,00 €. 
In einer solchen Fallkonstellation können von dem Kindergeld als sons-
tigem Einkommen (§ 4 ALG II-V) noch einkommensartunabhängige 
Absetzungen (z. B. Versicherungspauschale, KfZ-Haftpflichtversiche-
rung) vorgenommen werden, soweit sie im Grundfreibetrag noch nicht 
enthalten sind. Im konkreten Fall sind aber keine Aufwendungen nach 
§ 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 5 SGB II von mehr als 100,00 € vor-
handen, die zusätzlich vom sonstigen Einkommen abgesetzt werden 
können. Damit erübrigen sich Überlegungen in diese Richtung.9

8 	 Gemäß § 32 Abs. 4 Nr. 3 EStG erhalten Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten, zeitlich unbegrenzt Kindergeld. Voraussetzung 
ist, dass die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist. 
Außerstande, sich selbst zu unterhalten, ist ein Kind, wenn es ihm aufgrund der 
Behinderung unmöglich ist, seinen Lebensbedarf durch eigene Erwerbstätigkeit 
zu bestreiten. Hiervon wird ausgegangen, wenn im Schwerbehindertenausweis 
das Merkmal „H“ (hilf los) eingetragen ist oder das Kind eine Rente wegen voller 
Erwerbsminderung bezieht der der Grad der Behinderung mit 50 oder mehr 
festgestellt wurde und besondere Umstände eine übliche Erwerbstätigkeit des 
Kindes auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt verhindern. Als besondere Umstände 
gelten auch die Tätigkeiten in einer WfbM sowie der Bezug von Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII.

9 	 Zur Klarstellung: Die einkommensartabhängigen und -unabhängigen Abset-
zungsbeträge (z. B. Werbungskosten, Fahrtkosten einerseits – z. B. KfZ-Haft-
pf lichtversicherung, Versicherungspauschale andererseits) müssten im konkreten 
Fall (Gesamteinkommen von mehr als 400,00 €) mehr als 100,00 € erreichen. 
Dann können vom sonstigen Einkommen noch zusätzliche Absetzungen durch 
einkommensartunabhängige Absetzbeträge in dem Umfang abgesetzt werden, 
wie sie durch den Grundfreibetrag noch nicht abgedeckt werden.

1.4.9	Zurechnung des Einkommens im Rahmen der Einsatzge-
meinschaft

§ 9 Abs.2 Satz 1 und Satz 2 SGB II regeln, wer wessen Einkommen 
füreinander einzusetzen hat. Eine solche Einsatzgemeinschaft bzw. 
Einkommens- und Vermögensgemeinschaft bilden nach § 9 Abs. 2 
Satz 1 SGB II die Partner einer Bedarfsgemeinschaft. Eine solche 
Partnerschaft liegt hier nicht vor. Wie bereits oben ausgeführt, kann 
ebenfalls das Kind unberücksichtigt gelassen werden.
Danach ergibt sich folgende Situation:

Frau M. Rechtsgrundlage
Regelbedarf 391,00 € § 20 Abs. 2 Satz 1 SGB II

Mehrbedarf  – € § 21 SGB II

angemessene Unterkunftskosten 175,00 € § 22 Abs.1 S.1 SGB II 

angemessene Heizkosten 40,00 € § 22 Abs.1 S.1 SGB II 

Gesamtbedarf 606,00 € 

Einkommen – 240,00 € §§ 11, 11a, 11b SGB II ALG II-V

Einkommen – 184,00 € § 11,§1 Abs. 1 Nr. 8 ALG II-V

Leistung 182,00 € § 19 SGB II

1.5	 Beginn und Höhe der Leistung (Antragserfordernis)

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden auf 
Antrag erbracht (§ 37 Abs. 1 SGB II). Gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 
SGB II werden Leistungen nicht für Zeiten vor der Antragstellung 
erbracht. Gemäß § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB II wirkt der Antrag auf 
den ersten des Monats zurück. Ein Antrag wurde von Frau M. am 
01.09.2014 gestellt. Ab dem 01.09.2014 werden gemäß § 37 Abs. 2 
Satz 2 SGB II rückwirkend die SGB II Leistungen erbracht.

1.6	 Form der Hilfe/Leistungsart

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden 
in Form von Dienstleistungen, Geldleistungen und Sachleistungen 
erbracht (vgl. § 4 Abs. 1 SGB II), wobei die Geldleistung bei den 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes der Regelfall ist. 
Der Sachverhalt enthält keine Anhaltspunkte dafür, von diesem 
Grundsatz abzuweichen.

2	 Gesamtergebnis 

Für Frau M kommen Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende nach dem SGB II in Höhe von 182,00 € in Frage. 

Aufgabe 2) Leistungen für Sebastian nach dem SGB XII

1	 Anspruch auf Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII für  
Sebastian

1.1	 Sachliche Voraussetzungen 

Es könnte ein (realisierbarer) Anspruch auf Leistungen nach dem 
4. Kapitel SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei dauerhaf-
ter voller Erwerbsminderung) bestehen. Entsprechende Leistungen 
sind gegenüber dem Sozialgeld vorrangig (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 2, 



382 DVP 9/15 · 66. Jahrgang

Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung für Familie Müller � Dirk Weber

§ 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II). Leistungsberechtigt nach dem 4. Kapitel 
SGB XII sind u.a. Personen, die die Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 
SGB XII erreicht haben oder gemäß § 19 Abs.2, § 41 Abs. 3 SGB XII 
das 18. Lebensjahr vollendet haben und dauerhaft voll erwerbsge-
mindert sind. 

Sebastian hat zwar die Altersgrenze (vgl. § 41 Abs. 2 SGB XII) noch 
nicht erreicht. Wie bereits oben ausgeführt gilt (Fiktionsregelung) 
er aber als dauerhaft voll erwerbsgemindert. Die in diesem Zu-
sammenhang problematische Frage, ob es auch „unwahrscheinlich 
ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann“ (§ 41 
Abs. 3 SGB XII), ist für Personen in WfbM keine Voraussetzung. 
Die Regelung wird durch die speziellere vorrangige Fiktionsrege-
lung des § 45 Satz 3 Nr. 3 SGB XII verdrängt. Es ist gerade das Ziel 
einer WfbM, behinderte Menschen wieder für den Allgemeinen 
Arbeitsmarkt vorzubereiten (vgl. § 136 Abs. 1 Satz 3 SGB IX: Sie 
[die WfbM] fördert den Übergang geeigneter Personen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen), so dass 
sich die Prognose einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung 
nicht geben lässt.10 

Auch die übrigen sachlichen Voraussetzungen des § 41 SGB XII er-
füllt Sebastian Müller:
–	� Der gewöhnlicher Aufenthalt liegt in D in L in Westfalen-Lippe 

und damit in Deutschland (§ 41 Abs. 1 Satz 1 SGB XII i.V.m. 
§ 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I)

–	� Problematisch ist, ob ein Antrag – im Rahmen des SGB XII 
eine konstitutive Leistungsvoraussetzung – auf Leistungen zum 
Lebensunterhalt gestellt wurde (§ 41 Abs. 1 SGB XII). Die Art 
des Antrags ist in § 41 Abs. 1 SGB XII nicht vorgegeben. Ein 
Antrag stellt eine empfangsbedürftige Willenserklärung dar, 
die mit Zugang (§ 130 Abs. 1 Satz 1 BGB) wirksam wird; bei 
Anwesenden mithin im Zeitpunkt des Verstehens des Anlie-
gens durch den Sachbearbeiter. Als Willenserklärung kann der 
Antrag auch mündlich gestellt werden. Die hier vorgetragene 
Bitte um Leistungen zum Lebensunterhalt ist als Antrag nach 
dem objektiven Empfängerhorizont des Sachbearbeiters auszu-
legen (vgl. §§ 133, 157 BGB). Der Antrag konnte nicht mehr 
durch Christiane Müller für ihren Sohn gestellt werden. Denn 
die gesetzliche Vertretung nach § 1629 BGB gilt nur bis zum 
18. Lebensjahr. Es ist daher notwendig, dass entweder der An-
trag durch Sebastian selbst gestellt wird oder dass Frau M. durch 
ihren Sohn bevollmächtigt wird (§ 13 SGB X), sofern die Mutter 
nicht als Betreuerin (vgl. § 1902 BGB) für ihren Sohn tätig wird. 
Letzteres ist hier der Fall.

Grundsätzlich sind Anträge auf Sozialleistungen beim zuständigen 
Leistungsträger zu stellen (§ 16 Abs. 1 Satz 1 SGB I). Soweit das 
„Amt für Soziales“ bei der Stadt D die für die Antragstellung nicht 
zuständige Stelle sein sollte, hat diese Stelle, da die Stadt D auch 

10 	Behindertenwerkstätten sind Einrichtungen zur Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben und zur Eingliederung in das Arbeitsleben (§ 136 Abs. 1 Satz 1 
SGB IX). Sie haben behinderten Menschen, die wegen Art oder Schwere der 
Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt beschäftigt werden können, eine angemessene beruf liche Bildung und 
Beschäftigung zu einem ihrer Leistung angemessenen Arbeitsentgelt aus dem 
Arbeitsergebnis anzubieten (§ 136 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB IX). Außerdem sollen 
sie behinderten Menschen ermöglichen, ihre Leistungs- und Erwerbsfähigkeit 
zu erhalten, zu entwickeln, zu erhöhen oder wiederzugewinnen und dabei ihre 
Persönlichkeit weiterzuentwickeln (§ 136 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB IX).

Leistungsträger ist (vgl. z.B. §§ 27, 28 SGB I, § 16 Abs. 2 Satz 1 
SGB I) den Antrag entgegenzunehmen und bei Unzuständigkeit un-
verzüglich an den zuständigen Leistungsträger weiterzuleiten (vgl. 
§ 16 Abs. 2 SGB I).
–	� Die Hilfebedürftigkeit wurde nicht schuldhaft herbeigeführt (§ 41 

Abs. 4 SGB XII). Der Sachverhalt liefert keine Hinweise auf ein 
sozialwidriges Verhalten von Sebastian.

–	� Unterhaltsleistungen von Eltern mit einem Einkommen von mehr 
als 100.000 € (brutto, abzgl. von Werbungskosten) sind nicht er-
sichtlich (§ 43 Abs. 3 SGB XII) bzw. ergeben sich aus dem Sach-
verhalt nicht.

1.2	 Wirtschaftliche Voraussetzungen/Hilfebedürftigkeit

Neben den sachlichen Voraussetzungen müssen die wirtschaftlichen 
Voraussetzungen für einen Anspruch auf Leistungen nach dem 4. 
Kapitel SGB XII erfüllt sein. 

Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist Personen zu leisten, die ihren notwendigen 
Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften 
und Mitteln, insbesondere aus ihrem Einkommen und Vermögen, 
beschaffen können. Einkommen und Vermögen der Mutter sind bei 
Sebastian nicht zu berücksichtigen. Aus § 43 Abs. 1 HS. 1 SGB XII 
ergibt sich, dass eine Einsatzgemeinschaft bei Leistungen der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nur zwischen nicht 
getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartnern sowie zwischen 
Partnern einer eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Ge-
meinschaft besteht, nicht aber zwischen Eltern und Kindern. Damit 
ist ausschließlich die Hilfebedürftigkeit von Sebastian zu betrachten 
(ohne Berücksichtigung der Mutter). 

Die Prüfung der individuellen Hilfebedürftigkeit verlangt einen Ver-
gleich zwischen dem Hilfebedarf von Sebastian einerseits mit seinem 
Einkommen (§§ 82–84 SGB XII) bzw. Vermögen (§ 90 SGB XII) 
andererseits. 

Der Umfang der möglichen Bedarfe nach dem 4. Kapitel SGB XII 
ergibt sich aus § 42 SGB XII. Die Vorschrift verweist im Einzelnen 
auf die relevanten Bedarfe im Rahmen der Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem 3. Kapitel SGB XII.

1.2.1	Regelbedarf

Gemäß § 42 Nr. 1 SGB XII umfasst die Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung die Regelsätze nach den Regelbedarfs-
stufen der Anlage zu § 28 SGB XII. Die Anlage zu § 28 SGB XII 
sieht in der Regelbedarfsstufe 3 für eine erwachsene leistungsbe-
rechtigte Person, die weder einen eigenen Haushalt führt, noch als 
Ehegatte, Lebenspartner oder in eheähnlicher oder lebenspartner-
schaftsähnlichen Gemeinschaft einen gemeinsamen Haushalt führt, 
einen Regelbedarf von 313,00 € vor. Allerdings wohnt Sebastian in 
einem eigenen Haushalt und nicht mit im Haushalt seiner Mutter. 
Die Voraussetzungen der Regelbedarfsstufe 3 liegen also nicht vor. 
Die Regelbedarfsstufe 1 erhalten erwachsene leistungsberechtigte 
Personen, die als alleinstehende Person einen eigenen Haushalt füh-
ren. Mit 20 Jahren gilt Sebastian als „erwachsen“ (Schlussfolgerung 
aus den Regelbedarfsstufen 4 bis 6, die abgestuft bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres gelten). Er bewohnt eine eigene Einliegerwoh-
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nung, so dass die Voraussetzungen der Regelbedarfsstufe 1 auf ihn 
zutreffen.11 
Gemäß § 42 Nr. 1 SGB XII ist auch § 27a Abs. 4 Satz 1 und Satz 2 
SGB XII anzuwenden. Danach wird im Einzelfall der individuelle Re-
gelbedarf abweichend festgelegt, wenn ein Bedarf ganz oder teilweise 
anderweitig gedeckt ist oder unabweisbar seiner Höhe nach erheblich 
von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht. Grundsätzlich gibt es 
hinsichtlich der individuellen Situation bei Sebastian keinen Grund, 
den Regelbedarf gemäß § 27a Abs. 4 Satz 1 2. Alt. SGB XII zu er-
höhen, weil der Bedarf unabweisbar seiner Höhe vom durchschnittli-
chen Bedarf abweicht (z.B. wegen Kosten einer Putzhilfe, besondere 
Fahrtkosten bei Besuch von Verwandten in der JVA etc.). Die geltend 
gemachten Stromkosten sind grundsätzlich im Regelbedarf enthal-
ten (vgl. § 27a Abs. 1 SGB XII, RBEG – Abteilung 04, § 35 Abs. 4 
SGB XII). Erhöhte Stromausgaben sind durch Einsparungen in an-
deren Bereichen zu kompensieren. Ein erhöhter Wärmebedarf und da-
durch erhöhte Stromausgaben ergeben sich aus dem Sachverhalt nicht.
Eine Senkung des Regelbedarfs nach § 27a Abs. 4 Satz 1 1. Alt. 
SGB XII kann sich dann ergeben, wenn im Arbeitsbereich einer 
Werkstatt für behinderte Menschen das Mittagessen eingenommen 
wird, weil dann der vorhandene Bedarf anderweitig gedeckt wird. Für 
Behinderte, die im Arbeitsbereich (nicht: Eingangs- und Berufsbil-
dungsbereich, da hierfür die Bundesagentur für Arbeit zuständig ist) 
einer WfbM tätig sind, hat das BSG12 entschieden, dass der gewährte 
Regelsatz wegen § 27a Abs. 4 Satz 1 1. Alt. SGB XII zu kürzen ist, 
weil die Kosten für Ernährung, die mit dem Regelsatz (Regelbedarf ) 
abgegolten werden, durch die gewährte Eingliederungshilfe teilweise 
gedeckt ist. Die Anwendung des § 27a Abs. 4 Satz 1 SGB XII erreicht 
im konkreten Fall, dass die örtlichen und überörtlichen Träger der 

11 	Wenn Sebastian im Haushalt der Mutter wohnen würde, kommt nach dem Wort-
laut der Anlage zu § 28 SGB XII die Gewährung des Regelbedarfs der Regelstu-
fe 1 nicht in Frage, sondern die der Regelbedarfsstufe 3.

	 Überlegungen hinsichtlich der Regelbedarfsstufe 1 können vorgenommen wer-
den, wenn ein über 25jähriges sozialhilfebedürftiges Kind im Haushalt der (leis-
tungsberechtigten) Eltern lebt. Nach den Vorgaben der Anlage zu § 28 SGB XII 
wird auch hier nur die Regelbedarfsstufe 3 zuerkannt, während dieselbe Person 
im Leistungsbezug des SGB II den höchsten Regelbedarf erhalten würde. Das 
BSG (BSG, Urteil vom 19.05.2009, B 8 SO 8/08 R) sah hier die Notwendig-
keit einer verfassungskonformen Auslegung aus Gleichbehandlungsgründen 
mit Leistungsberechtigten nach dem SGB II, so dass entgegen den normativen 
Vorgaben in der beschriebenen Konstellation der höchste Regelbedarf (Regelbe-
darfsstufe 1) zu gewähren sei. 

	 Die neuere – nicht höchstrichterliche – Rechtsprechung sah seit der Einführung 
des Regelbedarfsermittlungsgesetzes und damit der Ablösung der Regelsatz-
verordnung keine Notwendigkeit, eine andere als die Regelbedarfsstufe 3 zu ge-
währen (vgl. z. B. LSG NRW, [ausführlich begründetes] Urteil vom 16.01.2014, 
L 9 SO 469/13 WA, juris; SG Berlin, Urteil vom 04.12.2012, S 51 SO 2013/11; 
LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 18.07.2012, L 8 SO 13/12 B ER; LSG 
Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 24.10.2011, L 8 SO 275/11 ER; LSG 
Baden-Württemberg, Urteil vom 10.06.2011, L 12 AS 1077/11). 

	 Aber auch dem hat das Bundessozialgericht widersprochen und bestätigte damit 
seine Auffassung im Urteil vom 19.05.2009. Nach BSG, Urteil vom 23.07.2014, 
B 8 SO 31/12 R, ist erwachsenen Personen bei gemeinsamem Haushalt jeweils 
der Regelbedarf der Regelbedarfsstufe 1 (100%) zuzugestehen. Lediglich wenn 
keinerlei Haushaltsführung beim Zusammenleben mit einer anderen Person fest-
gestellt werden könne, sei ein Anwendungsfall der Regelbedarfsstufe 3 denkbar. 
Eine andere Auslegung verstieße, nachdem der Gesetzgeber mit Inkrafttreten der 
Gesetzesänderung zum 01.01.2011 das Modell eines Haushaltsvorstandes mit der 
Zuordnung eines höheren Regelbedarfs von 100% aufgegeben habe, gegen den 
Gleichheitsgrundsatz, weil bei gemeinsamer Haushaltsführung jede Person nur 
noch Leistungen zum Lebensunterhalt nach der Regelbedarfsstufe 3 (80%) und 
keiner nach der Regelbedarfsstufe 1 (100%) wie in den sonstigen gesetzlichen 
Konstellationen erhielte.

12 	BSG, Urteil vom 11.12.2007, B 8/9b SO 21/06 R; vgl. auch BSG, Urteil vom 
23.3.2010, B 8 SO 17/09 R; BSG, Urteil vom 20.9.2012, B 8 SO 4/11 R. 

Sozialhilfe im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und ihrer geleisteten 
Sozialhilfeaufwendungen gegenüber dem Leistungsberechtigten 
keine Doppelleistungen für den identischen Zweck erbringen. Im 
konkreten Fall würde das für die abweichende Bemessung des Regel-
satzes bedeuten, dass der Regelsatz von 391,00 € einen Ernährungs-
anteil von 138,82 € aufweist. 138,82 € durch 31 Tage im Dezember 
ergeben einen Ernährungsanteil pro Tag in Höhe von 4,78 €. Nimmt 
Sebastian nur am Mittagessen teil, führt dies pro Tag zu Ausgabeein-
sparungen von 1,91 € (40% von 4,78 €). Unterstellt, dass Sebastian 
an 20 Tagen am Mittagessen teilnimmt (ein konkreter Nachweis ist 
notwendig), führt dies zu Einsparungen von 38,24 €. In dieser Höhe 
wäre der Regelsatz zu kürzen.13

1.2.2	Leistungen für Unterkunft

Die Unterkunftskosten werden gemäß § 42 Nr. 4 i.V.m. § 35 Abs.1, 
Abs. 2 SGB XII in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, 
soweit sie angemessen sind. Laut Sachverhalt sind die Unterkunfts-
kosten angemessen. Sie werden anteilig pro Kopf aufgeteilt und 
übernommen, wenn mehrere Personen in einer Wohnung leben. Hier 
wohnt nur eine Person in der Einliegerwohnung. Die angemessenen 
Kosten in Höhe von 175,00 € sind also zu berücksichtigen.

1.2.3	Leistungen für Heizung

Die Heizungskosten werden gemäß § 42 Nr. 4 i.V.m. § 35 Abs.4 
SGB XII in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit 
sie angemessen sind. Laut Sachverhalt sind die Heizungskosten an-
gemessen. Sie werden – wie die Unterkunftskosten – übernommen 
und betragen damit hier 40,00 €. 

1.2.4	Weiterer Bedarf

Anhaltspunkte für weitere Leistungen sind dem Sachverhalt nicht 
zu entnehmen. U.a. ergibt sich auch kein weiter Bedarf im Rahmen 
des Bildungs- und Teilhabepakets. Zwar könnte nach § 34 Abs. 7 
SGB XII die Übernahme der Mitgliedsbeiträge für den Tischten-
nisverein in Höhe von 7,50 € in Frage kommen. Eine Übernahme 
kommt aber nur für Leistungsberechtigte bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres in Frage.

1.2.5	Gesamtbedarf

Damit ergibt sich folgender Gesamtbedarf.
Frau M. Rechtsgrundlage

Regelbedarf 391,00 € § 42 Nr. 1 iVm §§ 27a, 28 SGB XII, Anl zu § 28 SGB XII

Kosten der Unterkunft 175,00 € § 42 Nr. 4 iVm § 35 Abs. 1, Abs. 2 SGB XII

Kosten der Heizung 40,00 € § 42 Nr. 4 iVm § 35 Abs. 4 SGB XII

Gesamtbedarf 606,00 € 

1.2.6	Einkommen

Dem Bedarf ist das zu berücksichtigende Einkommen gegenüber-
zustellen (§ 19 Abs. 2, § 41 Abs. 1 SGB XII). § 41 Abs. 1 SGB XII 
verweist auf die Anwendbarkeit der Vorschriften der §§ 82 bis 84 

13 	Diese Ausführungen werden angesichts des Bearbeitungshinweises von den Stu-
dierenden nicht verlangt.
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SGB XII sowie der §§ 90, 91 SGB XII. Damit sind die Bestim-
mungen zum Einkommens- und Vermögenseinsatz des 11. Kapitels 
SGB XII für die Leistungsermittlung relevant.
Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert, 
unabhängig von ihrer Herkunft, Rechtsnatur und Steuerpflicht (vgl. 
§ 82 Abs. 1 Satz 1 SGB XII i.V.m. § 1 VO zu § 82 SGB XII). Maß-
gebend ist das, was im Bedarfszeitraum – hier der Monat Dezember 
– zugeflossen ist (sog. Zuflusstheorie). 

Kindergeld
Als Zufluss in Geld kommt das Kindergeld in Frage. Grundsätz-
lich ist es nach dem Einkommensteuerrecht (vgl. §§ 62 ff. EStG) 
Einkommen der kindergeldberechtigten Mutter. Allerdings gilt nach 
§ 82 Abs. 1 Satz 3 SGB XII, dass bei Minderjährigen das Kindergeld 
dem jeweiligen Kind als Einkommen zuzurechnen ist, soweit es bei 
diesem zur Deckung des notwendigen Lebensunterhalts benötigt 
wird. Diese für das Sozialhilferecht geltende Spezialregelung ist nicht 
anwendbar, da Sebastian mit 20 Jahren nicht mehr minderjährig (vgl. 
§ 2 BGB) ist. § 82 Abs. 1 Satz 3 SGB XII gilt im konkreten Fall auch 
und insbesondere, obwohl Sebastian behindert ist14. Etwas anderes 
kann nur dann gelten, wenn das Kindergeld tatsächlich an Sebastian 
weitergeleitet wird, da Einkommen nach der Zuflusstheorie grund-
sätzlich bei demjenigen bedarfsmindernd anzurechnen ist, bei dem 
es zufließt (vgl. auch § 1 Abs. 1 Nr. 8 ALG II-V).15 Das ist aber laut 
Sachverhalt nicht der Fall. Damit bleibt es Einkommen der Mutter 
Christiane Müller.16, 17

Arbeitsentgelt in WfbM
Weiterhin erzielt Sebastian ein Arbeitsentgelt aus einer Tätigkeit im 
Arbeitsbereich einer WfbM. Da es im Bedarfsmonat als „Geld“ zu-
fließt, stellt das Arbeitsentgelt Einkommen dar. Dieses Einkommen 
ist auch nicht nach den § 82 Abs.1, § 83, § 84 SGB XII unberücksich-
tigt zu lassen. Insbesondere ist § 83 Abs. 1 SGB XII nicht einschlä-

14 	Vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 30.09.2004, 12 LS 144/04, juris = info also 2004, 
269 = ZFSH/SGB 2004, 678.

15 	BSG, Urteil vom 08.02.2007, B 9b SO 5/06 R, BSGE 98, 121 = SGb 2007, 682; 
BSG, Urteil vom 16.10.2007, B 8/9b SO 8/06 R, BSGE 99, 137 = FEVS 59, 337; 
BSG, Urteil vom 11.12.2007, B 8/9b SO 23/06 R, BSGE 99, 262 = FEVS 59, 529; 
BSG, Urteil vom 26.08.2008, B 8/9b SO 16/07 R, FEVS 60, 346.

16 	Problematisch wird es dann, wenn die Prüfung ergibt, dass Sebastian keinen 
Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII hat und deshalb ein Anspruch auf 
Sozialgeld nach dem SGB II in Frage kommt. Im SGB XII würde das Kindergeld 
ihm nach § 82 Abs.1 Satz 3 SGB XII nicht zugerechnet; im SGB II gilt die Rege-
lung des § 11 Abs. 1 Satz 4 SGB II, so dass hier das Kindergeld sein Einkommen 
wäre. Beide Regelungen müssen dann während der Anspruchsprüfung ange-
wandt werden, widersprechen sich aber im Ergebnis. Dies führt bei sog. Misch-
haushalten bzw. gemischten Bedarfsgemeinschaften zur Frage, welche Regelung 
anzuwenden ist. Anwendbar ist in solchen Fallkonstellationen § 11 Abs. 1 Satz 4 
SGB II. Dies folgt zum einen aus der Nichtanwendbarkeit des § 82 Abs. 1 Satz 3 
SGB XII. Zum anderen ist § 11 Abs. 1 Satz 4 SGB XII Spezialrecht, da es über 
mehr Tatbestandsmerkmale (Zugehörigkeit zur Bedarfsgemeinschaft) verfügt 
und die Anrechnung von Kindergeld bei Eltern auch im Fall der Volljährigkeit 
ausschließt. 

17 	Ein anderer Fall liegt dann vor, wenn der kindergeldberechtigte Elternteil nach 
dem SGB XII hilfebedürftig ist. Dann wäre das Kindergeld des volljährigen Kin-
des ihm (dem Elternteil) nach dem SGB XII zuzurechnen. Ist das volljährige 
Kind gleichzeitig Teil einer Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB II, weil es beim 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, konkret dem anderen Elternteil, lebt, 
wäre das Kindergeld dann nach § 11 Abs. 1 Satz 4 SGB II beim Kind anzurech-
nen. Auch in einem solchen Fall gibt es dann Anwendungsprobleme. In einer 
solchen gemischten Bedarfsgemeinschaft ist § 82 Abs. 3 Satz 3 SGB XII als 
„Härteregelung“ anzuwenden und im SGB XII auf die Anrechnung des Kinder-
geldes bei dem nach dem SGB XII hilfebedürftigen Elternteil zu verzichten (vgl. 
BSG, Urteil vom 9.06.2011, B8 SO 20/09).

gig. Nach dieser Vorschrift sind unter bestimmten Voraussetzungen 
Leistungen aus öffentlich-rechtlichen Vorschriften unberücksichtigt 
zu lassen. Bei dem Arbeitsentgelt handelt es um ein privatrechtli-
ches Entgelt und nicht um eine Leistung aus öffentlich-rechtlicher 
Vorschrift. Dies ergibt sich bereits aus dem Begriff „Entgelt“ (§ 138 
Abs.1, Abs. 2 SGB IX), aus dem Begriff „Vertrag“ (§ 138 Abs. 3 
SGB IX) sowie daraus, dass sich der behinderte Mensch im Arbeits-
bereich anerkannter Werkstätten gemäß § 138 Abs. 1 SGB IX in 
einem „arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis“ zur WfbM befindet 
und deshalb einen Anspruch auf „Arbeitsentgelt“ besitzt. Die Werk-
stätten sind verpflichtet, an die im Arbeitsbereich beschäftigten be-
hinderten Menschen aus dem erwirtschafteten Arbeitsergebnis ein 
Arbeitsentgelt zu zahlen. Die Vorschrift konkretisiert § 136 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 SGB IX, wonach die Werkstätten den dort beschäftigten 
behinderten Menschen eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung 
angemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis anzubieten 
haben.18 Schließlich geht § 82 Abs. 3 Satz 2 SGB XII davon aus, 
dass von dem „Entgelt“ in einer WfbM ein bestimmter Freibetrag 
freizulassen ist. Die Vorschrift hätte keinen Sinn, wenn das Entgelt 
zuvor unberücksichtigt gelassen werden müsste.
Aufgrund dieser Feststellungen erzielt Sebastian Einkommen aus 
einer Erwerbstätigkeit. Bei einer solchen Einkommensart sind ne-
ben Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen (vgl. § 82 Abs. 2 Nr.1, 
Nr. 2 SGB XII), die laut Sachverhalt bereits abgezogen sind, gemäß 
§ 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII die mit der Erzielung des Einkommens 
verbundenen notwendigen Ausgaben einkommensmindernd zu be-
rücksichtigen. Die nach dieser Vorschrift abzusetzenden Ausgaben 
sind für Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit in § 3 VO zu 
§ 82 SGB XII näher beschrieben. Vorliegend kommt – im Rahmen 
einer Ermessensentscheidung – die Berücksichtigung der Arbeits-
mittelpauschale nach § 3 Abs. 4 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 5 VO zu § 82 
SGB XII mit 5,20 € in Betracht, wenn nicht im Einzelfall höhere 
Aufwendungen nachgewiesen werden. Der Sachverhalt enthält keine 
Angaben über (höhere) Ausgaben. Es darf unterstellt werden, dass 
für Erwerbstätige immer Aufwendungen im Rahmen der Arbeitstä-
tigkeit anfallen. U.a. deshalb erkennt der Gesetzgeber auch die Wer-
bungskostenpauschale im Rahmen der Einkommensteuererklärung 
an, auch wenn die Aufwendungen hier nicht konkret nachgewiesen 
werden. Das Ermessen ist daher dahingehend auszuüben, den Pau-
schalbetrag anzuerkennen. 

Arbeitsförderungsgeld
Als Zufluss in Geld stellt auch das Arbeitsförderungsgeld nach 
§ 43 SGB IX sozialhilferechtlich Einkommen dar. Aus § 43 Satz 1 
SGB IX ergibt sich, dass es zusätzlich zu der Vergütung, d.h. zu dem 
in der WfbM erzielten Arbeitsentgelt ausgezahlt wird. In § 43 Satz 2 
SGB IX heißt es, dass das „Arbeitsentgelt zusammen mit dem Ar-
beitsförderungsgeld“ ausgezahlt wird. 
Aus diesen gesetzlichen Aussagen ist zu schlussfolgern, dass das 
Arbeitsförderungsgeld als Arbeitsentgelt gelten soll bzw. inhaltlich 

18 	In diesem Zusammenhang kann § 14 SGB IV erwähnt werden. Als Arbeits-
entgelt bezeichnet § 14 SGB IV alle laufenden Einnahmen aus einer Beschäfti-
gung. Beschäftigung im Sinne dieser Vorschrift ist gem. § 7 Abs.1 SGB IV die 
nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis; ferner gilt als 
Beschäftigung auch der Erwerb beruf licher Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfah-
rungen im Rahmen betrieblicher Ausbildung (§ 7 Abs.2 SGB VI). Im Berufs-
bildungsbereich/Arbeitsbereich eine WfbM gezahltes „Geld“ ist kein Entgelt im 
Sinne der Vorschrift, da hier der rehabilitativer Charakter im Vordergrund steht. 
Allerdings ergibt sich § 138 SGB IX, dass das Entgelt als Arbeitnehmerentgelt 
aus einer Beschäftigung „gelten soll“.
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mindestens in dessen Nähe rückt. Somit ist es das Ziel des Arbeitsför-
derungsgeldes, die Arbeitsentgelte der im Arbeitsbereich der Werk-
stätten beschäftigten behinderten Menschen zu erhöhen. Zwar wird 
das Arbeitsförderungsgeld ursprünglich von den Sozialhilfeträgern 
an die WfbM ausgezahlt (vgl. § 43 Satz 1 SGB IX), die es an die be-
hinderten Menschen weiterleiten, so dass das Arbeitsförderungsgeld 
kein Teil des Arbeitsergebnisses darstellt.19 Vor dem Hintergrund 
des Zusammenhangs von Arbeitsentgelt und Arbeitsförderungsgeld 
ist es aber als gemeinsames Einkommen aus Erwerbstätigkeit zu be-
trachten. Vor allem stellt das Arbeitsförderungsgeld Arbeitsentgelt i. 
S. der Vorschriften des § 14 SGB IV dar, daneben ist es steuerrecht-
lich zu behandeln als Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit20. 
Das bedeutet, dass auch hier § 83 SGB XII nicht anwendbar ist, 
da es sich nicht um eine Leistung handelt, die aufgrund von öffent-
lich-rechtlicher Vorschrift erbracht wird.
Nach dem vor dem beschrieben Hintergrund Arbeitsförderungsgeld 
als Einkommen zu betrachten ist, sieht § 82 Abs. 2 Nr. 5 SGB XII vor, 
dass das Arbeitsförderungsentgelt in voller Höhe vom Einkommen 
abzusetzen ist. Damit wirkt sich diese „Lohnsubvention“ im Ergebnis 
nicht bedarfsmindernd aus.

Erwerbstätigenfreibetrag
Daneben ist nach § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XII die Absetzung ei-
nes Freibetrages wegen Erwerbstätigkeit von 30 v.H. des Einkom-
mens aus nichtselbständiger Tätigkeit vorzunehmen. Die Vorschrift 
wird allerdings durch die spezielle Regelung des § 82 Abs. 3 Satz 2 
SGB XII verdrängt. Danach ist bei einer Beschäftigung in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen von dem Entgelt ein Achtel der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 zuzüglich 25 Prozent 
des diesen Betrag übersteigenden Entgelts abzusetzen.
Problematisch ist, ob der Freibetrag nur von dem Arbeitsentgelt in 
der WfbM ermittelt wird oder von dem Arbeitsentgelt plus dem Ar-
beitsförderungsgeld. 
Gegen die Berücksichtigung spricht, dass das Arbeitsförderungsgeld 
kein Entgelt im Sinne des § 138 Abs. 2 SGB IX ist (s. o.). Es wird 
von der WfbM als besonderer Lohnanreiz nur an den Beschäftigten 
durchgereicht. 
Andererseits wird es als Teil des Arbeitsentgelts behandelt und soll 
zu dessen Erhöhung beitragen. Auch handelt es sich beim Arbeits-
förderungsgeld um eine sozialversicherungspflichtige Einnahme im 
Sinne des § 14 SGB IV. Es wird daher die Meinung vertreten, dass der 
Freibetrag von einem Entgelt einschließlich des Arbeitsförderungs-
geldes zu ermitteln ist (siehe auch obige Ausführungen).
Weiterhin ist problematisch, ob von dem Bruttoarbeitsentgelt oder 
von dem sozialhilferechtlich bereinigten Arbeitseinkommen auszu-
gehen ist. Der Wortlaut des § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XII geht davon 
aus, dass nach Absetzung der in § 82 Abs. 2 SGB XII genannten 
Beträge der Erwerbstätigenfreibetrag abzusetzen ist. Das ergibt sich 
aus dem Wort „ferner“. 
Andererseits wird der Begriff „Einkommen“ verwendet. Sowohl 
im SGB II als auch im SGB XII wird dieser Begriff dahingehend 
verstanden, dass es sich um das Bruttoeinkommen handelt (vgl. § 3 
Abs. 3 Satz 1 VO zu § 82 SGB XII). Aus Gleichbehandlungsgründen 

19 	Die Werkstätten sind also nicht berechtigt, diese Leistung dem Arbeitsergebnis 
hinzuzufügen und als Ergebnis der wirtschaftlichen Betätigung der Einrichtung 
auszuweisen (vgl. auch § 12 Abs. 4 Satz 3 Werkstättenverordnung (WVO)). Es 
ist also nicht Teil des in der WfbM erzielten Arbeitsentelts im Sinne des § 138 
Abs. 2 SGB IX.

20 	Schell, in Schell, SGB IX, § 43 SGB IX Rz. 8 , Stand: 24.07.2012

ist es daher angezeigt, auch im SGB XII von dem Bruttoeinkommen 
auszugehen, wenn es um die Ermittlung des Erwerbstätigenfrei-
betrages geht. Darüber hinaus ist „der Begriff „ferner“ in § 82 Abs. 3 
SGB XII […] nicht so zu verstehen, dass Bezugspunkt für die Berechnung 
des Absetzungsbetrages nach Absatz 3 das nach Absatz 2 der Vorschrift 
ermittelte Einkommen wäre und mit dem Begriff „ferner“ eine Reihenfolge 
der Berechnung vorgegeben wird. Das Wort „ferner“ ist vielmehr erforder-
lich, um klarzustellen, dass die Absetzung für Erwerbstätigkeit nur bei 
der Einkommensberechnung bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und der 
Grundsicherung erfolgt, nicht aber etwa bei der Eingliederungshilfe.“21

Danach wird der Erwerbstätigenfreibetrag wie folgt ermittelt:

Rechnungsvorgang Zwischen
ergebnis

Betrag

1/8 von 391 – 48,88 €

176,00 € abzgl. – 48,88 € 127,13 €

127,13 € mal 0,25 – 31,78 €

Erwerbstätigenfreibetrag – 80,66 €

Danach ist folgendes anrechenbares Einkommen zu berücksichtigen:

EK-Ermittlung Betrag Rechtsgrundlage
Bruttoeinkommen 176,00 € § 3 Abs. 3 Satz 1 VO zu § 82 SGB XII

abzgl. Arbeitsmittelpauschale – 5,20 € § 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII;  
§ 3 Abs. 4 Nr. 1 iVm § 3 Abs. 5 VO zu 
§ 82 SGB XII

abzgl. Arbeitsfördermittel – 26,00 € § 82 Abs. 2 Nr. 5 SGB XII

abzgl. Erwerbstätigenfreibetrag – 80,66 € § 82 Abs. 3 Satz 2 SGB XII

zu berücksichtigendes Einkommen 64,14 €

1.2.7	Vermögen

Es ist nur angemessener Hausrat vorhanden, der nach § 90 Abs. 2 
Nr. 4 SGB XII geschützt ist. Barvermögen oder Sparvermögen ist 
bis zu einer Summe von 2.600,00 € nicht zu berücksichtigen (§ 90 
Abs. 2 Nr. 9 SGB XII, § 1 Abs. 1 Nr. 1 buchst. a) VO zu § 90 Abs. 2 
Nr. 9 SGB XII analog).

1.3	 Ergebnis für Sebastian Müller

Im Ergebnis besteht folgender Anspruch auf Grundsicherungsleis-
tungen:
606,00 € – 64,14 € = 541,86 €.

1.4	 Beginn der Leistung

Leistungen der Grundsicherung nach dem 4. Kap. SGB XII werden 
gemäß § 41 Abs. 1 SGB XII auf Antrag gewährt. Als Ausnahme von 
dem für die Sozialhilfe geltenden Kenntnisgrundsatz (vgl. § 18 Abs. 1 
SGB XII) reicht demnach das Bekanntwerden einer Notlage beim 
Träger der Sozialhilfe nicht aus. Es ist vielmehr ein ausdrücklicher 
Antrag erforderlich, der von Frau M. in Vertretung (§ 1902 BGB, 
§ 16 SGB I) für ihren Sohn am 01.09.2014 gestellt wurde. 

21 	Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28.09.2006, L 23 SO 
1095/05, juris. Andere Auffassung vertretbar: Schleswig-Holsteinisches Lan-
dessozialgericht, Beschluss vom 17.06.2008 , L 9 B 156/08 SO PKH, juris.
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Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wird bei 
der erstmaligen Bewilligung ab dem Ersten des Monats gezahlt, in 
dem der Antrag gestellt worden ist (vgl. § 44 Abs. 1 Satz 2, Alternati-
ve 1 SGB XII). Damit muss auch hier der zuständige Leistungsträger 
ab dem 01.09.2014 die Leistung erbringen.

1.5	 Form der Hilfe/Leistungsart

Die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung werden in Form von Dienstleistungen, Geldleistungen und 
Sachleistungen erbracht (vgl. § 10 SGB XII, wobei die Geldleistung 
bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes der Re-
gelfall ist. Der Sachverhalt enthält keine Anhaltspunkte dafür, von 
diesem Grundsatz abzuweichen.

Aufgabe 3)

Der Aufgabentypus bei Leistungen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende (SGB II)
Im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) besteht die Besonder-
heit, dass für die Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
zwei unterschiedliche Leistungsträger zuständig sind, sofern es sich 
nicht um einen zugelassenen kommunalen Träger handelt (vgl. §§ 6a, 
6b SGB II). Die zwei Leistungsträger werden in § 6 SGB II genannt. 
Es handelt sich zum einen um die Bundesagentur für Arbeit (vgl. 
auch § 19a SGB I) und zum anderen um die Kreise und kreisfreien 
Städte als Kommunale Träger (vgl. auch § 19a SGB I). Die prinzipiell 
geteilte Aufgabenträgerschaft wird durch das Konstrukt der „gemein-
samen Einrichtung“ nach § 44b SGB II wieder zusammengeführt. 
Die Gemeinsame Einrichtung ist eine (teil-)rechtsfähige öffentlich-
rechtliche Gesellschaft sui generis22, die gegenüber dem Leistungs-
empfänger als ein „Ansprechpartner“ einheitlich auftritt. 
Vor dem beschriebenen Hintergrund werden zwei verschiedene Auf-
gabentypen wahrgenommen:
Für den kommunalen Träger gilt nach § 1 AG-SGB II NRW: Die 
kreisfreien Städte und Kreise als kommunale Träger nehmen die ih-
nen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch obliegenden Aufga-
ben der Grundsicherung für Arbeitsuchende als Pflichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung wahr.
Für die Bundesagentur für Arbeit gilt: es handelt sich um eine staat-
liche Bundesaufgabe. Die Bundesagentur führt die Aufgabe im Auf-
trage des Bundes durch, so dass nach § 47 SGB II nicht nur eine 
Rechts-, sondern auch eine Fachaufsicht gesetzlich verankert ist. Aus 
der Perspektive des Bundes regelt § 44b SGB II insofern nur Wahr-
nehmungszuständigkeiten. 

Der Aufgabentypus bei Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII
Gemäß § 46a SGB XII trägt der Bund seit dem Jahr 2014 100% der 
Kosten. 
Damit gilt kraft Verfassungsrecht, dass es sich um eine Bundesauftrag-
sangelegenheit nach Art. 104 Abs. 3 Satz 2 GG i. V. m Art. 85 GG 
im Verhältnis Bund-Land handelt. Im Rahmen der Bundesauftrags-
verwaltung kann die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun-
desrates allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. Des Weiteren 
unterliegen die Landesbehörden den Weisungen der obersten zu-
ständigen Bundesbehörde. Die Weisungen werden in der Regel an 

22 	Vgl. Luik, jurisPR-SozR 24/2010 vom 02.12.2010, Anm. 1; BSG, Urteil vom 
18. Januar 2011, B 4 AS 90/10 R, juris.

die oberste Landesbehörde (Sozialministerium) gerichtet, welche den 
Vollzug sicherzustellen hat. Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf die 
Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Ausführung des Vierten 
Kapitels des SGB XII. Dazu kann der Bund Berichte und Vorlage 
der Akten verlangen sowie Beauftragte zu allen Behörden entsenden 
(vgl. Artikel 85 Abs. 2–4 GG). Nach § 46a Abs. 4 SGB XII haben 
die Länder zu gewährleisten, dass die Ausgaben nach dem Vierten 
Kapitel SGB XII nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit erbracht werden. 
Im Verhältnis Land-Kreise handelt es sich um eine Pflichtaufgabe zur 
Erfüllung nach Weisung. Das Land NRW macht von seiner Befugnis 
aus § 5 Abs. 3 Satz 2, Satz 3 LOG NRW Gebrauch. Danach kann das 
Land Nordrhein-Westfalen bei bei Durchführung von Bundesrecht 
bestimmen, dass diese Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung wahrgenommen werden; der Umfang des Weisungs-
rechts und die Aufsichtsbehörden sind in der Rechtsverordnung zu 
bestimmen. 
Dem folgend regelt § 1 Abs. 2 AG-SGB XII: Soweit Geldleistun-
gen erbracht werden, wird das Vierte Kapitel SGB XII in Bundes-
auftragsverwaltung durchgeführt. Die örtlichen und überörtlichen 
Träger nehmen dann die ihnen nach dem Vierten Kapitel SGB XII 
obliegenden Aufgaben als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Wei-
sung wahr.
Die bei dieser Aufgabenart vorhandene Sonderaufsicht führt i.d.R. 
zu einer beschränkte Fachaufsicht (vgl. § 3 Abs. 2 GO NRW). Dazu 
bestimmt § 2 Abs. 4 AG-SGB XII NRW: „Soweit die Träger die 
Aufgaben nach dem Vierten Kapitel SGB XII in Bundesauftrags-
verwaltung durchführen, kann die aufsichtsführende Behörde den 
Trägern Weisungen erteilen, um die gesetzmäßige und zweckmäßi-
ge Erfüllung der Aufgaben zu sichern. Das Weisungsrecht ist unbe-
schränkt und erstreckt sich auch auf

1.	� die Prüfung, dass die Ausgaben für Geldleistungen für die Aus-
führung des Vierten Kapitels SGB XII begründet und belegt sind 
und den Grundsätzen für Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
entsprechen und

2.	� die Ermöglichung des Abrufs der Bundeserstattung nach § 46a 
Absatz 2 SGB XII und den Nachweis der Ausgaben im Sinne von 
§ 46a Absatz 3 bis 5 SGB XII.“

Die gesetzliche Regelung ist nach dem Wortlaut „gegenstandslos“, 
weil die Kreise und kreisfreien Städte als Träger der Leistungen nach 
dem 4. Kapitel (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung, vgl. § 1 Abs. 2 AG-SGB XII NRW i.V.m. § 1 Abs. 1 AG 
SGB XII NRW) die Aufgabe nicht als Bundesauftragsverwaltung, 
sondern als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung durchführen 
und damit die Voraussetzungen für die Fachaufsicht bzw. Sonderauf-
sicht gegenüber den Kreisen als örtliche Träger nicht vorliegen. Nach 
Kenntnis des Verfassers ist diese problematische gesetzliche Regelung 
bzw. Frage noch nicht geklärt.

Aufgabe 4)

In diesem Fall bildet Sebastian mit seiner Mutter eine Bedarfsge-
meinschaft nach dem SGB II, weil er nun dem Haushalt der Mutter 
angehört und die übrigen Voraussetzungen des § 7 Abs. 3 Nr. 1 und 
§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II erfüllt sind.
Grundsätzlich genießt Sebastian auch in dieser Fallkonstellation 
einen vorrangigen Anspruch auf Leistungen nach dem 4. Kapitel 
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SGB XII (vgl. § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II, § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB II).
Mitglieder gemischter Bedarfsgemeinschaften, bei denen Mitglie-
der der Bedarfsgemeinschaften nicht vom Leistungsbezug nach dem 
SGB II (z. B. Altersrentner nach § 7 Abs. 4 SGB II, BaföG-Berech-
tigte nach § 7 Abs. 5 SGB II) ausgeschlossen sind, können noch einen 
ergänzenden Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II in Form 
von Sozialgeld besitzen. Dies folgt aus der „soweit“-Regelung in § 19 
Abs. 1 Satz 2 SGB II sowie aus dem systematischen Kontext des § 5 
Abs. 2 Satz 2 SGB II.23

Deshalb ist eine Vergleichsberechnung nach dem SGB II notwendig. 
Diesbezüglich ist folgendes festzustellen:
•	� Im SGB II wird für Sebastian kein Grundfreibetrag (§ 11b Abs. 2 

SGB II) gewährt, da er nicht zu den erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten zählt. Eine analoge Anwendung scheidet aus, da auf 
die im Vergleich zum Grundfreibetrag allgemeinen Regelungen 
nach § 11b Abs. 1 Satz 1 SGB II zurückgegriffen werden kann 
und deshalb eine (planwidrige) Regelungslücke zu verneinen ist.24 

•	� Es kann daher vom Einkommen nur die einkommensartunabhän-
gige Versicherungspauschale nach § 11b Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 6 
Abs. 1 Nr. 1 ALG II-V abgezogen werden.

•	� Ein Erwerbstätigenfreibetrag wird wegen planwidriger Rege-
lungslücke für nicht erwerbsfähige Personen, die erwerbstätig sind, 
in analoger Anwendung nach § 82 Abs. 3 SGB XII gewährt.25 
Diesbezüglich ergeben sich für Sebastian keine Änderungen.

•	� Das Arbeitsförderungsgeld stellt auch im SGB II zu berücksichti-
gendes Einkommen dar. § 11a Abs. 3 SGB II ist nicht einschlägig 
(vgl. obige Ausführungen zur inhaltlich identischen Regelung des 
§ 83 Abs. 1 SGB XII). Es gibt im SGB II auch keine Absetz-
möglichkeit, da es an einer Parallelregelung zu § 82 Abs. 2 Nr. 5 

23 	Vgl. Knickrehm/Hahn, in: Eicher, Kommentar zum SGB II, 3. Auflage 2013, § 5 
Rn. 24.

24 	Vgl. ausführlich Fallbearbeitung von Weber, DVP 07/2013, 295 ff. [301]; BSG, 
Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201 R, NDV-RD 2012, 51.

25 	Vgl. ausführlich Fallbearbeitung von Weber, DVP 07/2013, 295 ff. [302]; BSG, 
Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201 R, NDV-RD 2012, 51

SGB XII im SGB II mangelt. Allerdings kann daran gedacht wer-
den, § 82 Abs. 2 Nr. 5 SGB XII analog anzuwenden26.

•	� Das Kindergeld wird nach § 11 Abs. 1 Satz 4 SGB II bei Sebastian 
angerechnet, da er noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat. 
§ 11 Abs. 1 Satz 4 SGB II ist eine Spezialregelung zu § 82 Abs. 1 
Satz 3 SGB XII, da es auch die Anrechnung von Kindergeld beim 
Kind im Fall der Volljährigkeit erlaubt. Die Wissensdatenbank 
der Bundesagentur für Arbeit27 bestimmt dazu: „In § 11 Abs. 1 
S. 4 SGB II hingegen rechnet der Gesetzgeber das Kindergeld 
ausdrücklich dem volljährigen Kind unter 25 Jahren zu, wenn es 
noch bei den Eltern wohnt. Diese gesetzliche Regelung ist von 
den Leistungsträgern auszuführen, d.h. das Kindergeld ist bei 
dem volljährigen Kind anzurechnen, wenn es noch bei den Eltern 
wohnt und das Geld zur Sicherung seines Lebensunterhalts, mit 
Ausnahme der Bedarfe für Bildung und Teilhabe, benötigt. Eine 
Doppelberücksichtigung ist nicht zulässig, d.h. Kindergeld, das 
bereits bei dem Kind berücksichtigt wurde, darf nicht mehr auf 
die Leistungen der Mutter [im SGB XII] angerechnet werden.“ 

Damit verfügt Sebastian, insbesondere durch die Berücksichtigung 
von Kindergeld, im SGB II insgesamt über höheres Einkommen als 
im SGB XII. Im Ergebnis hat daher Sebastian im SGB II einen 
niedrigeren Leistungsanspruch als im SGB XII. Ein ergänzender 
Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II kommt folglich nicht 
in Frage.
Damit besteht auch kein Anspruch auf Sozialgeld nach dem SGB II. 

Sebastian Müller kann folglich in der Berechnung nach dem SGB II 
unberücksichtigt gelassen werden.

26 	Vgl. die Argumentation des LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 31.10.2011, 
L 6 AS 18/10 FEVS 63, 513, zum Ansatz des Erwerbstätigenfreibetrages nach 
§ 82 Abs. 3 SGB XII im SGB II für eine in einer WfbM beschäftigten Person. 

27 	Vgl. http://wdbfi.sgb-2.de/paragraphen/p11/p11_10095.html. Sollte dem 
SGB XII-Berechtigten Elternteil daher das Kindergeld im SGB XII zugeordnet 
werden, ist deshalb auf die Anrechnung des Kindergeldes bei dem nach dem 
SGB XII hilfebedürftigen Elternteil gemäß § 82 Abs. 3 Satz 3 SGB XII zu ver-
zichten (vgl. BSG, Urteil vom 09.06.2011, B 8 SO 20/09). Vgl. auch Fußnoten 16 
und 17.

Anforderungen an Durchsuchung

(BVerfG, Beschluss v. 13. 3. 2014 – 2 BvR 974/12)

1.	 Erforderlich zur Rechtfertigung eines Eingriffs in die Unverletz­
lichkeit der Wohnung zum Zwecke der Strafverfolgung ist der Verdacht, 
dass eine Straftat begangen wurde.

2.	 Dieser Verdacht muss auf konkreten Tatsachen beruhen; vage An­
haltspunkte und bloße Vermutungen reichen nicht aus

3.	 Eine Durchsuchung darf nicht der Ermittlung von Tatsachen dienen, 
die zur Begründung eines Verdachts erforderlich sind; denn sie setzen 
einen Verdacht bereits voraus 

4.	 Ein Verstoß gegen diese Anforderungen liegt vor, wenn sich sachlich zurei­
chende plausible Gründe für eine Durchsuchung nicht mehr f inden lassen 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I.	 Zum Sachverhalt

Der Beschwerdeführer (B) ist Prokurist sowie Leiter der Abteilungen 
„Recht/Sicherheit/Versicherungen“ der H. GmbH, eines Unterneh-
mens der Rüstungsindustrie. Im August 2010 erschien ein Artikel in 
einem Nachrichtenmagazin, in dem davon berichtet wurde, das Unter-
nehmen habe trotz fehlender Ausfuhrgenehmigungen für vier mexika-
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nische Provinzen möglicherweise wissentlich Waffen in diese Provin-
zen geliefert und Mitarbeiter zu Vorführungen dorthin geschickt. Die 
Staatsanwaltschaft (StA) prüfe Verstöße gegen das Außenwirtschafts-
gesetz und das Kriegswaffenkontrollgesetz. Der Geschäftsführer des 
Unternehmens habe darauf hingewiesen, dass man auf die Verteilung 
der Waffen innerhalb Mexikos keinen Einfluss habe. Mit einer E-Mail 
vom 18. August 2010 unterrichtete B die Geschäftsführung, dass ein 
Unternehmensmitarbeiter seit 2006 insgesamt elf Reisen nach Mexiko 
unternommen habe. Sein Büro sei versiegelt. Am 19. August 2010 
teilte B per E-Mail mit, dass die Auswertung der Reiseunterlagen eine 
Reise dieses Mitarbeiters in eine der vier in dem Nachrichtenmagazin 
erwähnten Provinzen ergeben habe. In einer weiteren E-Mail vom 
25. August 2010 teilte B mit, dass alle IT-Daten des Mitarbeiters auf 
eine Festplatte gezogen und einer beauftragten Rechtsanwaltskanzlei 
zur Auswertung ausgehändigt worden seien. Als Vorbereitung auf ei-
nen nächsten Gesprächstermin mit den Anwälten des Unternehmens 
würden einige typische Musterfälle erstellt, „die als Vorzeigefälle für 
die Staatsanwaltschaft dienen“ sollten. Ein anderer Mitarbeiter des 
Unternehmens sagte gegenüber den Ermittlungsbehörden aus, dass 
im Zusammenhang mit Waffenverkäufen nach Mexiko in den Jah-
ren 2005 bis 2010 Bestechungsgelder an mexikanische Amtsträger 
gezahlt worden seien. Am 21. Dezember 2010 fand daraufhin eine 
Durchsuchung der Räumlichkeiten der H. GmbH statt. Neben den 
aufgeführten E-Mails des B wurde dabei weiterer E-Mail-Verkehr 
dreier Unternehmensmitarbeiter aus dem Jahr 2010 aufgefunden, der 
zum Gegenstand hatte, dass vor dem Hintergrund fehlender Ausfuhr-
genehmigungen für Waffenverkäufe nach Mexiko Parteispenden in 
Höhe von jeweils 10.000 € an die beiden Regierungsparteien bzw. an 
einzelne Parteimitglieder, unter denen sich auch ein parlamentarischer 
Staatssekretär des Bundesministeriums für Wirtschaft befand, gezahlt 
werden sollten. B war an diesem E-Mail-Verkehr nicht beteiligt. Das 
AG Stuttgart erließ im November 2011 den angegriffenen – und 
vom LG bestätigten – Durchsuchungsbeschluss, wonach nun auch 
die Wohnräume des B durchsucht werden sollten. Mit seiner Verfas-
sungsbeschwerde rügt B insbesondere eine Verletzung von Art. 13 
Abs. 1 und Abs. 2 GG. 

II.	 Zur Rechtslage

1. Die Wohnungen dürfen gem. § 102 StPO zwecks Strafverfolgung 
mit richterlicher Genehmigung (§ 105 Abs. 1 StPO) durchsucht werden. 
Zweck der Maßnahme kann insbesondere die Auffindung von Beweismit-
teln sein. Voraussetzung ist ist die Wahrscheinlichkeit, dass eine bestimm-
te Straftat bereits begangen ist; hierfür müssen zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte vorliegen. Ggf. muss der Tatverdächtige die Maßnahme 
dulden (s. nur Meyer-Goßner, StPO, 58. Aufl. 2015, § 102 Rn. 2). In 
der Praxis werden diese – relativ geringen – Anforderungen nicht im-
mer hinreichend ernst genommen, wie die vorliegende Entscheidung des 
BVerfG belegt. Erneut hat es richterliche (!) Beschlüsse beanstandet und 
wegen Verletzung des Art. 13 Abs. 1 GG aufgehoben und die Sache zu-
rückverwiesen. Dabei wird erkennbar, dass das BVerfG durchaus eine ins 
Einzelne gehende Überprüfung vornimmt, wenn das aus seiner Sicht zur 
Durchsetzung von Grundrechten geboten ist. Das Gericht führt aus:

Die Verfassungsbeschwerde ist offensichtlich begründet (§  93c 
Abs. 1 Satz 1 BVerfGG).

2. Die angegriffenen Beschlüsse verletzen B in seinem Grundrecht 
aus Art. 13 Abs. 1 und Abs. 2 GG.

a) Mit der Garantie der Unverletzlichkeit der Wohnung durch 
Art. 13 Abs. 1 GG erfährt die räumliche Lebenssphäre des Ein-
zelnen einen besonderen grundrechtlichen Schutz, in den mit einer 
Durchsuchung schwerwiegend eingegriffen wird. Erforderlich zur 
Rechtfertigung eines Eingriffs in die Unverletzlichkeit der Wohnung 
zum Zwecke der Strafverfolgung ist daher der Verdacht, dass eine 
Straftat begangen wurde.

Dieser Verdacht muss auf konkreten Tatsachen beruhen; vage An-
haltspunkte und bloße Vermutungen reichen nicht aus. Eine Durch-
suchung darf nicht der Ermittlung von Tatsachen dienen, die zur 
Begründung eines Verdachts erforderlich sind; denn sie setzen ei-
nen Verdacht bereits voraus. Notwendig ist, dass ein auf konkrete 
Tatsachen gestütztes, B angelastetes Verhalten geschildert wird, das 
den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt. Ein Verstoß gegen diese 
Anforderungen liegt vor, wenn sich sachlich zureichende plausible 
Gründe für eine Durchsuchung nicht mehr finden lassen.

Der für die vorherige Gestattung des mit der Durchsuchung verbun-
denen Eingriffs in die Unverletzlichkeit der Wohnung oder dessen 
nachträgliche Kontrolle zuständige Richter hat den Verdacht eigen-
verantwortlich zu prüfen und dabei die Interessen des Betroffenen an-
gemessen zu berücksichtigen. Ein Eingreifen des BVerfG ist nur ge-
boten, wenn die Auslegung und Anwendung der einfach-rechtlichen 
Bestimmungen über die prozessualen Voraussetzungen des Verdachts 
(§ 152 Abs. 2, § 160 Abs. 1 StPO) als Anlass für die strafprozessuale 
Zwangsmaßnahme und die strafrechtliche Bewertung der Verdachts-
gründe objektiv willkürlich sind oder Fehler erkennen lassen, die auf 
einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung der Grundrechte des 
Betroffenen beruhen. Eine ins Einzelne gehende Nachprüfung des 
von den Fachgerichten angenommenen Verdachts ist nicht Sache 
des BVerfG.

b) Nach diesen Maßstäben werden die angegriffenen Entscheidun-
gen des AG und des LG den verfassungsrechtlichen Anforderungen 
nicht gerecht. Die Anordnung der Durchsuchung der Wohnräume 
gem. § 102 StPO hätte die Darlegung eines Verhaltens des B erfor-
dert, aus dem sich der hinreichend konkrete Verdacht einer von ihm 
als Täter oder Teilnehmer begangenen Straftat ergibt. Dem genügen 
die angegriffenen Beschlüsse nicht. Die ihnen zugrunde liegende An-
nahme des Verdachts einer Beteiligung des B an einer gemeinschaft-
lichen Bestechung ausländischer oder inländischer Amtsträger gem. 
§ 334 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 2, § 11 Abs. 1 Nr. 2b, § 25 Abs. 2 StGB i. V. 
mit Art. 2, § 1 Nr. 2a und Nr. 2b IntBestG beruht nicht auf konkreten 
Tatsachen, sondern auf allenfalls vagen Anhaltspunkten und bloßen 
Vermutungen.

aa) Das LG hat in seinem Beschluss ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass die Stellung des B als Prokurist der H. GmbH für sich genom-
men einen Anfangsverdacht nicht zu begründen vermag. Dagegen ist 
verfassungsrechtlich nichts zu erinnern.

bb) Für eine Beteiligung des B an Bestechungshandlungen gegenüber 
ausländischen Amtsträgern im Zusammenhang mit Waffenlieferun-
gen der H. GmbH nach Mexiko werden sonstige hinreichend kon-
krete Anhaltspunkte von den Fachgerichten nicht genannt:

(1) Insbesondere ergeben sich solche nicht aus den E-Mails vom 18. 
und 19. August 2010. B teilt in diesen unter Bezugnahme auf den 
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Presseartikel vom 16. August 2010 das vorläufige Ergebnis seiner 
Recherchen zu Reisen von Unternehmensmitarbeitern nach Mexiko 
mit und listet nach seiner Auffassung aus Sicht der StA klärungs-
bedürftige Fragen auf. Rückschlüsse auf eine Beteiligung des B an 
Bestechungsdelikten gegenüber mexikanischen Amtsträgern lassen 
sich hieraus in keiner Weise ableiten.

(2) Soweit in den angegriffenen Beschlüssen davon ausgegangen wird, 
B sei einer Beteiligung an einem Bestechungsdelikt hinreichend ver-
dächtig, da sich aus seiner E-Mail vom 25. August 2010 Hinweise 
auf eine Vernichtung, Entfernung oder Verschleierung von Beweisen 
ergeben könnten, ist dies nicht nachvollziehbar.

Wenn B in dieser E-Mail mitteilt, sämtliche Unterlagen über Me-
xiko-Reisen seien erstellt, die IT-Daten des zuständigen Unter-
nehmensmitarbeiters auf Festplatte gezogen und einem Anwalts-
büro zur Auswertung übergeben sowie die Papierunterlagen des 
Mitarbeiters zur Sicherung kopiert und unter Verschluss, spricht 
dies eher für eine Sicherung, als für eine Vernichtung oder Entfer-
nung von Beweismitteln. Warum sich hieraus Hinweise auf eine 
unzulässige Verschleierung von Sachverhalten zum Zwecke der 
Vereitelung staatlicher Sanktionen ergeben sollen, erschließt sich 
nicht.

(3) Nichts anderes gilt unter Berücksichtigung der Hinweise, dass bei 
den in Rede stehenden Delikten ein abgestimmtes und planmäßiges 
Vorgehen mehrerer Firmenangehöriger sehr wahrscheinlich sei und 
B über Sachnähe, Sachkenntnis und Sachleitungsbefugnisse verfügt 
habe. Dies allein vermag die Annahme eines Tatverdachtes gegenüber 
B nicht zu begründen.

Aufgrund der Presseveröffentlichung vom 16. August 2010 waren die 
Vorwürfe unzulässiger Waffenlieferungen in einzelne mexikanische 
Provinzen bekannt. Die in den E-Mails vom 18., 19. und 25. August 
aufgeführten Aktivitäten des B erfolgten im unmittelbaren Anschluss 
an diese Presseveröffentlichung und sind teilweise ausdrücklich hie-
rauf bezogen. Weitergehende sonstige Sachkenntnisse des B werden 
in den angegriffenen Beschlüssen nicht dargelegt. Damit kann aber 
nicht davon ausgegangen werden, dass die Kenntnis der erhobenen 
Vorwürfe und die daraufhin entwickelten Aktivitäten des B als Tat-
sachen zu werten sind, aus denen sich der Verdacht einer aktiven 
Beteiligung des B an möglichen Bestechungsdelikten gegenüber me-
xikanischen Amtsträgern ableiten lässt.

cc) Erst recht fehlt es an der Darlegung konkreter Anhaltspunkte für 
eine Beteiligung des B an der Bestechung inländischer Amtsträger. 
Selbst wenn der bei der Durchsuchung der Räumlichkeiten der H. 

Verwaltungen profitieren von der Digitalisierung
DATEV bietet Lösungen für elektronische Abläufe rund um das Finanzwesen

In Kommunen und kommunalen Betrieben mit 
ihren in der Regel limitierten finanziellen Mit-
teln ist Effizienz ein wichtiges Element. Mittels 
durchgängiger Digitalisierung lässt sich diese 
auf relativ einfache Weise steigern. Mit einer 
Reihe von Lösungen unterstützt der IT-Dienst-
leister DATEV eG dabei.

Derzeit gibt es gerade bei den Prozessen rund 
um die Rechnungsbearbeitung Entwicklun-
gen, die sich für eine elektronische Optimie-
rung nutzen lassen. Aktuelle Stichworte sind 
der elektronische Rechnungsstandard ZUGFeRD, das ersetzende Scannen 
oder die E-Akte. Dazu bietet DATEV unter anderem ein integriertes Doku-
menten-Management-System an, das automatisierte elektronische Work-
flows rund um die Rechnungs- und Bescheidbearbeitung ermöglicht. So 
können beispielsweise bereits im Zuge der Erfassung einer Rechnung ent-
sprechende Mittelprüfungen direkt durchgeführt und weitere Schritte 
eingeleitet werden.

Bereits heute lassen sich die Prozesse im Rechnungswesen durch-
gängig elektronisch und gleichzeitig rechtssicher abbilden. Ein Mei-
lenstein auf diesem Weg ist das ZUGFeRD-Verfahren (das Kürzel steht 
für Zentraler User Guide des Forums elektronische Rechnung), das 
ein Standardformat für elektronische Rechnungen definiert. Dabei 
werden alle wesentlichen Informationen des Beleges als XML-Code 
an ein äußerlich gewöhnliches PDF-Dokument angehängt, sodass 
die hinterlegten Informationen automatisch und ohne Übertra-
gungsfehler äußerst schnell in die Buchführung einfließen können.

Wenn Buchungsbelege noch in Papierform eingehen, empfiehlt es 
sich, diese einzuscannen, um sie dann ebenfalls elektronisch weiter-
verarbeiten zu können. Weitere Effizienzgewinne ergeben sich, 
wenn in einem solchen System die Papier-Originale nicht mehr ar-
chiviert werden, sondern die elektronischen Kopien als vollwertiger 
Ersatz dienen. Über dieses sogenannte Ersetzende Scannen lässt sich 

die Ablage verschlanken und bares Geld spa-
ren, da Archivflächen und Kosten für betriebli-
che Abläufe reduziert werden. Um in der Praxis 
ersetzend zu scannen, müssen Verwaltungen 
allerdings ihre Scanprozesse sauber dokumen-
tieren.

Hilfestellung bei der Frage, wie diese Dokumen-
tationsanforderungen erfüllt werden können, 
bieten der Steuerberater und DATEV. Mit deren 
Lösungen lassen sich darüber hinaus digitale 
Verwaltungsprozesse vom Rechnungseingang 

über die Mittelbewirtschaftung oder Budgetverwaltung bis hin zu Zahlung 
und Buchung des Geschäftsvorfalles umsetzen. So unterstützen DATEV-Pro-
gramme etwa auch die Bearbeitung von Eingangsrechnungen sowie das 
Erstellen von Ausgangsrechnungen im ZUGFeRD-Format. Kernstück zur 
Verteilung elektronischer Informationen ist das DATEV-Rechenzentrum. 
Dabei legt das Unternehmen ein besonderes Augenmerk auf Sicherungs-
systeme wie Verschlüsselung, Authentifizierung und Rechtemanagement, 
um die Daten umfassend zu schützen.
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GmbH am 21. Dezember 2010 aufgefundene, auf Parteispenden be-
zogene E-Mail-Verkehr grundsätzlich geeignet wäre, einen entspre-
chenden Anfangsverdacht zu begründen, fand dieser ohne Beteiligung 
des B zwischen anderen Unternehmensangehörigen statt. Selbst eine 
Kenntnis des Beschwerdeführers von diesem E-Mail-Verkehr wird 
in den angegriffenen Beschlüssen nicht aufgezeigt. Auch insofern 
sind daher keine Tatsachen dargelegt, aus denen sich der Verdacht 
einer Beteiligung des B an einem Bestechungsdelikt ergeben könnte.
� J.V.

Sondernutzung öffentlicher Straßen durch 
umherlaufende Personen mit Werbeträgern 
auf dem Rücken – sog. Moving-Boards

(OVG Münster, Beschl. v. 17. 7. 2014 – 11 A 2250/12)

1. Werbemaßnahmen auf öffentlichen Straßen durch das Umhergehen 
von Personen mit sog. Moving-Boards, d. h. in der Art eines Rucksackes 
auf dem Rücken getragenen Werbeträgern (hier: Schilder in einer Größe 
von rund 145 cm Höhe und 59 cm Breite), gehören schon nach ihrem 
äußeren Erscheinungsbild nicht zum straßenrechtlichen (kommunika­
tiven) Gemeingebrauch i. S. des § 14 StrWG NRW, sondern stellen eine 
nach § 18 StrWG NRW erlaubnispflichtige Sondernutzung dar.

2. Gleiches gilt nach den §§ 7 und 8 FStrG für den Fall, dass die Werbe­
maßnahmen auch auf Bundesstraßen in der Ortsdurchfahrt, für die die 
Beklagte Träger der Straßenbaulast ist, stattf inden.

3. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit eines verwaltungsgerichtlichen 
Urteils i. S. des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO bestehen, wenn der Rechts­
mittelführer einen einzelnen tragenden Rechtssatz oder eine einzelne 
erhebliche Tatsachenfeststellung mit schlüssigen Gegenargumenten in 
Frage stellt.

4. Zur Darlegung einer grundsätzlichen Bedeutung i. S. des § 124 Abs. 2 
Nr. 3 VwGO muss eine tatsächliche oder rechtliche Frage aufgeworfen 
werden, die entscheidungserheblich ist und über den Einzelfall hinaus 
im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung oder Fortentwick­
lung des Rechts einer Klärung bedarf.

5. Ein Antrag auf Erteilung einer straßenrechtlichen Sondernutzungs­
erlaubnis muss hinreichend bestimmt sein, insbesondere in Bezug auf die 
Örtlichkeit sowie die zeitliche Dauer und den Umfang des Vorhabens. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Die Klägerin (K) beabsichtigt, die in Leitsatz 1 durchgeführten Tä-
tigkeiten auszuführen. K ist der Auffassung, dabei handele es sich 
um erlaubnisfreien straßenrechtlichen Gemeingebrauch, nicht um 
eine erlaubnispflichtige Sondernutzung. Sie hat eine entsprechende 
Feststellung begehrt, hilfsweise die Feststellung der Verpflichtung der 
Beklagten (B), ihr eine Sondernutzungserlaubnis zu erteilen bzw. über 
einen Antrag unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Ge-
richts neu zu entscheiden. Die Klage war in erster Instanz erfolglos.

II. Zur Rechtslage

Der Antrag der K auf Zulassung der Berufung wird zwar als zuläs-
sig qualifiziert, hatte in der Sache aber keinen Erfolg. Die geltend 
gemachten Zulassungsgründe des § 124 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 VwGO 
seien entweder nicht i. S. des des § 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO dar-
gelegt oder nicht gegeben. 

1. Im prozessualen Zentrum der Entscheidung steht die Frage, ob 
der Zulassungsgrund der ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des 
erstinstanzlichen Urteils (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) vorliegt (s. 
hierzu Leitsatz 3).

a) Dies gilt zum einen hinsichtlich des Feststellungsantrages (Fest-
stellung erlaubnisfreien Gemeingebrauchs)

Das OVG sieht bezüglich der Entscheidung des VG insoweit keine 
derartigen Zweifel. Die bezeichneten Werbemaßnahmen gehören 
nach Ansicht des OVG schon nach ihrem äußeren Erscheinungsbild 
nicht zum straßenrechtlichen (kommunikativen) Gemeingebrauch 
i. S. des § 14 StrWG NRW, sondern stellen eine nach § 18 StrWG 
NRW erlaubnispflichtige Sondernutzung dar. Gleiches gelte nach 
den §§ 7 und 8 FStrG für den Fall, dass die Werbemaßnahmen auch 
auf Bundesstraßen in der Ortsdurchfahrt, für die die B Träger der 
Straßenbaulast ist (vgl. § 5 FStrG), beabsichtigt seien.
Gem. § 18 Abs. 1 Satz 1 StrWG NRW und nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
FStrG sei Sondernutzung die Benutzung der Straßen bzw. Bundes-
fernstraßen über den Gemeingebrauch hinaus.

Nach der Legaldefinition des Gemeingebrauchs in § 14 Abs. 1 Satz 1 
StrWG NRW und § 7 Abs. 1 Satz 1 FStrG ist der Gebrauch der öffent-
lichen Straßen jedermann im Rahmen der Widmung und der verkehrs-
rechtlichen bzw. verkehrsbehördlichen Vorschriften gestattet. Nach § 14 
Abs. 3 Satz 1 StrWG NRW liegt kein Gemeingebrauch vor, wenn die 
Straße nicht vorwiegend zu dem Verkehr benutzt wird, dem sie zu dienen 
bestimmt ist. Nach § 7 Abs. 1 Satz 3 FStrG liegt kein Gemeingebrauch 
vor, wenn jemand die Straße nicht vorwiegend zum Verkehr, sondern zu 
anderen Zwecken nutzt. 

Die Ausführungen des Zulassungsantrages insbesondere zu den Fra-
gen, „dass es sich bei der Tätigkeit der K ebenfalls um die Teilnahme 
am kommunikativen Verkehr handelt, die grundsätzlich unter den Ge-
meingebrauch fällt“, und es auf eine Gewerbsmäßigkeit ihrer Tätigkeit 
nicht ankomme, gingen an der Sache vorbei. Nutzungen der Straße 
über eine bloße Ortsveränderung und zum Aufenthalt hinaus, die ins-
besondere mit Blick auf Individualgrundrechte zu einer erweiterten 
Auslegung des Begriffs „Verkehr“ durch die Rechtsprechung geführt 
haben und als sog. kommunikativer Gemeingebrauch anerkannt wor-
den sind, lägen hier nicht vor. Die von K beabsichtigten Maßnahmen 
dienten sowohl objektiv, d. h. von ihrem äußeren Erscheinungsbild her 
gesehen, als auch subjektiv nach den Vorstellungen der K ausschließlich 
der Außenwerbung. Werbung als solche sei aber – auch wenn sie an 
und auf Straßen betrieben werde – kein Verkehrsvorgang.

Es sei daher in der Rspr. im Grundsatz anerkannt, dass zum Beispiel 
der Einsatz von Werbefahrzeugen den Gemeingebrauch überschrei-
ten und eine straßenrechtliche Sondernutzung darstellen könne. Dies 
gelte sowohl für reine Werbefahrten mit Kraftfahrzeugen oder An-
hängern als auch für das Abstellen eines Kraftfahrzeuges allein zu 
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Werbezwecken oder das Abstellen eines Anhängers, der nach seinem 
äußeren Erscheinungsbild ausschließlich Werbemaßnahmen und 
nicht Transportzwecken diene (vgl. etwa OVG NRW, Urt. v. 12. 7. 
2005 – 11 A 4433/02 –, NWVBl. 2006, S. 58 f., m. w. N. (nachfolgend: 
BVerwG, Beschl. v. 17. 5. 2006 – 3 B 145.05 –, juris), und Beschl. v. 
30. 6. 2009 – 11 A 2393/06 –, juris, Rn 24).

K benötige daher für Werbemaßnahmen mit sog. Moving-Boards 
gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 StrWG bzw. § 8 Abs. 1 Satz 1 FStrG eine 
Sondernutzungserlaubnis der B.

b) Ernstliche Zweifel an der der Richtigkeit des erstinstanzlichen 
Urteils im Sinne des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO seien ebenso wenig 
in Bezug auf die Abweisung der beiden hilfsweise gestellten Anträ-
ge der K gegeben, mit denen die Feststellung einer Verpflichtung 
der B zur Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis auf Antrag für 
die Werbemaßnahmen der K bzw. zu einer Neubescheidung eines 
Antrages unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts 
beantragt worden ist.

aa) Der Senat hat mit Blick auf § 43 Abs. 2 Satz 1 VwGO bereits 
Bedenken an der Zulässigkeit der beiden Hilfsanträge zu 2. und 3., 
weil K ihre Rechte durch Verpflichtungsklage geltend machen kann 
bzw. in der Vergangenheit in Bezug auf zwei von ihr gestellte Anträge 
hätte verfolgen können. (…)

bb) K könne mit ihrem Begehren aber auch in der Sache nicht durch-
dringen. Das VG habe zu Recht darauf abgehoben, dass das von ih-
rem Feststellungsbegehren umfasste Sondernutzungsvorhaben der K, 
„Werbemaßnahmen … im Stadtgebiet von L. „ durchzuführen, nicht 
bescheidungsfähig sei. Die genaue Örtlichkeit, wo diese Werbemaß-
nahmen durchgeführt werden sollten, sei ebenso wenig erkennbar wie 
die Anzahl der Personen, die mit den sog. Moving-Boards umherge-
hen sollten. Ein Antrag auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis 
müsse aber hinreichend bestimmt sein. Eine Sondernutzungserlaub-
nis werde auf Grund einer Ermessensentscheidung erteilt (vgl. § 18 
Abs. 2 StrWG NRW). Die behördliche Ermessensausübung habe 
sich an Gründen zu orientieren, die einen sachlichen Bezug zur Stra-
ße haben. Zu diesen Gründen könnten insbesondere zählen 

–	� ein einwandfreier Straßenzustand – Schutz des Straßengrundes 
und des Zubehörs –, 

–	� die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
–	� der Ausgleich zeitlich und örtlich gegenläufiger Interessen ver-

schiedener Straßenbenutzer und Straßenanlieger – etwa Schutz 
vor Abgasen, Lärm oder sonstigen Störungen –, 

–	� Belange des Straßen- und Stadtbildes, d. h. baugestalterische 
oder städtebauliche Vorstellungen mit Bezug zur Straße und auf 
Grund eines konkreten Gestaltungskonzeptes – Vermeidung einer 
„Übermöblierung“ des öffentlichen Straßenraumes, Schutz eines 
bestimmten Straßen- oder Platzbildes und Ähnliches.

Zusätzlich seien nach § 18 Abs. 1 Satz 4 StrWG NRW Belange von 
Menschen mit Behinderung zu berücksichtigen. Damit die Behörde 
diese Prüfung vornehmen könne, müsse der Antragsteller sie insbe-
sondere über Ort, zeitliche Dauer und Umfang seines Vorhabens in 
Kenntnis setzen.Derartige Angaben vermisst der Senat im Falle der 
K. Ohne konkrete Angaben zu den Straßen, Wegen und Plätzen, 
auf denen sich die mit sog. Moving-Boards versehenen Personen 

bewegen sollten, und ohne die Angabe der genauen Anzahl dieser 
Personen könne die Behörde die oben angeführten Gesichtspunkte 
nicht prüfen und abwägen. 

Schließlich gelte das Gebot der Bestimmtheit des Antrages auch un-
ter dem Blickwinkel der Erhebung von Sondernutzungsgebühren. 
So liege der Fall auch hier. Für Sondernutzungen werden nach den 
§§ 19a StrWG NRW, 8 Abs. 3 FStrG i. V. mit § 9 der Sondernut-
zungssatzung der B Sondernutzungsgebühren erhoben. Die Anzahl 
der Werbeanlagen sei nach der hier wohl einschlägigen Tarif-Nr. 8.4 
des Gebührentarifs zur Sondernutzungssatzung bei mobilen Werbe-
anlagen für die Gebührenerhebung mit entscheidend.

2. Die angeführte grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache i. S. 
des § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO wird vom OVG ebenfalls abgelehnt. 
Sie werde schon nicht entsprechend den gesetzlichen Erfordernis-
sen des § 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO dargelegt (s. Leitsatz 4). Das 
Vorbringen der K, für sie habe „die Sache grundsätzliche Bedeutung, 
da sie Rechtssicherheit für einen Teil ihrer Haupttätigkeit erlangen 
möchte“, zeige keine konkrete und im Rechtlichen oder Tatsächlichen 
relevante Frage von fallübergreifender Entscheidungserheblichkeit 
auf. Dies gilt auch soweit sich K „für eine gesamte Branche“ auf eine 
„rechtssicherheitsschaffende Wirkung“ beruft.
� J.V.

Unzuverlässigkeit eines Gastwirts

(VGH Kassel, Beschl. v. 4. 9. 2012 – 6 B 1557/12, KommJur 2013, S. 36)

1. Der Gemeindevorstand als für den Vollzug des Hessischen Gaststät­
tengesetzes allein zuständige Behörde ist im Fall einer Unzuverlässig­
keit eines Gastwirts oder seines Stellvertreters auch dann für die Unter­
sagung zuständig, wenn in der Gaststätte kein Alkohol ausgeschenkt 
wird oder werden soll.

2. Als unzuverlässig im gewerberechtlichen Sinne ist derjenige anzuse­
hen, der nach dem Gesamteindruck seines Verhaltens nicht die Gewähr 
dafür bietet, dass er das von ihm ausgeübte Gewerbe künftig ordnungs­
gemäß betreiben wird, ohne dass es auf persönliches Verschulden ankäme; 
es ist auf die im maßgeblichen Zeitpunkt der letzten Behördenentschei­
dung bestehenden Umstände abzustellen.

3. Einem Gastwirt fehlt die erforderliche Zuverlässigkeit für die Füh­
rung einer Gaststätte, wenn er einem unzuverlässigen Dritten als 
Strohmann dient oder ihm zumindest bestimmenden Einfluss auf die 
Gaststätte einräumt.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Der Rechtsschutzantrag des Antragstellers (Ast.) richtet sich gegen 
eine ordnungsbehördliche Verfügung der Antragsgegnerin (Ag.), mit 
der dem Ast. untersagt wurde, sein Gaststättengewerbe auszuüben. 
Das VG hat den Antrag abgelehnt. Hiergegen hat der Ast. erfolglos 
Beschwerde eingelegt. 

I. Der VGH bestimmt zunächst im Wege der Auslegung den Umfang des 
Rechtsmittels. Die restriktive Auslegung wird offensichtlich nicht zuletzt 
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darauf gestützt, dass der Ast. durch einen Rechtsanwalt und damit durch 
eine als fachkundig einzustufende Person vertreten wird. 

Der Senat legt die Beschwerde des Ast. in entsprechender Anwen-
dung des § 88 VwGO ausgehend vom Wortlaut des Antrags und un-
ter Berücksichtigung der Begründung zunächst dahingehend aus, dass 
lediglich Rechtsschutz gegen die unter Nr. 1 der Verfügung vom 10. 
Mai 2012 ausgesprochene Untersagung der Ausübung des Gaststät-
tengewerbes begehrt wird. Nur insoweit – und nicht bezüglich der 
Schließungsverfügung in Nr. 3 der Verfügung – hat die Ag. in Nr. 2 
die sofortige Vollziehbarkeit der Maßnahme angeordnet. Hinsichtlich 
der Androhung von Zwangsmitteln in Nr. 4 der Verfügung – unmit-
telbarer Zwang durch Versiegelung der Türen – tritt die sofortige Voll-
ziehbarkeit des Verwaltungsakts zwar gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
VwGO i.V.mit § 16 HessAGVwGO (= z. B. § 112 JustG NRW) von 
Gesetzes wegen ein, doch hat der anwaltlich vertretene Ast. weder in 
erster Instanz noch im Beschwerdeverfahren den insoweit notwen-
digen Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung gestellt 
und diesbezüglich auch nicht näher vorgetragen. Daher muss davon 
ausgegangen werden, dass sich das Begehren des Ast. im einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren allein gegen die Untersagungsverfügung richtet.

II. Die zulässige Beschwerde wird jedoch als unbegründet abgelehnt (aus 
den Gründen):

Das Vorbringen des Ast. rechtfertigt keine Abänderung dieser Ent-
scheidung zu seinen Gunsten. Das VG hat den insoweit statthaften 
Antrag des Ast. auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes nach 
§ 80 Abs. 5 VwGO gegen die Verfügung der Ag. vom 10. Mai 2012 
abgelehnt und zur Begründung ausgeführt, die Untersagung des Be-
triebs der Gaststätte sei rechtmäßig und die Vollziehung eilbedürftig. 
Der Ast. besitze die notwendige gewerberechtliche Zuverlässigkeit 
nicht, weil er mit seinem Vater ein sogenanntes Strohmannverhältnis 
eingegangen sei. Diese Beurteilung sei aus verschiedenen Umständen 
zu schließen. Auch die Anordnung zur Schließung der Gaststätte und 
die gesetzte Frist seien rechtlich nicht zu beanstanden.

1. Der Senat billigt die üblichen – und auch vom VG zu Grunde gelegten – 
Prüfkriterien bei einem Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes nach 
§ 80 Abs. 5 VwGO:

Zutreffend hat das VG zunächst darauf abgestellt, dass das Gericht 
gem. § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende Wirkung eines Rechts-
behelfs gegen einen sofort vollziehbaren Verwaltungsakt auf Antrag 
eines Betroffenen ganz oder teilweise wiederherstellen kann, wenn 
das private Interesse des Antragstellers, die Vollziehung bis zur Ent-
scheidung über seinen Rechtsbehelf hinauszuschieben, das öffent-
liche Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts 
überwiegt. Dies ist dann der Fall, wenn der Verwaltungsakt offen-
sichtlich rechtswidrig ist. Denn an der sofortigen Vollziehung eines 
rechtswidrigen Verwaltungsakts kann kein vorrangiges öffentliches 
Interesse bestehen. Umgekehrt ist der Rechtsschutzantrag abzuleh-
nen, wenn der angefochtene Verwaltungsakt rechtmäßig und seine 
Vollziehung eilbedürftig ist.

2. Die angefochtene Ordnungsverfügung wird folglich auf ihre Rechtmä-
ßigkeit geprüft:

a) Formelle Rechtmäßigkeit

aa) Die formelle Rechtmäßigkeit des Bescheides ist gegeben. Die 
Ag. – der Magistrat/Gemeindevorstand – ist gem. §§ 4 Abs. 1, 16 
HGastG i.V. mit § 1 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung über Zuständig-
keiten nach der Gewerbeordnung und dem Hessischen Gaststätten-
gesetz vom 20. Juni 2002 – GewZustVO – (GVBl. I S. 395) in der 
Fassung des Gesetzes vom 28. März 2012 (GVBl. I S. 50) für den 
Vollzug des Gaststättengesetzes zuständig (wird ausgeführt).

bb) Die Ag. hat des Weiteren die nach § 28 Abs. 1 HVwVfG erfor-
derliche Anhörung des Betroffenen durchgeführt.

b) Materielle Rechtmäßigkeit

Die Untersagungsverfügung ist auch materiell rechtmäßig. Gem. § 4 
Abs. 1 Satz 1 HGastG hat die zuständige Behörde die Ausübung 
des Gaststättengewerbes zu untersagen, wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass der Gewerbetreibende, seine gesetzliche Ver-
tretung oder Stellvertretung die erforderliche Zuverlässigkeit nicht 
besitzen.

aa) Der Ast. betreibt ein Gaststättengewerbe entsprechend § 1 Abs. 2 
HGastG, da er gewerbsmäßig Getränke und Speisen zum Verzehr an 
Ort und Stelle anbietet und der Zugang zu seinem Lokal jedermann 
eröffnet ist. Für die Bejahung des Merkmals des Betriebs eines Gast-
stättengewerbes kommt es nicht darauf an, ob alkoholische Getränke 
veräußert werden. Gem. § 3 Abs. 1 HGastG ist im Fall des beab-
sichtigten Ausschanks alkoholischer Getränke lediglich erforder-
lich, dass der Gastwirt diese Absicht der Behörde sechs Wochen vor 
Beginn des Gaststättengewerbes unter Beifügung von im Einzelnen 
bezeichneten Unterlagen und ggf. der Absicht der Bestellung eines 
Stellvertreters anzeigt. Es handelt sich somit um eine vorgezogene 
Anzeigepflicht. Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
konzessionierte Gaststätten (mit Alkoholausschank) bestehen er-
leichternde Übergangsregelungen in § 17 HGastG.

bb) Der Ast. hat noch unter Geltung des (Bundes-)Gaststätten-
gesetzes am 13. Februar 2012 unter Vorlage der vorgeschriebenen 
Unterlagen bei der Antragsgegnerin einen Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis zum Betrieb einer Schank- und Speisewirtschaft mit alko-
holischen Getränken gestellt. Diesen Antrag hat die Ag. zutreffend 
nach dem Inkrafttreten des Hessischen Gaststättengesetzes als An-
zeige nach § 3 Abs. 1 HGastG gewertet und ist in die Prüfung der 
persönlichen Zuverlässigkeit des Ast. eingetreten. 

(1) Das Tatbestandsmerkmal der Unzuverlässigkeit ist in § 4 Abs. 1 
HGastG durch die Regelbeispiele des eigenen wie des fremden 
Alkoholmissbrauchs, des Vorschubleistens von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten und der Missachtung der Vorschriften des 
Gesundheits- und Lebensmittelrechts sowie des Arbeits- und Ju-
gendschutzes gesetzlich näher dargestellt, schließt dabei aber durch 
die Verwendung des Wortes „insbesondere“ die Verwirklichung durch 
anderweitiges Tun oder Unterlassen nicht aus. Der hessische Ge-
setzgeber hat die Vorschrift damit den klassischen gewerberechtli-
chen Untersagungsmöglichkeiten des § 35 Abs. 1 GewO und § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 (Bundes-)GastG nachgebildet, so dass die zu 
den entsprechenden Gesetzen ergangene Rechtsprechung weiter 
Beachtung finden und zur Auslegung herangezogen werden kann. 
Als unzuverlässig ist derjenige anzusehen, der nach dem Gesam-
teindruck seines Verhaltens nicht die Gewähr dafür bietet, dass er 
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das von ihm ausgeübte Gewerbe künftig ordnungsgemäß betreiben 
wird, ohne dass es auf persönliches Verschulden ankäme. Es ist auf 
die im maßgeblichen Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung 
bestehenden Umstände abzustellen. Die von der Ag. ermittelten Tat-
sachen geben hinreichenden Anlass zu der Prognose, dass der Ast. 
keine Gewähr für eine ordnungsgemäße Gewerbeausübung bietet. 
Es lässt sich nämlich feststellen, dass dem Ast. die erforderliche Zu-
verlässigkeit für die Führung einer Gaststätte fehlt, weil er einem 
unzuverlässigen Dritten als Strohmann dient oder ihm zumindest 
bestimmenden Einfluss auf die Gaststätte eingeräumt hat. Die von 
der Ag. im angefochtenen Bescheid angeführten Erkenntnisse sind 
hinsichtlich der von ihr daraus gefolgerten Strohmanneigenschaft des 
Ast. hinreichend aussagekräftig. Bei einem sog. Strohmannverhältnis 
ist neben dem Hintermann nämlich auch der Strohmann, der als 
Gewerbetreibender nach außen aktiv wird, geeigneter Adressat einer 
Gewerbeuntersagung. Ist der Hintermann unzuverlässig, so folgt die 
Unzuverlässigkeit des Strohmannes bereits daraus, dass er einem un-
zuverlässigen Hintermann die gewerbliche Betätigung ermöglicht.

Von einem Strohmann spricht man im Gewerberecht, wenn jemand 
(der Strohmann) zur Verschleierung der tatsächlichen Verhältnis-
se als Gewerbetreibender vorgeschoben wird, das in Frage stehende 
Gewerbe in Wirklichkeit aber von einem anderen betrieben wird. 
Die eine Person gibt nur ihren Namen für den Gewerbebetrieb her 
und dient dem wahren Gewerbetreibenden als „Aushängeschild“. 
Ein Strohmannverhältnis ist dann anzunehmen, wenn eine Betrach-
tung der Gesamtumstände erweist, dass ein Gewerbetreibender zur 
Verschleierung der wirklichen faktisch-wirtschaftlichen Macht-
verhältnisse eine natürliche oder juristische Person vorschiebt, die 
ohne eigene unternehmerische Tätigkeit nur als „Marionette“ des 
Gewerbetreibenden am Wirtschaftsleben teilnimmt (vgl. BVerwG, 
Urteil vom 14. Juli 2003 – 6 C 10.03 –, GewArch 2003, 482 m. w. N.; 
OVG Nordrh.-Westf., Beschluss vom 4. Juli 2011 – 4 B 1671/10 –, 
GewArch 2011, 415 –). Das Beschwerdevorbringen enthält keine 
Gesichtspunkte, die zu einer Überprüfung dieser Rechtsprechung 
Anlass geben könnten. Ob ein sog. Strohmannverhältnis vorliegt, ist 
vielmehr eine tatsächliche Frage des Einzelfalles, muss aus Indizien 
abgeleitet werden und wird sich im Regelfall auf die Eröffnungsphase 
einer Gaststätte beziehen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 25. Januar 
1994 – 1 B 212.93 –, GewArch 1995, 121). 

(2) Eine solche genaue Betrachtung der Verhältnisse hat die Ag. nach 
den ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten vorgenommen. Die 
von ihr genannten Tatsachen lassen darauf schließen, dass der Ast. 
nicht selbst im Sinne eines eigenständigen Gewerbetreibenden, 
sondern nur für seinen Vater, Herrn XY-A., gegen den rechtskräftig 
gewordene Gewerbeuntersagungsverfügungen bestehen, die Gast-
wirtschaft betreibt. Es spricht im Gegenteil wenig dafür, dass der Ast. 
tatsächlich die wirtschaftlichen Geschicke der Gaststätte lenkt. Die 
von der Ag. vorgelegten Erkenntnisse, auf denen auch die Annahme 
des VG beruht, der Ast. habe mit Herrn XY-A. einem unzuverlässi-
gen Dritten maßgeblichen Einfluss auf die Führung der Gaststätte 
eingeräumt, werden durch die Beschwerde auch nicht entkräftet. 
Zu Gunsten des Ast., d.h. für die Annahme einer eigenständigen 
und alleinverantwortlichen Stellung als Gastwirt, kann zwar festge-
stellt werden, dass sämtliche behördlichen Anmeldungen auf seinen 
Namen vorgenommen wurden und er auch den Mietvertrag für die 
Räume des Lokals mit den Vermietern abgeschlossen hat. Zudem 
hat der Ast. einen Kurs bei der IHK besucht und einen Businessplan 

für das Unternehmen vorgelegt. Die Indizien für die Annahme, dass 
nicht der Ast., sondern sein Vater die Gaststätte tatsächlich führt, 
sind indes von größerem Gewicht, denn es ist zur Verschleierung 
eines eventuellen Strohmannverhältnisses unabdingbar, dass der 
Gewerbetreibende die behördlichen Anmeldungen (Gewerbeamt, 
IHK, Finanzamt, Krankenkasse) auf seinen Namen vornimmt und 
interne Absprachen zwischen den Beteiligten nicht offenbart werden. 
Deshalb stellt das VG zu Recht in der angegriffenen Entscheidung 
maßgeblich auf die nach außen erkennbare Betriebsführung ab. Die 
von dem Ast. gegen diese Feststellung vorgebrachten Argumente füh-
ren zu keiner anderen Sichtweise. Dass die betrieblichen Rechnungen 
an den Ast. gerichtet und von diesem – nach seinen Angaben – auch 
beglichen wurden und werden, ist eine Selbstverständlichkeit, die aus 
der Anmeldung als Gewerbetreibender folgt. Ebenso trägt die Person, 
die das angemeldete Gewerbe offiziell führt, in jedem Fall auch das 
wirtschaftliche Risiko. Kennzeichnend für ein Strohmannverhältnis 
kann es dabei in Einzelfällen sogar sein, dass die Person, die nach au-
ßen auftritt, wirtschaftlich solvent ist, nämlich dann, wenn die Unzu-
verlässigkeit des Hintermanns nicht auf wirtschaftliches Unvermögen 
zurückzuführen ist. Zwingend ist dies nicht, sondern es kann auch 
eine Person nach außen hin auftreten, die gerade nicht über eigenes 
Vermögen verfügt, und bei der das unternehmerische Risiko daher 
nicht von besonderer Bedeutung ist. Zu Recht stellt die Ag. – und 
durch die Bezugnahme ihr folgend das VG – in der Begründung ihrer 
Entscheidung vielmehr darauf ab, dass Herr XY-A. an den Gesprä-
chen zur Erlangung der Konzession – bzw. später zur Abwendung der 
angedrohten Maßnahmen der Behörde – maßgeblich beteiligt war 
und dabei den Mitarbeitern der Ag. den Eindruck vermittelte, die 
Person zu sein, die die Entscheidungen trifft. Als bedeutsam erachtet 
der Senat des Weiteren die Feststellungen der Ag. zu der tatsächlichen 
Führung der Gaststätte bei den Vorortkontrollen, bei denen der Ast. 
nicht angetroffen wurde. Dem Ast. mag zwar zugestanden werden, 
dass ein Gastwirt sich nicht ständig und während der gesamten Öff-
nungszeiten in seinem Lokal aufhalten muss, was insbesondere bei 
dem Betrieb mehrerer Gaststätten gelten wird, soweit nicht – wie in 
der Regel – dann eine Stellvertretung erforderlich sein wird. So ist 
es im vorliegenden Fall indes nicht. Denn es ist nicht bekannt oder 
vorgetragen, dass der vor der Übernahme der Gaststätte arbeitslo-
se Ast. noch anderweitige Geschäfte oder Unternehmungen führt, 
sondern er trägt im Gegenteil vor, seine Arbeitskraft dem Betrieb 
der Gaststätte widmen zu wollen. Gleichwohl haben Außendienst-
kontrollen der Ag. ergeben, dass, sofern die Gaststätte geöffnet war, 
jeweils nur Herr XY-A. und weitere Angestellte anzutreffen waren. 
Zudem hat der Ast. selbst bei den persönlichen Vorsprachen bei der 
Ag. u.a. am 22. Februar und 7. März 2012 für den Betreiber einer 
Gaststätte erstaunliche Wissensdefizite erkennen lassen. Schließlich 
dürfte es sich bei dem bei dieser Gelegenheit vorgelegten Business
plan um ein lediglich der Form halber erstelltes Dokument handeln, 
in dem keine präzisen Angaben gemacht werden. Auch die Pläne für 
den zeitlichen Einsatz der Angestellten und die ihnen übertragenen 
Arbeiten sind bezüglich der konkreten Ausgestaltung nicht nach-
vollziehbar. Das Vorbringen der Beschwerdebegründung, es sei kein 
Businessplan vorgeschrieben, ist allerdings zutreffend. Kein (poten-
tieller) Unternehmer wird von Seiten der Behörde gezwungen, einen 
solchen aufzustellen und vorzulegen. Lediglich in Verhandlungen 
mit Kreditgebern werden entsprechende Geschäftspläne regelmäßig 
erforderlich. Wenn ein solcher Plan indes vorgelegt wird, können 
eventuelle Unstimmigkeiten bei der Feststellung, ob eigenständiges 
unternehmerisches Handeln beabsichtigt ist oder vorliegt, berück-
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sichtigt werden. Gleiches gilt für Arbeitseinsatzpläne und die Vor-
lage von Arbeitsverträgen. Dass der Ast. angibt, es existiere keine 
Treuhandvereinbarung zwischen ihm und seinem Vater, kann ihn 
hingegen nicht entlasten. Ein spezieller Treuhandvertrag oder eine 
schriftliche Treuhandvereinbarung wird vom Ast. bestritten. Ob eine 
schriftliche oder mündliche Vereinbarung zwischen dem Ast. und 
Herrn XY-A. besteht, ist jedoch nicht von Relevanz für die Fest-
stellung, wer tatsächlich hinter dem streitbefangenen Unternehmen 
steht. Denn eine solche Vereinbarung, würde sie existieren, könnte nur 
als Beweis für ein Strohmannverhältnis dienen, da es seinem Zweck 
nach ansonsten nicht erforderlich wäre. Anders könnte dies hingegen 
etwa bei sogenannten Geschäftsübergabeverträgen zu sehen sein, die 
in Form und Inhalt Vereinbarungen mit Dritten entsprechen. Es mag 
auch sein, dass Herrn XY-A. ab Juli/August 2013 eine Rente zusteht. 
Ob und inwieweit der Ast. mit seinem Vater aber vereinbart hatte, die 
Gaststätte zu übernehmen und ob diese Absicht anlässlich der gegen 
den Vater ausgesprochenen Gewerbeuntersagung vorgezogen worden 
ist, lässt sich aus den vorgelegten Auskünften des Rentenversiche-
rungsträgers (des Vaters) nicht erkennen oder nachweisen.

cc) Zuletzt sind auch keine Fehler im Rahmen der Ermessensaus-
übung zur Untersagung des Gaststättengewerbes ersichtlich. § 4 
Abs. 1 Satz 1 HGastG lässt der Behörde nämlich nicht die freie 
Entscheidung, sondern gibt durch die Worte „hat … zu untersagen“ 
der Antragsgegnerin nur die Möglichkeit, bei Vorliegen außerge-
wöhnlicher Umstände, die etwa zu einer den Betroffenen besonders 
gravierend treffenden Belastung führen könnten, eine andere Ent-
scheidung zu treffen. Solche besonderen und außergewöhnlichen 
Umstände sind hier nicht vorgetragen oder ersichtlich. Der von dem 
Ast. bereits im Verwaltungsverfahren vorgetragene Sachverhalt, er 
habe sich durch den Betrieb der Gaststätte aus einer langjährigen 
Beschäftigungslosigkeit befreien wollen, und die Möglichkeit, dass 
der Ast. nunmehr, d.h. bei Vollzug der Untersagungsverfügung wieder 
zum Empfänger von Unterstützungsleistungen werden könnte, sind 
Gefahren, die jeder Untersagungsverfügung innewohnen.
� J.V.

Für Kosten zum Erwerb eines Führerscheins 
bei der freiwilligen Feuerwehr kann eine 
Rückzahlungspflicht nicht begründet werden

(VGH München, Urteil v. 24.04.2015 – 4 BV 13.2391)

1. Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag bedarf grundsätzlich im Hinblick 
auf Vertragsangebot und -annahme der Schriftform.

2. Eine Verpflichtung zum Feuerwehrdienst für eine Dauer von zehn 
Jahren nach Erwerb einer Fahrerlaubnis ist unangemessen.

3. Der Auslagenerstattungsanspruch ehrenamtlicher Feuerwehrleute 
steht einer umgekehrten Kostenerstattungsregelung zugunsten des Trä­
gers der Feuerwehr entgegen. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Der Beklagte war ehrenamtlicher Gerätewart einer freiwilligen Feu-
erwehr. Er hatte sich vor Erwerb eines Führerscheins der Klasse C/

CE der Gemeinde gegenüber schriftlich u.a. verpflichtet, über min-
destens zehn Jahre ab Aushändigung des Führerscheins für Einsätze, 
Ausbildung und Übungen zur Verfügung zu stehen, ein Fünftel der 
Kosten selbst zu tragen und bei Ausscheiden vor Ablauf der Zehnjah-
resfrist für jedes nicht erfüllte Jahr jeweils ein Zehntel der Restkosten 
zu tragen. Knapp drei Jahre nach Erwerb des Führerscheins trat der 
Kläger aus dem aktiven Dienst der Feuerwehr aus. Die Gemeinde 
machte daraufhin eine Erstattung aus vorgenannter Verpflichtung 
geltend.

Die Berufungsinstanz erkannte zunächst, dass es vorliegend an 
einem wirksam abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
mangelt. Dieser sei schriftlich zu schließen, das Formerfordernis 
beziehe sich auf Vertragsangebot und -annahme. Eine Verpflich-
tungserklärung allein sei grundsätzlich ungeeignet, einen Anspruch 
zu begründen. Vorliegend mangele es an einer schriftlichen Annah-
me. Das Gericht hat sich auch mit der Frage der Zulässigkeit der 
Regelung als Allgemeine Geschäftsbedingung des Klägers befasst. 
Die Regelung belaste den Gerätewart nach Auffassung des Ge-
richts unangemessen, da sie von arbeitsrechtlichen Grundsätzen in 
eklatanter Weise abweiche. Bei einer Fortbildungsdauer von bis zu 
zwei Monaten könne arbeitsrechtlich im Regelfall eine Höchst-
bindungsdauer von einem Jahr vereinbart werden. Eine Verzehnfa-
chung dieser Frist kommt auch dann nicht in Betracht, wenn man 
annähme, die Feuerwehr rücke nur vergleichsweise selten aus. Die 
Dienstfähigkeit der Feuerwehr sei unabhängig von der Zahl der 
Einsätze sicherzustellen.

Der Kostenerstattungsanspruch scheide auch aus einem weiteren 
Grund aus. Öffentlich-rechtliche Verträge seien nur zulässig, sofern 
Rechtsvorschriften nicht entgegen stünden. Hier stünde aber die 
(bayerische) Feuerwehrgesetzgebung entgegen. Ehrenamtlich Tä-
tige Feuerwehrdienstleistende stünden in einem öffentlich-rechtli-
chen Amts- und Dienstverhältnis besonderer Art, ihre Rechte und 
Pflichten seien regelmäßig nur unvollständig geregelt. Soweit es 
die besondere Rechtsnatur des Verhältnisses zulasse, könne auf die 
Grundsätze des öffentlichen Dienstrechts zurückgegriffen werden. 
Demnach müsste sich aus Beamtenrecht explizit eine Rechtsgrund-
lage für die Rückforderung von Ausbildungskosten ergeben. Diese 
sei aber nicht ersichtlich. Aus dem Gesamtzusammenhang der Re-
gelungen des Feuerwehrrechts ergäbe sich, dass vielmehr Ehren-
amtliche einen Auslagenerstattungsanspruch gegenüber dem Träger 
der Feuerwehr haben. Dieser stehe einer Regelung zur Ausbildungs-
kostenerstattung zulasten der Feuerwehrdienstleistenden entgegen. 
Das Gericht verkannte dabei nicht, dass es durchaus geübte Praxis 
sei, solche Vereinbarungen abzuschließen. Diese Tatsache ändere 
aber nichts an der Rechtslage. Vielmehr konterkarierten sie das 
Ziel des Gesetzgebers, ehrenamtliche Feuerwehren zu fördern und 
hauptberufliche Kräfte nur subsidiär einzusetzen. Auch die Ge-
fahr eines Missbrauchs beim Führerscheinerwerb sah das Gericht 
nicht. Vielmehr obliege es den Gemeinden, bei Auswahl der aus-
zubildenden Kräfte auf langgediente und berufserfahrene Personen 
zurückzugreifen.
� R.S.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
R.S.	 =	 Rouven Schnurpfeil
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
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Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, Zivilprozessordnung, 
73. Aufl. 2015, 3.401 Seiten, geb., € 165,00, ISBN 978-3-406-65800-6, 
C. H. Beck

Mit der Neuauflage wird der Kommentar auf den Stand von Ende Sep-
tember 2014, teilweise 1. 1. 2013 gebracht. Mehr Aktualität ist von einem 
gebundenen Werk dieses Umfangs nicht zu verlangen. Rd. 20 Gesetze hat 
der (Allein-)Bearbeiter Hartmann eingearbeitet und kommentiert. 
Die hohe Zahl der Auflagen belegt, dass der „Baumbach“ nach wie vor 
– und zu Recht – zu den führenden Kommentaren zur ZPO gehört. Zum 
Lesekomfort tragen insbesondere zahlreiche sog. ABC- Reihen bei, in de-
nen Beispiele zu bestimmten Problemen enthalten sind. Es gehört zu den 
(erfreulichen) Charakteristika des Kommentars, dass der Autor vielfach zu 
(Neu-)Regelungen kritisch Stellung nimmt. Unabhängig davon, ob man 
seiner Kritik in jedem Punkte folgt, liefert der Autor stets eine Fülle von 
Anregungen und bietet mindestens gut vertretbare Lösungen. Nicht nur für 
in Zivilsachen tätige Anwälte und Richter ist das Werk eine hervorragen-
de Informationsquelle. Der Verwaltungsrechtler kann und darf die ZPO 
ebenfalls nicht ignorieren, weil § 173 VwGO die entsprechende Anwen-
dung von Bestimmungen der ZPO anordnet, soweit nicht Besonderheiten 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens entgegenstehen. In zahlreichen 
weiteren öffentlich-rechtlichen Gesetzen wird zudem auf Bestimmungen 
der ZPO verwiesen (s. z. B. § 5 Abs. 2 LZG NRW: §§ 177 bis 181). 

Fazit: Ein Meisterwerk auf dem Gebiet des Zivilprozessrechts. In Behör-
denbibliotheken sowie Bibliotheken der Ausbildungseinrichtungen für den 
öffentlichen Dienst sollte der Kommentar nicht fehlen. 
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Gelhausen/Weiner, Opferentschädigungsgesetz, 6. Aufl. 2015, 340 Sei-
ten, geb., € 75,00, ISBN 978-3-406-67277-4, C. H. Beck

Das Opferentschädigungsgesetz (OEG) regelt die Leistungen, die Op-
fern von Gewalttaten – die oft keinen realisierbaren Anspruch gegenüber 
den Schädigern haben – gewährt werden. Der handliche Kurzkommentar 
ist in zwei Teile gegliedert. Im Teil A werden die (wenigen) Vorschriften 
des OEG gut verständlich und unter ständiger Bezugnahme auf die ein-
schlägige Rechtsprechung erläutert. Teil B I enthält die Kommentierung 
des in § 1 OEG in Bezug genommenen Bundesversorgungsgesetzes. Im 
Anschlussteil II sind relevante weitere Rechtsvorschriften (z. B. das Euro-
päische Abkommen über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten, 
diverse Verordnungen) abgedruckt. 

Fazit: Der angesprochene Personenkreis – Sozialrichter, Anwälte, Mit-
arbeiter in den Versorgungsämtern, Opferhilfeeinrichtungen und Wohl-
fahrtsverbänden – ist gut beraten, in Zweifelsfällen den Kommentar zu 
Rate zu ziehen.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Heidel/Schall (Hrsg.), HGB Handkommentar, 2. Aufl. 2015, 3.043 Sei-
ten, geb., € 128,00, ISBN 978-3- 8487-1767-5, Nomos

Der Kommentar ist erstmalig im Jahre 2011 erschienen und offenbar vom 
„Markt“ gut angenommen worden. Die Vorzüge sind bereits in der Erst-
besprechung beschrieben und gerühmt worden. Dem Kommentar liegt 
ein im Wesentlichen gleichartiges Schema zugrunde: Auf den Text der 
jeweiligen Norm folgt eine Zusammenstellung weiterführender Literatur. 
Im Anschluss wird eine Übersicht über die Kommentierung gegeben, 
bei der auf die jeweiligen Randnummern Bezug genommen wird. Die 
Erläuterungen selbst werden vielfach mit den Abschnitten „Allgemei-
nes“, „Normzweck“ und/oder „Anwendungsbereich“ eingeleitet. Die im 
Zusammenhang mit der Kommentierung zitierte Rechtsprechung und 
Literatur sind in Fußnoten untergebracht; damit ist ein ungestörter Le-
sefluss gewährleistet.
In der Sache bietet der Kommentar eine umfassende, detailreiche und auch 
Querschnittsbezüge – z. B. zur ZPO und zum BGB – berücksichtigen-
de Erläuterung. Die Schwerpunktsetzung überzeugt. Neu aufgenommen 

wurde zu Recht das „Bankrecht“. Adressaten des Kommentars sind haupt-
sächlich Anwälte, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater sowie die Justizbi-
bliotheken. Der Kommentar sollte aber auch in den Bibliotheken der Ver-
waltungsbehörden nicht fehlen. Das Handelsrecht ist für die Verwaltung 
auf allen Ebenen nicht zuletzt im Hinblick auf öffentliche Unternehmen 
von einiger Bedeutung. Last, but not least: Der Preis ist – nicht zuletzt im 
Hinblick auf die umfangmäßige Erweiterung – nach wie vor angemessen. 

Fazit: Ein frischer und überzeugender Handkommentar, dessen Nutzung 
guten Gewinn verspricht.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Gola/Schomerus, BDSG, 12. Aufl. 2015, 677 Seiten, in Leinen, € 65,00, 
ISBN 978-3-406-67176-0, C.H. Beck

Der in der „Gelben Reihe“ von Beck verlegte Kommentar zum Bundes-
datenschutzgesetz bedarf zumindest für alle, die auf dem Gebiet des Da-
tenschutzrechts arbeiten, keiner Vorstellung mehr. Hohe Zuverlässigkeit, 
Aktualität und eine klare und eingängige Sprache sind die Markenzeichen 
des Werkes. 
Die einheitliche äußere Gestaltung liefert einen optimalen Benutzer-
komfort. Nach dem Abdruck des Gesetzestextes wird ein (umfassender) 
Überblick über die einschlägige Literatur gegeben. Eine der Kommentie-
rung vorangestellte Übersicht mit Verweisungen auf die Randnummern 
ermöglicht einen schnellen Zugriff auf das gesuchte Stichwort bzw. Recht-
sproblem. Die Erläuterungen vermitteln einen guten Einblick in die Rege-
lungszwecke der einzelnen Normen und beziehen auch die entsprechen-
den landesrechtlichen Vorschriften mit ein. Die im Anhang abgedruckte 
EG- Datenschutz-Richtlinie sowie ein umfassendes Stichwortverzeichnis 
runden das Buch vorteilhaft ab. 

Fazit: Der „Gola/Schomerus“ ist nach wie vor ein hervorragendes Erläu-
terungswerk für jeden, der sich schnell und ohne Umwege über Fragen aus 
dem Bereich des BDSG informieren will. 
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Jörg Efferz, TV-L Jahrbuch Länder 2015, 1.472 Seiten, geb., € 24,95, 
ISBN 978-3-8029-7936-1, WALLHALLA Fachverlag, Regensburg

Das umfangreiche Werk stellt das aktuelle Tarifrecht im Geltungsbereich 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) mit Rechtsstand vom 
20.04.2015 dar. Die Ergebnisse der Tarifeinigung vom 28.03.2015 sind in 
der aktuellen Auflage – da die durchgeschriebenen Fassungen der tangier-
ten Tarifwerke noch nicht vorliegen – in Form eines gesonderten Anhangs 
berücksichtigt. Zusätzlich wurden die Änderungsbereiche der aktuellen 
Tarifeinigung in den Tarifwerken durch entsprechende Fußnoten gekenn-
zeichnet, was die Benutzerfreundlichkeit des Werks positiv beeinflusst.
Neben den aktuell anzuwendenden tarifrechtlichen Vorschriften beinhal-
tet das Werk auch Kommentierungen, praktische Erläuterungen, Fallbei-
spiele sowie weitere im Kontext zu den tariflichen Regelungen stehende 
gesetzliche Regelungen. Der Leser erhält somit einen schnellen Über-
blick über komplexe tarifrechtliche, arbeitsrechtliche und sozialrechtliche 
Zusammenhänge.

Fazit: Das von Jörg Effertz verfasste TV-L Jahrbuch Länder 2015 – des-
sen Druckformat überdacht werden sollte – ist bereits seit vielen Jahren 
eine feste und bekannte Lektüre in personalverwaltenden Aufgabenbe-
reichen im Geltungsbereich des TV-L. Als erfahrener Praktiker kennt der 
Autor die Notwendigkeiten und Bedürfnisse in der Personalverwaltung 
und bietet mit seinem Werk eine professionell-kompakte und wertvolle 
Hilfestellung. Mit einem Griff hat man nicht nur die aktuell geltenden 
Vorschriften, sondern darüber hinaus auch die passenden weiterführenden 
Hinweise, Auszüge der einschlägigen Judikatur sowie Erläuterungen am 
Arbeitsplatz zur Hand. Die Anschaffung des TV-L Jahrbuches Länder 
2015 wird empfohlen.
� Oberregierungsrat Ralf Schmorleiz, Mayen

Schrifttum
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„Die Bestandsbeiträge bleiben auf breiter Front stabil“, erklärt 
Reinhard Klages, Chefredakteur des map-report im neuesten 
Versicherungstest von privaten Krankenversicherungen (PKV). 
Der Analyst widerlegt damit kritische Behauptungen, Versi-
cherte der PKV müssten ständig übermäßige Beitragssteige-
rungen hinnehmen. „Die 19 Teilnehmer im PKV-Rating der 
map-report-Redaktion nahmen das vierte Jahr in Folge nur 
geringe Erhöhungen bei den Bestandsbeiträgen vor. Im unter-
suchten Zeitraum der Jahre 2000 bis 2015 lag die durchschnitt-
liche Beitragserhöhung in der Beispielrechnung des Angestell-
ten im Branchenschnitt bei 3,6 Prozent.

Zum Jahresbeginn 2015 wurde der Beitrag durchschnittlich 
um 2,1 Prozent erhöht“, führt der Chefredakteur aus. Bei den 
Bundesbeamten habe die Anpassung durchschnittlich sogar 
nur bei 1,3 Prozent gelegen. In dem jetzt erschienenen Test 

wurden Bilanzkennzahlen, zum Beispiel zur Finanzstärke und 
zu den Kosten der Unternehmen, Beitragserhöhungen sowie 
die Kundenzufriedenheit berücksichtigt. Die Debeka, größte 
private Krankenversicherung in Deutschland, belegt im Rating 
ununterbrochen seit 15 Jahren den ersten Platz – und das mit 
deutlichem Abstand. Sie erhielt damit die höchste Auszeich-
nung „mmm“ für „langjährig hervorragende Leistungen“ und 
wurde außerdem als „service- und bilanzstärkste Gesellschaft“ 
ausgezeichnet.

Bei der Debeka sind die Beiträge für Angestellte und Selbst-
ständige im fünften Jahr und bei Beamten im vierten Jahr sta-
bil. Das Unternehmen sieht sich durch das Rating-Ergebnis in 
seiner genossenschaftlichen und kostengünstigen Unterneh-
menspolitik bestätigt.

map-report: 
Private Krankenversicherer mit stabilen Beiträgen –  
Marktführer Debeka belegt im Test Platz 1� (Presse-Text Sommer 2015)



 

Peter Bittorf/Sabine Drape/Helmut Globisch/
Birgit Moldenhauer/Elke Scheske/Holger Weidemann: 
Bescheidtechnik
Dieses Buch soll die künftigen Verwaltungsmitarbeiter auf die Prüfungen und die spätere Praxis 
vorbereiten. Ausbildung und Studium vermitteln zwar Fertigkeiten zur praktischen Anwendung des 
erlernten Wissens, die Berufspraxis erschöpft sich jedoch nicht ausschließlich darin, verfahrens-  
und materiell-rechtliche Fragen zu beleuchten. Damit sich die zukünftigen Verwaltungsmitarbeiter 
nach ihrer Ausbildung oder ihrem Studium nicht unvorbereitet unbekannten Aufgaben stellen 
müssen, sehen alle Studien- und Lehrgangsangebote Übungseinheiten zur Bescheidtechnik vor.
Häufig fehlt es an geeigneten Anschauungs- und Übungsmaterialien. Die vorliegenden Mustertexte 
schließen diese Lücke und sind ideal für die Prüfungsvorbereitung geeignet.

Band 8, 120 Seiten, ISBN 978-3-7869-0904-0, 14,95 €

Frank Boffer/Stefan Eisner/Thomas Gerlach:  
Einführung in die Investitionsrechnung
Grundlage für die kommunale Investitionsentscheidung ist 
die Investitions- und Finanzierungsrechnung. Auch komplexe 
Entscheidungen können mit ihrer Hilfe wirtschaftlich sinnvoll 
getroffen werden. Das Buch beinhaltet die klassischen  
Verfahren der Investitionsrechnung mit Anwendungsbezug 
auf Investitionsentscheidungen in der Kommunalverwaltung.  
Das umfangreiche Übungsmaterial ermöglicht einen  
hohen Praxisbezug, ohne dabei wissenschaftlich theoretische 
Aspekte zu vernachlässigen. Zielgruppen sind sowohl  
Studierende als auch interessierte Praktiker.

Band 7, 300 Seiten, ISBN 978-3-7869-0905-7, 29,90 €

Jan Seybold/Wolfgang Neumann/Frank Weidner:  
Niedersächsisches Kommunalrecht
Dieses Werk ist ein Lehrbuch zum niedersächsischen Kommunalrecht auf der Basis des neu  
geschaffenen Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG). Es richtet sich haupt-
sächlich an Auszubildende und an Studierende.  
Der Leser hat mit diesem Werk die Möglichkeit, Wissen in diesem Bereich zu erarbeiten, zu festigen 
und die Materie zu rekapitulieren. Auch Praktiker sind mit diesem Werk gut beraten, um sich  
kommunale Themen zu erarbeiten oder bekannte Themen auf der Basis des neuen NKomVG  
zu vertiefen.

Band 3, 256 Seiten, ISBN 978-3-7869-0903-3, 29,90 €
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